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Aus Natur und Geiſteswelt. 


Sammlung ö 
wiſſenſchafklich-gemeinverſtändlicher Darſtellungen aus allen 
Gebieken des Willens. 


12 monatlich erſcheinende gändchen 
von 130 - 160 Seiten in farbigem Umſchlag zu je 1 Mark, 
geſchmackvoll gebunden zu je 1 Mark 25 Pf. 
Geſchmackpolle Einbanddechen werden zum Preiſe von 20 Pf. geliefert. 


Jedes Vändchen iſt in ſich abgeſchloſſen und einzeln käuflich. 


Die Derlagsbuchhandlung fah ſich infolge der erhöhten BHerftellungss 
koſten leider genötigt, den Preis für das Bändchen um den geringfügigen 
Betrag von 10 Pfennig zu erhöhen. Sie wird dafür, wie es bei den 
letzten Bändchen bereits geſchehen iſt, die Ausſtattung durch Abbildungen 
reſcher geſtalten und ſo den Wert der Bändchen, der ſchon in ihrer inhalt⸗ 
lichen Vortrefflichkeit begründet iſt, womöglich noch weiter zu erhöhen ſuchen. 


Die Sammlung will dem immer größer werdenden Bedürfnis 
nach bildender, zugleich belehrender und unterhaltender 
Cektüre entgegenkommen. Sie bietet daher in einzelnen in ſich abge⸗ 
ſchloſſenen Bändchen in ſorgſamer Auswahl Darſtellungen kleinerer 
wichtiger Gebiete aus allen Sweigen des Wiſſens und damit eine 
Lektüre, die auf wirklich allgemeines Intereſſe rechnen kann. 

Eine erfchöpfende allgemeinverſtändliche Behandlung des Stoffes 
ſoll auf wiſſenſchaftlicher Grundlage ruhen, die die Mitwirkung 
angeſehener und bewährter Fachmänner gewährleiſtet. So wird 
eine Lektüre geboten, die wirkliche Befriedigung und dauernden 
Nuhen verſpricht. 

Wie der Inhalt, fo ſoll auch in jeder Weiſe den Zweck der 
Sammlung erreichen helfen die trotz des billigen Preiſes ſorg⸗ 
fältigſte Ausſtattung: die in befter Ausführung bei. 
gegebenen Abbildungen, der mit trefflicher Zeichnung 
verſehene Umſchlag, der geſchmackvolle Einband, 

u Es erſchienen bereits: 
Der Bau des Weltalls. Von Prof. Dr. J. Scheiner. Mit zahl⸗ 

reichen Abbildungen. Geh. AH 1.—, geſchmackv. geb. M 1.25. 


Will in das Hauptproblem der Aſtronomie, die Erkenntnis des Welt⸗ 
alls, einführen. 


Menſch und Erde. Skizzen von Wechſelbeziehungen zwiſchen beiden. 
Von Prof. Dr. A. Kirchhoff. Geh. M 1.—, geſchmackv. geb. 
M. 1.25. 
Zeigt, wie die Ländernatur auf den Menſchen und feine Kultur einwirkt. 


Meeresforſchung und Meeresleben. Von Dr. Janſon. Mit vielen 
Abbildungen. Geh. AH 1.—, geſchmackvoll geb. I 1.25. 
Schildert kurz und lebendig die Fortſchritte der modernen Meeresunter⸗ 

ſuchung. 3 

Geſchichte des Zeitalters der Entdeckungen. Von Prof. Dr. 
S. Günther. Geh. J 1. — geſchmackvoll geb. 1 1.25. 

Behandelt die Entdeckungen insbeſondere ſeit Heinrich dem Seefahrer 

bis zur neueren Zeit. 5 

Luft, Waſſer, Licht und Wärme. Acht Vorträge aus der Experi⸗ 
mental⸗Chemie. Von Prof. Dr. R. Blochmann. Mit 103 Ab⸗ 
bildungen im Text. Geh. HM 1.—, geſchmackvall geb. M 1.25. 
Führt unter beſonderer Berückſichtigung der 9 Erſcheinungen 

des praktiſchen Lebens in das Verſtändnis der chemiſchen Erſcheinungen ein. 

Dus Licht und die Farben. Von Prof. Dr. L. Graetz. Mit 
113 Abbildungen. Geh. M 1.—, geſchmackvoll geb. M 1.25. 
Führt von den einfachſten optiſchen Erſcheinungen ausgehend zur tieferen 

Einſicht in die Natur des Lichtes und der Farben. 

Schüpfungen der Ingenieurtechnik der Neuzeit. Von Bauinſpektor 
Curt Merckel. Mit zahlr. Abbild. Geh. M 1. —, geſchmack⸗ 
voll geb. M 1.25. 

Führt eine Reihe hervorragender und intereſſanter Ingenieurbauten 
nach ihrer techniſchen und wirtſchaftlichen Bedeutung vor. 

Einführung in die Theorie und den Bau der neueren Wärme⸗ 
kraftmaſchinen. Von Ingenieur Richard Vater. Mit zahl⸗ 
reichen Abbildungen. Geh. A 1.—, geſchmackv. geb. M 1.25. 
Will durch eine allgemein bildende Darſtellung Intereſſe und Verſtänd⸗ 

nis für die immer wichtiger werdenden Gas⸗, Petroleum⸗ und Benzinmaſchinen 

erwecken. 

Bau und Thätigkeit des menſchlichen Körpers. Von Dr. H. Sachs. 
Mit 37 Abbildungen. Geh. / 1. —, geſchmackv. geb. W 1.25. 
Lehrt die Einrichtung und Thätigkeit der einzelnen Organe des Körpers 

kennen und ſie als Glieder eines einheitlichen Ganzen verſtehen. 

Die moderne Heilwiſſenſchaft. Weſen und Grenzen des ärztlichen 
Wiſſens. Von Dr. E. Biernacki. Deutſch von Dr. S. Ebel, 
Badearzt in Gräfenberg. Geh. AM 1.—, geſchmackv. geb. 1.25. 

Gewährt dem Laien in den Inhalt des ärztlichen Wiſſens und Könnens 

von einem allgemeineren Standpunkte aus Einſicht. 5 

Bau und Leben des Tieres. Von Dr. W. Haacke. Mit zahlreichen 
Abbildungen im Text. Geh. M 1. —, geſchmackv. geb. M 1.25. 


Indem uns der Verfaſſer die Tiere als Glieder der Geſamtnatur zeigt, 
lehrt er uns zugleich Verſtändnis und Bewunderung für deren wunderbare 
Harmonie, die, wie im Großen, in dem Zuſammenwirken der viele Tauſende 
von Lebeweſen, ſo auch im Kleinſten, in der Zweckmäßigkeit auch der unſchein⸗ 
barſten Organe, ſich erkennen läßt. 


Die fünf Sinne des Menſchen. Von Dr. Sof. Clem. Kreibig 
in Wien. Mit 30 Abbild. im Text. Geh. 4 1. —, geſchmackvoll 
geb. M 1.25. 
Beantwortet die Fragen über die Bedeutung, Anzahl, Benennung und 
Leiſtungen der Sinne in gemeinfaßlicher Weiſe. 


Grundzüge der Verfaſſung des deutſchen Reiches. Sechs Vorträge 
von Prof. Dr. E. Loening. Geh. AM 1.—, geſchmackvoll geb. 
AM. 1.25. | 
Beabſichtigt in gemeinverſtändlicher Sprache in das Verfaſſungsrecht 
des deutſchen Reiches einzuführen, ſoweit dies für jeden Deutſchen erforderlich iſt. 


Paläſtina und feine Geſchichte. Sechs volkstümliche Vorträge von 
Prof. Dr. von Soden. Mit zwei Karten und einem Plan von 
Jeruſalem. Geh. M 1.—, geſchmackvoll geb. M 1.25. 

Auf Grund einer Reiſe durch Paläſtina hat der Verfaſſer uns hier ein 

Bild gezeichnet nicht nur von dem Lande ſelbſt, ſondern auch von all dem, 

was aus demſelben hervor⸗ oder über es 1 1b iſt im Laufe der Jahr⸗ 

tauſende — ein wechſelvolles, farbenreiches Bild — die Patriarchen Israels 
und die Kreuzfahrer, David und Chriſtus, die alten Aſſyrer und die Scharen 

Mohammeds löſen einander ab. 


Soziale Bewegungen und Theorien bis zur modernen Arbeiterbe⸗ 
wegung. Von G. Maier. Geh. A 1. —, geſchmackv. geb. K 1. 25. 
Will auf hiſtoriſchem — in die Wirtſchaftslehre einführen, den Sinn 

für ſoziale Fragen wecken und klären. 

Verkehrsentwicklung in Deutſchland. 1800 —1900. Sechs volks⸗ 
tümliche Vorträge über Deutſchlands Eiſenbahnen und Binnen⸗ 
waſſerſtraßen, ihre Entwicklung und Verwaltung, ſowie ihre 
Bedeutung für die heutige Volkswirtſchaft von Prof. Dr. Walther 
Lotz. Geh. M 1.—, geſchmackvoll geb. M 1.25. 


Erörtert nach einer Geſchichte des Eiſenbahnweſens insbeſondere Tarif⸗ 
weſen, Binnenwaſſerſtraßen und Wirkungen der modernen Verkehrsmittel. 


Das deutſche Handwerk in ſeiner kulturgeſchichtlichen Entwicklung. 
Von Dr. Ed. Otto. Mit 27 Abbildungen auf 8 Tafeln. Geh. 
1. —, geſchmackvoll geb. M 1.25. 

Eine Darſtellung der hiſtoriſchen Entwicklung und der kulturgeſchichtlichen 

Bedeutung des deutſchen Handwerks von deu älteſten Zeiten bis zur Gegenwart. 


Allgemeine Pädagogik. Von Prof. Dr. Theobald Ziegler. Geh. 
V 1. —, geſchmackvoll geb. M 1.25. 
Behandelt die großen Fragen der Volkserziehung in praktiſcher, allge⸗ 

mein verſtändlicher Weiſe und in ſittlich⸗ſozialem Geifte. 

Die ſtändiſchen und ſozialen Kämpfe in der römiſchen Republik. 
Von Leo Bloch. Geh. A 1.—, geſchmackv. geb. M 1.25. 


Behandelt die Sozialgeſchichte Roms, ſoweit ſie mit Rückſicht auf die 
die Gegenwart bewegenden Fragen von allgemeinem Intereſſe iſt. 
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Sammlung 
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Grundzüge der Perfallung 
des Deutſchen Reichs. 


Sechs Vorträge 
gehalten von 


Dr. Edgar Tvening, 


ordentl. Profeſſor der Rechte an der Univerſität Halles Wittenberg. 


Druck und Verlag von B. G. Teubner. 
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Alle Rechte, einſchließlich des Überſetzungsrechts, vorbehalten. 


Vorwort. 


Im Januar dieſes Jahres habe ich im Auftrage der 
Oberſchulbehörde zu Hamburg vor einem größeren Kreiſe 
gebildeter Laien ſechs Vorträge über das Verfaſſungsrecht des 
Deutſchen Reiches gehalten. Der Aufforderung der Verlags: 
buchhandlung wie Wünſchen, die aus dem Kreiſe der Zuhörer 
an mich herangetreten find, nachgebend, habe ich mich ent: 
ſchloſſen, dieſe Vorträge aufzuzeichnen und zu veröffentlichen. 
Leider bin ich durch andere Arbeiten, die zunächſt zu vollenden 
waren, an der ſofortigen Niederſchrift der Vorträge verhindert 
worden. Erſt im Sommer habe ich die hierzu erforderliche 
Muße gefunden. Nur kurze Notizen über den Gedankengang, 
den ich bei den Vorträgen innegehalten, und mein Gedächtnis 
ſtanden mir hierbei zur Verfügung. Doch glaube ich an— 
nehmen zu dürfen, daß die hier folgende kleine Schrift nicht 
nur den Inhalt wiedergiebt, ſondern auch im weſentlichen der 
Form, in der die Vorträge gehalten worden ſind, entſpricht, 
wenn an manchen Stellen auch die Friſche der mündlichen 
Rede bei der nachträglichen Aufzeichnung verwiſcht ſein mag. 
Dem Zwecke, zu dem die Vorträge beſtimmt waren, hätte es 
nicht entſprochen, wenn in ihnen wiſſenſchaftliche Streitfragen 
eingehend erörtert worden wären. Die wichtigſten Streitfragen 
unſeres Verfaſſungsrechtes aber hervorzuheben und unter Anz 
gabe der für mich entſcheidenden Gründe meine Stellung zu 
denſelben klar und unzweideutig zu bezeichnen, war eine Pflicht, 
die mir den Zuhörern gegenüber oblag, wie ich ſie jetzt 
den Leſern gegenüber habe. 


Vorwort. 


Nicht politiſche Erörterungen über die Reichsverfaſſung 
ſollen dieſe Vorträge ſein, ſondern ſie ſollen den rechtlichen 
Inhalt der Reichsverfaſſung in einer jedem Gebildeten ver: 
ſtändlichen Weiſe und in einfacher Form darlegen, aber ich 
habe mich auch nicht geſcheut, da, wo ich dies für notwendig 
erachtete, meiner politiſchen Überzeugung Ausdruck zu geben. 


Halle a. S., 25. Auguſt 1901. 1 
Loening. 
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II. Die Schutzgebiete 


I. 


Die Gründung des Vorddeutſchen Bundes 
und des Deutſchen Reiches. 


Unter dem Drucke der Napoleoniſchen Fremdherrſchaft, in 
den Zeiten der tiefſten Erniedrigung Deutſchlands und Preußens 
iſt der Glaube an die Zukunft und die politiſche Größe 
Deutſchlands in den edlen Geiſtern unſeres Volkes wieder 
erwacht. Aber nur langſam, im Verlaufe von Jahrzehnten hat 
die Idee der deutſchen Einheit die Herrſchaft im Volke er⸗ 
rungen, iſt ſie die treibende Kraft geworden, die endlich alle 
Hinderniſſe überwand und das Deutſche Reich im Glanze der 
herrlichſten Siege und in nie dageweſener Macht wieder erſtehen 
ließ. Der Gang der deutſchen Geſchichte ſchien nicht zur Einheit, 
ſondern zur politiſchen Zerſplitterung der Nation führen zu 
müſſen. Unüberſteiglich mußten dem Geiſte denkender Staats⸗ 
männer die Hinderniſſe erſcheinen, die ſich der Verwirklichung 
der deutſchen Einheit entgegenſtellten. Mochten die Deutſchen 
die Herrſchaft im Geiſterreiche der Wiſſenſchaft und Dichtkunſt 
erringen und behaupten, mochten ſie in der Philoſophie der 
Geſchichte den Erweis erbringen, daß die Teilung der Welt 
unter die anderen Völker vernünftig, weil wirklich, ſei, auf 
den Segen des nationalen Staates und auf die Teilnahme an 
der Herrſchaft über die Welt hatten die Deutſchen beſcheiden Verzicht 
zu leiſten. Die ſtolzen Hoffnungen, die die Herzen der Patrioten, 
vor allem der Jugend, während und nach den Freiheitskriegen 
erfüllten, erwieſen ſich bald als trügeriſch. Und nicht war es 
der Neid der Fremden, war es die Tücke kleinlicher Staats⸗ 
männer, die Deutſchland um ſeine Hoffnungen trogen. Gerechter 
als in frühern Tagen können wir heute die Gründung des 
Deutſchen Bundes im Jahre 1815 beurteilen. Keinen Zweifel 
wird heute der Einſichtige hegen, daß die Entwürfe einer 
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deutſchen Verfaſſung, die in den Jahren 1814 und 1815 von 
den edelſten Patrioten, wie vor allem von dem Freiherrn 
v. Stein, entworfen wurden, unausführbar waren und ſelbſt un⸗ 
ausführbar geweſen wären, wenn die Staatsmänner Oſterreichs 
und der Mittelſtaaten von deutſcher Geſinnung erfüllt geweſen 
wären, was ſie freilich nicht waren. Die Hinderniſſe, die ſich 
der Verwirklichung dieſer Verfaſſungspläne entgegenſtellten, 
waren innere und äußere. Sie ergaben ſich aus der politiſchen 
Geſinnung, wie ſie in dem größten Teile des deutſchen Volkes 
herrſchte, ſie ergaben ſich aus der Geſtaltung der deutſchen 
Staaten wie aus dem Verhältniſſe Deutſchlands zu den euro— 
päiſchen Großmächten. 

Die Lieder und Geſänge der Freiheitskriege, die Be⸗ 
ſtrebungen einer kleinen Zahl von Patrioten, die Ideale, die 
der Jugend, vor allem der ſtudierenden Jugend, der Burſchen⸗ 
ſchaft, vorſchwebten, ſie dürfen darüber nicht täuſchen, daß die 
politiſche Geſinnung der großen Maſſe des Volkes in den erſten 
Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts eine partikulariſtiſche war. 
Die geſchichtliche Entwicklung hatte zu einer Zerſplitterung 
Deutſchlands in zwei europäiſche Großmächte und zahlreiche 
mittlere und kleinere Staaten geführt, die zum großen Teil 
in ſehr willkürlicher Weiſe gebildet waren. So unerquicklich 
und armſelig die rechtlichen und politiſchen Zuſtände in dieſen 
Staaten und Stäätchen vielfach waren, die Bevölkerung hatte 
ſich doch in ſie eingelebt und wollte ſie nicht um den Preis 
der Selbſtändigkeit des Staates aufgeben. Ein Teil der 
Gebildeten ſchwärmte für die Idee der deutſchen Einheit. 
Niemand aber wollte die berechtigten und unberechtigten Eigen⸗ 
tümlichkeiten des engeren Vaterlandes miſſen. Der Preuße 
fühlte ſich als Preuße, der Sachſe als Sachſe, der Bayer 
als Bayer und erſt in weitem Abſtand hiervon als Deutſcher. 
Nur langſam, nur nach bitteren Erfahrungen und Demütigungen 
faßte in der Maſſe des Volkes die Überzeugung Wurzel, daß 
die höchſten Intereſſen der Nation das Opfer des Parti⸗ 
kularismus forderten, daß die deutſchen Staaten in ihrer 
Vereinzelung die großen Aufgaben, die die Gegenwart dem 
Staate ſtellt, nicht erfüllen können und daß ſie den poli⸗ 
tiſchen und wirtſchaftlichen Intereſſen auch außerhalb der 
deutſchen Grenzen Anerkennung und Schutz nicht zu gewähren 
vermögen. Die geiſtige Einheit in Wiſſenſchaft und Kunſt 
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konnte keinen Erſatz für den Mangel politiſcher Einheit und 
Macht bieten. Den Partikularismus galt es zu über⸗ 
winden, ehe die Errichtung des Deutſchen Reiches ſich vollziehen 
konnte. Dieſe geiſtige Vorarbeit gethan zu haben, ift das un⸗ 
vergeßliche Verdienſt der Männer, die in Schrift und Wort, 
vom Katheder und von der Rednerbühne herab nicht abließen, 
die Idee der deutſchen Einheit in immer weiteren Kreiſen zu 
erwecken und zu kräftigen. Aber ſie konnten den Boden nur 
vorbereiten, nur die Fundamente legen. Es bedurfte des 
Staatsmannes und des Feldherrn, um auf dieſen Fundamenten 
das ſtolze Gebäude des Reiches zu errichten. 

Nach den Befreiungskriegen hatte die Fürſten und freien 
Städte Deutſchlands auf dem Wiener Kongreß im Jahre 1815 
ein völkerrechtliches Vertragsverhältnis, den Deutſchen Bund, 
geſchloſſen. In den Bundesverträgen von 1815 und 1820 
hatten ſich die deutſchen Staaten verpflichtet, gemeinſam die 
innere und äußere Sicherheit Deutſchlands zu wahren und zu 
ſchützen, und fie hatten ſich weiterhin verpflichtet, durch gemein- 
ſame Bevollmächtigte, den ſtändigen Geſandtenkongreß zu Frank⸗ 
furt a. M., den Bundestag, einzelne, in den Verträgen be⸗ 
ſtimmte gemeinſame Intereſſen aller Staaten zu fördern. Der 
Deutſche Bund hat den einen dieſer Zwecke erfüllt. Indem 
im Deutſchen Bunde die Heeresmacht Preußens und Oſterreichs 
vereint war, hat er während eines halben Jahrhunderts Deutſchland 
— zum erſtenmale in ſeiner Geſchichte — den Frieden geſichert. 
Aber der Deutſche Bund hat ſich als unfähig erwieſen, dem 
deutſchen Volke die nationale Einheit und die politiſche Freiheit 
zu geben, auf die das deutſche Volk Anſpruch erheben mußte 
und von Jahrzehnt zu Jahrzehnt immer ungeſtümer erhob. 
Gewiß, die Fürſten und Staatsmänner der Zeit des Bundes⸗ 
tages haben ſich ſchwerer politiſcher Sünden ſchuldig gemacht 
und über den Fürſten Metternich und ſeine Schüler hat die 
Geſchichte den Stab gebrochen. Aber auch freiere und kühnere 
Männer, als die waren, die damals Deutſchland regierten, 
hätten in den Formen des Bundes die gerechten Forderungen 
des deutſchen Volkes nicht zu erfüllen vermocht. 

Auf den Trümmern des heiligen Römiſchen Reiches 
deutſcher Nation waren zwei europäiſche Großmächte erwachſen. 
Sie hatten wichtige politiſche Intereſſen gemeinſam, aber eine 
jede von ihnen, Oſterreich wie Preußen, wurden mit geſchicht⸗ 

1 * 


4 J. Die Gründung des Norddeutſchen Bundes u. des Deutſchen Reiches. 


licher Notwendigkeit dazu gedrängt, nach der Vorherrſchaft in 
Deutſchland zu ſtreben. Das Schickſal forderte von dem 
deutſchen Volke einen hohen Preis, um den es allein ſeine 
nationale Einheit erkaufen konnte, einen blutigen Bürgerkrieg. 
Er mußte entweder zur Zertrümmerung der Monarchie Fried— 
rich des Großen, der einzigen reindeutſchen Großmacht, und damit 
zur Unterwerfung Deutſchlands unter die Gewalt Oſterreichs 
führen, eines Staates, deſſen Schwerpunkt nicht mehr in ſeinen 
deutſchen, ſondern in ſeinen ungariſch⸗ſlaviſch-italieniſchen Ländern 
lag — oder aber er mußte die Lostrennung jener edlen und 
kernhaften deutſchen Stämme von Deutſchland herbeiführen, die 
unter dem Scepter Habsburgs in der öſterreich- ungarischen 
Monarchie vereinigt ſind. Wir ſtehen heute jenen Zeiten fern 
genug, um auch den Männern gerecht zu werden, die in dem 
geeinten Deutſchland die öſterreichiſchen Stämme nicht miſſen 
wollten und die deshalb die Gefahren, die in der Beherrſchung 
Deutſchlands durch Oſterreich⸗Ungarn lagen, unterſchätzten. 
Die früher leidenſchaftlich erörterte Frage, ob im Jahre 
1866 Oſterreich oder Preußen den Krieg herbeigeführt, iſt nur 
von einem ſekundären hiſtoriſchen Intereſſe. Die Zeit war reif 
und der Krieg um die Vorherrſchaft in Deutſchland unver⸗ 
meidlich. Am 14. Juni 1866 erklärte der preußiſche Geſandte 
in der Bundesverſammlung zu Frankfurt a. M. im Namen 
ſeines Königs, daß durch den Beſchluß des Bundestags die 
Bundesverträge gebrochen und damit der Bund erloſchen ſei. 
Dieſer Erklärung ſchloſſen ſich die norddeutſchen und die meiſten 
mitteldeutſchen Staaten an. Der Widerſtand Oſterreichs und 
der mit ihm verbündeten Mittel- und Kleinſtaaten in Süd⸗ 
und Mitteldeutſchland mußte mit Waffengewalt gebrochen werden. 
Am 18. Juni erklärte Preußen ihnen den Krieg. Am 3. Juli 
ward die Schlacht von Königgrätz geſchlagen, und ohne ernſt⸗ 
haften Widerſtand zu finden, konnten die preußiſchen Truppen 
bis vor die Thore Wiens rücken. In dem Präliminarfrieden 
von Nickolsburg vom 26. Juli mußte Oſterreich, in den im 
Auguſt und September des Jahres 1866 geſchloſſenen Friedens— 
verträgen die anderen deutſchen Staaten, ſoweit ſie in dieſer 
Kriſis nicht ihren Untergang gefunden, die Auflöſung des Deutſchen 
Bundes anerkennen. Durch die Einverleibung von Schleswig: 
Holſtein, Hannover, Kurheſſen, Naſſau und Frankfurt a. M. 
erhielt Preußen ein in ſich geſchloſſenes, abgerundetes Gebiet 
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und konnte nun erſt völlig ebenbürtig den anderen europäiſchen 
Großmächten zur Seite treten. 

Der Deutſche Bund war ein völferrechtlicher Verein 
fouveräner Staaten geweſen. Durch feine Auflöfung waren 
alle Staaten der vertragsmäßigen Verpflichtungen, die ſie durch 
Abſchluß der Bundesverträge übernommen hatten, ledig. Aber 
die Auflöſung des Bundes ſollte nur dazu dienen, Oſterreich 
von Deutſchland zu trennen und das Feld frei zu machen, um 
Deutſchland zur nationalen Einheit zu führen. Unmittelbar 
vor jener denkwürdigen Sitzung vom 14. Juni hatte Preußen 
am 10. Juni den deutſchen Staaten die Grundzüge unter: 
breitet, nach denen ein neues Bundesverhältnis unter ſämt⸗ 
lichen deutſchen Staaten, mit Ausnahme von Oſterreich und 
dem niederländiſchen Limburg, errichtet werden ſollte. In 
dem Prager Frieden vom 23. Auguſt 1866 Art. 4 hatte Oſterreich 
ſeine Zuſtimmung zu einer neuen Geſtaltung Deutſchlands ohne 
Beteiligung des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates erklärt. Oſterreich 
hatte ſich verpflichtet, das engere Bundesverhältnis anzuerkennen, 
das Preußen nördlich der Mainlinie begründen werde, und 
ſich damit einverſtanden erklärt, daß die ſüdlich von dieſer 
Linie gelegenen deutſchen Staaten in einen Verein zuſammen⸗ 
treten, deſſen nationale Verbindung mit dem Norddeutſchen 
Bunde der näheren Verſtändigung zwiſchen beiden vorbehalten 
bleiben, der aber eine internationale unabhängige Exiſtenz 
haben ſolle. Wenn Preußen damals nach ruhmreichen Siegen 
noch darauf verzichtete, ganz Deutſchland mit Ausſchluß von 
Oſterreich zu vereinigen, ſo geſchah es, weil Frankreich, das 
den Sieg von Königgrätz wie eine eigene Niederlage empfand, 
Preußen den vollen Siegespreis ſtreitig zu machen entſchloſſen 
ſchien und Preußen nicht gleichzeitig mit dem Kriege gegen Oſterreich 
in einen Krieg mit Frankreich eintreten wollte. Wie es ſeit 
Jahrhunderten gewohnt war, glaubte Frankreich noch einmal 
Deutſchland auf der Bahn zur nationalen Einheit ein Halt 
gebieten zu dürfen. Nachdem der Friede mit Oſterreich ge: 
ſchloſſen und die Gefahr eines Krieges mit Frankreich beſeitigt 
war, ſchloß Preußen am 18. Auguſt mit 15 nord- und mittel⸗ 
deutſchen Staaten einen Bündnisvertrag, dem im Herbſte auch 
die anderen Staaten nördlich der Mainlinie beitraten. Dieſer 
Vertrag vom 18. Auguſt hatte einen zweifachen Inhalt. Die 
Staaten ſchloſſen zunächſt ein Offenſiv- und Defenſivbündnis 
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ab zur Erhaltung der Unabhängigkeit ſowie der inneren und 
äußeren Sicherheit der Staaten und ſtellten zu deſſen Sicherung 
ihre Truppen unter den Oberbefehl des Königs von Preußen. 
Sie verpflichteten ſich fernerhin dazu, die Zwecke des Bündniſſes 
definitiv durch eine Bundesverfaſſung auf der Baſis der Grund— 
züge vom 10. Juni ſicherzuſtellen, unter Mitwirkung eines ge— 
meinſchaftlich zu berufenden Parlaments, deſſen Mitglieder auf 
Grund des Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849, d. h. nach 
allgemeinem gleichem und direktem Wahlrecht gewählt werden 
ſollten. Die Geltungsdauer des Vertrags ward bis zum Ab— 
ſchluß des neuen Bundes feſtgeſetzt, doch ſollte er jedenfalls 
außer Kraft treten, wenn der neue Bund nicht vor Ablauf 
eines Jahres geſchloſſen ſein ſollte. Preußen hatte damit jener 
am Deutſchen Bund mit großer Kunſt geübten Politik der Ver⸗ 
ſchleppung einen wirkſamen Riegel vorgeſchoben. 

Zur Erfüllung der auf Errichtung eines neuen Bundes 
gerichteten Verpflichtung waren folgende Handlungen erforderlich: 

1. Die Staatsregierungen hatten ſich über den Entwurf 
einer Bundesverfaſſung zu vereinigen, die von ihnen einem 
Parlamente zur Beratung und Beſchlußfaſſung vorzulegen war. 
Preußen unterbreitete in einer von ihm berufenen Verſammlung 
den Geſandten ſämtlicher Staaten am 15. Dezember 1866 einen 
Verfaſſungsentwurf, der von ihnen am 7. Februar 1867 mit 
geringfügigen Anderungen angenommen ward. 

2. Die Regierungen hatten gleichzeitig Wahlen zu dem Parla⸗ 
mente anzuordnen. Es geſchah dies auf Grund von Landesgeſetzen. 
Darüber, daß durch die neue Bundesverfaſſung das Verfaſſungs— 
recht eines jeden Staates in bedeutſamer Weiſe abgeändert 
werde, konnte ein Zweifel nicht obwalten. Wohl wäre es möglich 
geweſen, daß in jedem Staate durch Geſetz im voraus der 
Staatsregierung die Ermächtigung gegeben worden wäre, durch 
Annahme der mit dem Parlamente vereinbarten Bundesverfaſſung 
das Landesrecht in ſoweit abzuändern, als aus der Bundes— 
verfaſſung eine ſolche Abänderung ſich ergeben werde. Doch 
geſchah dies nur in Braunſchweig und Lübeck. In den anderen 
Staaten, insbeſondere in Preußen, wollte der Landtag eine 
Prüfung ſich darüber vorbehalten, ob in der Verfaſſung des zu 
gründenden Bundes den politiſchen Rechten des Volkes ein ge— 
nügender Raum und Schutz gewährt werden. Das preußiſche 
Geſetz vom 15. Oktober 1866 wie die anderen Landesgeſetze 
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beſtimmten deshalb, daß die Bundesverfaſſung mit dem Par⸗ 
lamente nur zu beraten, nicht aber endgültig feſtzuſtellen ſei, 
ſo daß auch nach Vereinbarung der Regierungen mit dem 
Parlamente die Verfaſſung für die einzelnen Staaten nur 
Rechtsgültigkeit erlangen konnte, ſofern der Landtag die Ge⸗ 
nehmigung erteilte. Damit ſchien die Gefahr heraufbeſchworen, 
daß das Verfaſſungswerk an dem Widerſtande eines Landtags 
ſcheitern könne. 

Nachdem die Wahlen vollzogen waren, berief der König 
von Preußen im Auftrage der verbündeten Fürſten und Städte 
den konſtituierenden Reichstag und eröffnete ihn im Schloſſe zu 
Berlin am 24. Februar 1867. 

3. Der Reichstag unterzog den Verfaſſungsentwurf einer 
eingehenden Beratung und nahm ihn nur mit einigen bedeut⸗ 
ſamen Anderungen an. So ward insbeſondere die Zuſtändigkeit 
des Bundes ausgedehnt auf die Geſetzgebung über Paß- und 
Fremdenpolizei, über das Obligationen- und Handelsrecht, das 
Strafrecht und das gerichtliche Verfahren, über Medizinal- und 
Veterinärweſen. Der Bund ward für zuſtändig erklärt, nicht 
bloß indirekte, ſondern auch direkte Steuern aufzuerlegen. Ferner 
wurde die Rechtsgültigkeit der von dem Bundespräſidium zu 
erlaſſenden Anordnungen und Verfügungen an die Gegenzeichnung 
des Bundeskanzlers geknüpft, der dadurch die Verantwortlichkeit 
für ſie zu übernehmen hat. Dadurch ward der Bundeskanzler 
zum verantwortlichen Miniſter des Bundespräſidiums erklärt und 
damit erſt die Grundlage gelegt, auf der ſpäter eine ſelbſtändige 
Verwaltung des Norddeutſchen Bundes und des Deutſchen 
Reiches ſich entwickeln und eine damals ungeahnte Ausdehnung 
gewinnen konnte. Endlich ſollten nach dem Entwurfe die Aus⸗ 
gaben für das Heer und die für deren Beſtreitung erforder⸗ 
lichen Einnahmen des Bundes durch die Verfaſſung ſelbſt feſt⸗ 
geſetzt und der Beſchlußfaſſung des Reichstages entzogen, im 
übrigen aber die Ausgaben des Bundes für drei Jahre 
durch Geſetz beſtimmt werden. Nach den Beſchlüſſen des Reichs— 
tags wurden die Friedenspräſenzſtärke des Heeres und die 
Mittel zur Beſtreitung des Aufwandes für das Heer nur für 
eine Übergangszeit von drei Jahren (bis zum 31. Dezember 
1871) feſtgeſetzt, während künftighin die Friedenspräſenzſtärke 
des Heeres durch Bundesgeſetz zu beſtimmen iſt und ſämtliche 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes für jedes Jahr zu vers 


anſchlagen und durch das Geſetz über den Bundeshaushaltsetat 
feſtzuſtellen ſind. Am 16. April nahm der Reichstag den 
Entwurf der Verfaſſung mit 230 Stimmen gegen 53 Stimmen 
an, nachdem vorher ſchon mit den Regierungen ein Einver⸗ 
ſtändnis über die Anderungen des Verfaſſungsentwurfes erzielt 
worden war. An demſelben Tage erklärten die Geſandten 
ſämtlicher Staaten im Namen ihrer Regierungen den Ver⸗ 
faſſungsentwurf, wie er aus der Schlußberatung des Reichs⸗ 
tages hervorgegangen ſei, anzunehmen. 

4. So hatten die Staatsregierungen ſich mit dem Reichs⸗ 
tag über eine Verfaſſung des zu gründenden Norddeutſchen 
Bundes vereinbart. Durch die Erklärung vom 16. April hatten 
ſie ſich verpflichtet, den Bund mit der vereinbarten Verfaſſung 
zu errichten. Ehe dies jedoch geſchehen konnte, bedurften die 
Regierungen der Zuſtimmung der Landtage, ſoweit dieſe nicht 
im voraus erteilt worden war. Zu dieſem Zwecke mußte der 
Verfaſſungsentwurf den Landtagen von 18 Staaten und den 
Bürgerſchaften von Bremen und Hamburg vorgelegt werden. 
Aber kein Landtag wagte es und hätte es wagen können, ſeine 
Zuſtimmung zu verweigern. Die Vorausſage des großen 
Staatsmannes, der die Geſchicke Deutſchlands leitete, daß kein 
Landtag der großen nationalen Bewegung, die das deutſche 
Volk ergriffen habe, ſich entgegenſtemmen könne, hatte ſich be⸗ 
wahrheitet. Alle Landtage ſowie die Bürgerſchaften der beiden 
Hanſeſtädte erteilten ihre Zuſtimmung. Daraufhin wurde in 
jedem Staate die Bundesverfaſſung publiziert mit der Be⸗ 
ſtimmung, daß ſie am 1. Juli 1867 in Kraft trete. In 
dieſen Publikationspatenten gab jeder Staat die verfaſſungs⸗ 
mäßige Erklärung, daß das im Bündnisvertrage vom 18. Auguſt 
1866 vorgeſehene Bundesverhältnis begründet ſei und am 
1. Juli in Wirkſamkeit trete. Damit war der Auguſtvertrag 
erfüllt und demgemäß erloſchen. 

Der 1. Juli 1867 iſt der Geburtstag des Norddeutſchen 
Bundes, an dieſem Tage trat er in das Leben, indem die 
Normen der Bundesverfaſſung im ganzen Bundesgebiet recht⸗ 
liche Wirkſamkeit erhielten und indem der König von Preußen 
der Verfaſſung gemäß das Bundespräſidium übernahm. 

Bei oberflächlicher Betrachtung konnte der Schein entſtehen, 
als ſei durch die Gründung des Norddeutſchen Bundes nicht 
die Einheit, ſondern die Zerſplitterung Deutſchlands beſiegelt 
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worden. Und oft genug iſt damals nicht nur im Auslande, 
ſondern auch in Süddeutſchland dieſe Anſicht ausgeſprochen 
worden. Nicht nur war Oſterreich von Deutſchland losgelöſt, 
auch Süddeutſchland war von dem Deutſchen Bunde aus⸗ 
geſchloſſen. Hatten doch die Friedensverträge von Nickolsburg 
und Prag die Bildung eines ſüddeutſchen Bundes vorgeſehen, 
der eine ſelbſtändige, internationale Exiſtenz haben ſolle. Aber 
die ſüddeutſchen Staaten trugen kein Verlangen nach einem 
ſolchen Bunde und ſchon wurden die Brücken geſchlagen, die 
für die Zukunft beide Ufer des Mains verbinden ſollten. Schon 
war der Weg geebnet, auf dem zur rechten Zeit das Ziel der 
Sehnſucht des Volkes, die nationale Einheit, erreicht werden 
konnte. 

Gleichzeitig mit den Friedensverträgen, welche Preußen im 
Auguſt und September 1866 mit den ſüddeutſchen Staaten 
abſchloß, ward ein Schutz⸗ und Trutzbündnis Preußens und der 
ſüddeutſchen Staaten begründet, in dem die letzteren ſich ver- 
pflichteten, im Falle eines Krieges ihre volle Kriegsmacht unter 
den Oberbefehl des Königs von Preußen zu ſtellen. Damit 
war für den Fall eines Krieges die militäriſche Einheit Deutſch⸗ 
lands geſichert. Die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 
ſelbſt aber hatte in Art. 79 ſeine Erweiterung vorgeſehen. 
Nur hatte ſich Preußen vorbehalten den Zeitpunkt, in dem 
dies geſchehen konnte, zu beſtimmen. Der Eintritt eines ſüd⸗ 
deutſchen Staates in den Bund hatte nach Art. 79 zu erfolgen 
auf Vorſchlag des Präſidiums im Wege der Bundesgeſetzgebung. 
Die Zuſtimmung ſämtlicher Bundesſtaaten war hierzu nicht 
erforderlich. Und endlich hatte Preußen ſchon damals die Ver⸗ 
einigung der deutſchen Staaten zu einem einheitlichen Zoll⸗ 
und Handelsgebiet geſichert. Dem am 22. März 1833 ge⸗ 
gründeten Zollverein hatten im Laufe der Jahre ſich alle 
deutſchen Staaten mit Ausnahme von Oſterreich, Mecklenburg, 
Holſtein und den Hanſeſtädten angeſchloſſen. Er war noch 
kurz vor dem Kriege, am 16. Mai 1865, erneuert worden. 
Aber wie alle völkerrechtlichen Verträge, die nicht ausdrücklich 
für den Fall des Krieges geſchloſſen werden, war auch der 
Zollvereinsvertrag durch den Ausbruch des Krieges im Jahre 
1866 aufgelöſt worden. In den Friedensverträgen ward der 
Vertrag einſtweilen wieder in Kraft geſetzt, zugleich aber eine 
Reorganiſation des Zollvereins in Ausſicht genommen. (Um 
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auch hier eine raſche Verſtändigung zu ſichern und partiku⸗ 
lariſtiſche Gelüſte von vornherein zurückzudrängen, behielt ſich 
Preußen das Recht einer ſechsmonatigen Kündigung vor 
und machte davon Gebrauch, indem es den Vertrag auf den 
31. Dezember 1867 kündigte. Zugleich eröffnete es aber die 
Verhandlungen über die Reorganiſation des Zollvereins. Bisher 
konnte eine jede Anderung des Vertrages, eine jede Anderung 
der Tarifſätze und der Zollvorſchriften nur unter Zuſtimmung 
ſämtlicher Staaten erfolgen. Jede Anderung, jeder Fortſchritt 
war demnach nur auf dem Wege mühſamſter Verhandlungen 
zu erreichen. Jetzt verlangte Preußen, daß von ſämtlichen 
Staaten das Recht der Geſetzgebung in Zoll- und Handels⸗ 
ſachen wie über die gemeinſame Beſteuerung von Tabak, Zucker 
und Salz gemeinſamen Organen des Zollvereins, einem Zoll⸗ 
bundesrat und einem Zollparlamente, übertragen werde, daß der 
König von Preußen als Präſidium des Zollvereins bevoll⸗ 
mächtigt werde, die Aufſicht über die Ausführung der gemein- 
ſamen Geſetze zu führen und mit auswärtigen Staaten Verträge 
abzuſchließen, vorbehaltlich der Zuſtimmung des Zollbundesrates 
und der Genehmigung des Zollparlaments. Ehe jedoch auf 
dieſen Grundlagen der neue Zollvereinsvertrag zuſtande kam, 
war der Norddeutſche Bund ins Leben getreten. Nach ſeiner 
Verfaſſung bildete er ein einheitliches Zoll- und Handelsgebiet 
und ſeine Organe allein hatten Zoll- und Handelsverträge ab⸗ 
zuſchließen. So ſchloß denn nicht Preußen, ſondern der Nord— 
deutſche Bund am 8. Juli 1867 den neuen Zollverein mit den 
ſüddeutſchen Staaten auf acht Jahre ab. Er ſtellte auf all 
den Gebieten, die zu ſeiner Zuſtändigkeit gehörten, die nationale 
Einheit her. Das Präſidium des Norddeutſchen Bundes war 
das Präſidium des Zollvereins, den Bundesrat des Norddeutſchen 
Bundes bildete unter Hinzutritt der Bevollmächtigten der ſüd⸗ 
deutſchen Staaten den Bundesrat, der Reichstag unter Hinzu⸗ 
tritt der Abgeordneten der ſüddeutſchen Staaten das Parlament 
des Zollvereins. Die Verfaſſung des Zollvereins war, wie 
mit Recht geſagt wurde, der Schatten, den die Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs vorauswarf. 

Aber wie die Lostrennung Oſterreichs von Deutſchland nur 
durch einen Krieg zu verwirklichen war, ſo erforderte auch die 
Umwandlung des Norddeutſchen Bundes in das Deutſche Reich 
das Opfer eines furchtbaren Krieges. Dem Kaiſer Napoleon III. 
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war es im ſechſten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts gelungen, 
noch einmal das Übergewicht Frankreichs in Europa zu be⸗ 
gründen. Dieſes politiſche Übergewicht war durch die Macht: 
entfaltung Preußens bedroht, ja zerſtört. Seit den Zeiten 
Richelieus und Ludwig XIV. war es der oberſte Grundſatz der 
franzöſiſchen Politik, Deutſchland in Schwäche und Ohnmacht 
zu halten. Die Zerriſſenheit Deutſchlands war die Bedingung 
der Vorherrſchaft Frankreichs. Dem nationalen Stolze und 
der nationalen Eitelkeit des franzöſiſchen Volkes wäre es un— 
möglich geweſen, von ſeiner Höhe herabzuſteigen, ohne durch 
Waffengewalt dazu gezwungen zu ſein. Nicht Kaiſer Napoleon 
trägt die Schuld an dem Krieg, ſondern das franzöſiſche Volk, 
das auf die Zerriſſenheit Deutſchlands ein Recht zu haben 
glaubte. Der Anſpruch Frankreichs auf Vorherrſchaft, der An: 
ſpruch Deutſchlands auf nationale Einheit und Gleichberechtigung 
waren unverſöhnlich. Dieſer Gegenſatz drängte zum Krieg und 
konnte nur durch den Krieg entſchieden werden. Auch hier iſt 
der äußere Anlaß, der unmittelbar den Ausbruch des Krieges 
herbeiführte, nur von ſekundärem geſchichtlichem Intereſſe. In 
dem Kriege erhielten die Schutz- und Trutzbündniſſe Preußens 
mit den ſüddeutſchen Staaten ihre Feuertaufe. Nach der 
Schlacht von Sedan, nach der Eroberung von Straßburg und 
Metz war endlich der Tag gekommen, an dem das Deutſche 
Reich wieder erſtehen konnte. Während der Belagerung von 
Paris wurden zu Verſailles die Verhandlungen über den Ein— 
tritt der ſüddeutſchen Staaten in den Norddeutſchen Bund ge— 
führt, die in Berlin ihren letzten Abſchluß fanden. Der Ein⸗ 
tritt konnte nur erfolgen auf Grund von Verträgen der einzelnen 
ſüddeutſchen Staaten mit dem Norddeutſchen Bunde, die einer⸗ 
ſeits der Zuſtimmung des Bundesrats und der Genehmigung 
des Reichstags, andererſeits der Genehmigung der ſüddeutſchen 
Landtage bedurften. Aber nicht widerwillig, nur dem äußeren 
Zwang gehorchend ſollten die ſüddeutſchen Staaten den Bund 
zum Reiche erweitern. In bewundernswerter Mäßigung kam 
der Bundeskanzler insbeſondere den Anſprüchen des größten 
der deutſchen Mittelſtaaten, Bayerns, entgegen und willigte 
in alle Forderungen, die mit der Einigkeit und Sicherheit 
Deutſchlands, mit der Fortentwicklung des deutſchen Staats⸗ 
lebens vereinbar ſchienen. Er ſtimmte wichtigen Anderungen 
der Verfaſſung zu, durch die die Rechte der Bundesſtaaten 
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vermehrt, die Funktionen der Bundesgewalt geſchwächt wurden. 
Durch weitgehende Privilegien ward Bayern eine Sonderſtellung 
eingeräumt, aber auch Württemberg und Baden wurden, wenn 
auch in geringerem Maße, Sonderrechte zugeſtanden. Das 
wichtigſte aber war, daß den vier ſüddeutſchen Staaten die 
Möglichkeit, gegeben ward, durch einen gemeinſamen Widerſpruch 
eine jede Anderung der Verfaſſung und damit auch jede Er⸗ 
weiterung der Zuſtändigkeit des Bundes zu hindern. Manchem 
treuen Patrioten koſtete es ſchwere Überwindung im nord⸗ 
deutſchen Reichstage den dadurch bedingten Anderungen der 
Bundesverfaſſung zuzuſtimmen. Schien doch dem Partikularis⸗ 
mus dadurch wieder ein großer Spielraum eingeräumt zu 
ſein. Und doch erwies auch hier der große Kanzler ſich als 
der weitblickende Staatsmann, der nicht in Paragraphen einer 
Verfaſſungsurkunde, ſondern in der Treue und Vaterlandsliebe 
der Fürſten und des Volkes die feſteſten Stützen des Reiches 
erkannte. Er wußte es auch zu würdigen, welchen Wert es 
nicht nur für das Seelenleben des deutſchen Volkes, ſondern 
auch für die Stellung Deutſchlands in der Welt beſitzt, daß 
infolge der Verfaſſungsänderungen nicht mehr ein unperſönliches 
Präſidium, ſondern ein Deutſcher Kaiſer Deutſchlands Führer 
ward, daß nicht der Deutſche Bund, wie es anfänglich beab⸗ 
ſichtigt war, ſondern das Deutſche Reich wieder auflebte. 
So wurden am 15. November 1870 die Verträge mit Baden 
und Heſſen, die gemeinſam verhandelt hatten, am 23. die mit 
Bayern, am 25. die mit Württemberg zu Verſailles abgeſchloſſen. 
In dem Berliner Vertrage vom 8. Dezember 1870 trat Bayern 
den mit Württemberg, Baden und Heſſen, und dieſe Staaten 
den mit Bayern abgeſchloſſenen Verträgen bei. Am 1. Januar 
1871 traten die Verträge in Kraft und damit wandelte ſich 
der Norddeutſche Bund in das Deutſche Reich um. Am 
18. Januar fand nicht die Krönung eines neuen Römiſchen 
Kaiſers deutſcher Nation, ſondern die Verkündung des erjten 
Deutſchen Kaiſers in dem Schloſſe Ludwigs XIV. zu Ver⸗ 
ſailles ſtatt. 

Nach den Novemberverträgen des Jahres 1870 iſt das 
Deutſche Reich nicht eine Neuſchöpfung, ſondern es iſt nichts 
anderes als der erweiterte Norddeutſche Bund, der nur vier 
neue Mitglieder aufgenommen, ſein Gebiet erweitert und 
einzelne Beſtimmungen ſeiner Verfaſſung geändert hat. Dieſe 
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Verfaſſungsänderungen waren enthalten in den ſehr umfang⸗ 
reichen und wenig überſichtlichen Novemberverträgen, deren zum 
Teil ſich entgegenſtehenden Beſtimmungen erſt in dem Ver⸗ 
trage vom 8. Dezember ihren Ausgleich gefunden hatten. Es 
war ein allgemeines und dringendes Bedürfnis, die in den 
Verſailler Verträgen vereinbarten Anderungen der Verfaſſung 
in die Verfaſſungsurkunde aufzunehmen und demgemäß deren 
Text umzugeſtalten. Hierzu war ein Verfaſſungsgeſetz not⸗ 
wendig, das am 16. April 1871 erlaſſen wurde. Das Geſetz 
beſtimmt, daß an Stelle der bisherigen Verfaſſungsurkunde und 
der in den Verträgen enthaltenen Beſtimmungen über deren 
Anderung die beigefügte Verfaſſungsurkunde zu treten habe. 
Doch hatten nicht alle Beſtimmungen der Verträge darin Auf— 
nahme gefunden. Das Geſetz erklärte deshalb in 8 3 aus: 
drücklich, daß, ſoweit dies nicht geſchehen, dieſe Vereinbarungen 
durch das Geſetz nicht berührt werden. Es beſtand allſeitige 
Übereinſtimmung darüber, daß durch dieſe neue Redaktion der 
Verfaſſungsurkunde das materielle Recht nicht geändert werden 
ſolle; nur in Art. 8 und Art. 52 der Verfaſſung ſind hiervon 
zwei Ausnahmen gemacht worden. 

So iſt der Norddeutſche Bund gegründet und zum 
Deutſchen Reiche erweitert, ſo iſt die Verfaſſung des Nord— 
deutſchen Bundes in die Verfaſſung des Deutſchen Reiches 
umgewandelt worden. Seit einem Menſchenalter behauptet das 
Deutſche Reich mit Ehre und Ruhm ſeine Stelle unter den 
Großmächten der Erde. Seit einem Menſchenalter lebt das 
deutſche Volk geeint und geſchützt unter ſeiner Verfaſſung. 
Nicht alle Hoffnungen, die in den herrlichen Frühlingstagen 
des Jahres 1871 die Bruſt eines jeden Deutſchen ſchwellten, 
ſind in Erfüllung gegangen. Wann hätte je die Wirklichkeit 
dem Ideale entſprochen? Aber die unerfüllten Wünſche — 
und wer hätte ſolche nicht? — die getäuſchten Hoffnungen 
dürfen uns in der Beurteilung der Verfaſſung nicht ungerecht 
machen. Drei Jahrzehnte voll heißer innerer Kämpfe der 
politiſchen und kirchlichen Parteien, der ſich entgegenſtehenden 
wirtſchaftlichen Intereſſen haben unſere Verfaſſung erprobt. 
Der gerechte Beurteiler, deſſen Blick durch Parteileidenſchaft 
nicht getrübt iſt, wird freudig anerkennen, daß der große 
Staatsmann, der größte des 19. Jahrhunderts, mit richtigem 
Scharfblick in der Verfaſſung die Formen geſchaffen hat, in 
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denen die politiſchen Kräfte des deutſchen Volkes zum Heile 
des Vaterlandes ſich bethätigen können. Durch die Verfaſſung 
iſt die Einheit, ſind Macht und Größe des Vaterlandes ge— 
ſichert und doch den einzelnen Staaten ein weites und frucht: 
bares Feld belaſſen, auf denen ſie ein eigenartiges politiſches 
Leben entfalten können. Die Faſſung mancher Artikel der 
Verfaſſungsurkunde mag den Forderungen der Geſetzestechnik 
nicht entſprechen, der Auslegung große Schwierigkeiten bereiten. 
Aber noch weiß die Geſchichte des Reiches von keiner ernſthaften 
Verfaſſungsſtreitigkeit zu berichten. In allen großen Fragen 
des Staatslebens waren die Organe des Reichs, Kaiſer, 
Bundesrat und Reichstag, von einem einheitlichen Willen bes 
ſeelt, der die Gegenſätze zu überwinden und alle Schwierig- 
keiten glücklich aus dem Wege zu räumen vermochte. 

Im Gegenſatze hierzu beſteht heute noch in der Wiſſenſchaft 
des deutſchen Staatsrechts nicht nur über die Auslegung einzelner 
Artikel der Verfaſſung lebhafter Streit, ſondern auch über die 
rechtliche Grundlage, auf der das Reich aufgebaut iſt. Das Reich 
hat ſich als einer der mächtigſten Staaten der Erde bewährt, 
es hat das deutſche Volk geeint, ſeinen Wohlſtand, ſeine geiſtige 
Kultur gefördert und gehoben — und doch iſt es heute noch 
in der Wiſſenſchaft beſtritten, ob das Reich ein Staat iſt oder 
nur ein völkerrechtlicher Verein ſouveräner Staaten, deſſen 
Verfaſſung nur ein völkerrechtlicher Vertrag iſt, aus dem für 
die ſouveränen Bundesſtaaten nur einzelne völkerrechtliche 
Pflichten und Rechte entſpringen. Es ſei geſtattet auf dieſe 
wichtigſte Streitfrage des deutſchen Staatrechts in Kürze ein: 
zugehen. Hat ſie doch nicht nur ein wiſſenſchaftliches Intereſſe, 
auch politiſch iſt ihre Bedeutung nicht zu unterſchätzen. Doch 
laſſen wir bei dieſer Unterſuchung alle politiſchen Erwägungen 
und Wünſche zur Seite! Die Richtigkeit des Ergebniſſes hängt 
nicht davon ab, ob es unſeren politiſchen Forderungen und 
Beſtrebungen entſpricht. 

Einer unſerer ſcharfſinnigſten und gelehrteſten Staats⸗ 
rechtslehrer, der leider kürzlich verſtorbene M. v. Seydel 
in München, hat die Anſicht zu begründen verſucht, daß der 
Norddeutſche Bund wie das Reich nicht ein Staat, ſondern 
nur die Bezeichnung für ein völkerrechtliches Vertragsverhältnis 
ſei, in dem die ſouveränen deutſchen Staaten untereinander 
ſtehen. Dieſe Anſicht hat namentlich in Bayern zahlreiche An— 
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hänger gefunden. Seydel geht davon aus, daß die Souveränetät 
zu dem Staate ſeinem Begriffe nach gehöre, daß ein nicht 
ſouveräner Staat ein Widerſpruch in ſich ſei. Er definiert den 
Staat als die Vereinigung der Menſchen eines Landes unter 
einem einheitlichen höchſten Willen, der rechtlich von keinem 
anderen Willen abhängig iſt. Es wird ſich ſpäter Gelegenheit 
zur Prüfung dieſer Anſicht bieten. Iſt ſie richtig, ſo giebt es 
nur die Alternative: entweder iſt das Reich ein Staat und dann 
ſind die ſogenannten Bundesſtaaten, Preußen, Bayern u. ſ. w., 
keine Staaten, ſondern nur Landſchaften des Reiches, oder aber 
die Bundesſtaaten ſind Staaten und dann iſt das Reich nur ein 
völkerrechtlicher Verein ſouveräner Staaten. Aus der Entſtehungs— 
geſchichte des Norddeutſchen Bundes und des Reiches glaubt 
Seydel die Richtigkeit dieſes letzteren Satzes erweiſen zu können. 

Zweifellos richtig iſt es, daß vor der Gründung des Nord— 
deutſchen Bundes alle deutſche Staaten ſouveräne Staaten waren. 
Daraus folgert Seydel, daß die von ihnen mit dem konſtituierenden 
Reichstage vereinbarte Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes ein 
völkerrechtlicher Vertrag war. Denn was könne ſie anderes ge— 
weſen ſein, da es eine über den ſouveränen Staaten ſtehende Ge⸗ 
walt, die eine Verfaſſung hätte erlaſſen können, nicht gab? Dieſer 
Vertrag erhielt, nachdem er von allen Landtagen genehmigt war, 
in jedem Staate rechtliche Wirkſamkeit, wie dies bei allen anderen 
völkerrechtlichen Verträgen der Fall iſt, in denen die vertrags— 
ſchließenden Staaten die Pflicht übernehmen, beſtimmte Rechts— 
ſätze in ihren Gebieten in Kraft zu ſetzen. In dieſem Vertrage, 
in der Verfaſſung, verpflichteten ſich die Staaten ferner, be— 
ſtimmte ſtaatliche Funktionen durch gemeinſchaftliche Bevoll⸗ 
mächtigte ausüben zu laſſen und die Koſten beſtimmter Aus⸗ 
gaben gemeinſchaftlich aufzubringen und zu leiſten. Sie über⸗ 
trugen Bundesrat und Reichstag die Geſetzgebung über die in 
dem Vertrage beſtimmten Angelegenheiten. Die Geſetze des 
Reiches ſind demnach in jedem Staate Landesgeſetze. Der 
Bundesrat, der ſie ſanktioniert, der Kaiſer, der ſie ausfertigt, 
thun dies kraft einer ihnen übertragenen Vollmacht aller 
Staaten. Der Kaiſer, der den Oberbefehl über das Heer 
führt, handelt als Bevollmächtigter aller Landesherren. Der 
Reichsfiskus iſt gemeinſchaftlicher Staatsfiskus aller Staaten, 
das Reichsvermögen gemeinſchaftliches Vermögen, die Reichs— 
ſchulden gemeinſchaftliche Schulden der Staaten. 
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Die meiſten Gegner dieſer Anſicht glauben ſie mit der 
Behauptung widerlegen zu können, daß die Verfaſſung Be- 
ſtimmungen enthalte, die ihrem Inhalte nach nicht Beſtimmungen 
der einzelnen Landesgeſetze ſein können. Wenn nach Art. 6 
der Verfaſſung Preußen in dem Bundesrat 17 Stimmen zu 
führen habe, ſo könne dies nicht Inhalt eines ſächſiſchen oder 
bayriſchen Landesgeſetzes ſein. Wenn der Art. 34 beſtimme, daß 
die Hanſeſtädte Bremen und Hamburg als Freihäfen außerhalb 
der gemeinſchaftlichen Zollgrenze bleiben, bis ſie ihren Einſchluß 
in dieſelbe beantragen, ſo könne dies doch nicht durch ein 
preußiſches Landesgeſetz beſtimmt werden. Indes hatte es 
Seydel nicht ſchwer, dieſen Einwurf zu widerlegen. Stellen 
wir uns auf den Standpunkt Seydels und betrachten wir die 
Verfaſſung als einen völkerrechtlichen Vertrag, ſo entſpringt 
aus dieſem Vertrag der völkerrechtliche Anſpruch eines jeden 
Staates, in der in dem Vertrage beſtimmten Weiſe in dem 
Bundesrate ſich vertreten zu laſſen und an der Faſſung ſeiner 
Beſchlüſſe mitzuwirken, es entſpringt daraus für ihn die Pflicht, 
Wahlen zum Reichstag anzuordnen, dem König von Preußen 
den Oberbefehl zu übertragen, Bremen und Hamburg auf deren 
Antrag in das gemeinſame Zollgebiet aufzunehmen u. ſ. w., 
aber all dies unter der Vorausſetzung, daß alle anderen 
Staaten ihre vertragsmäßigen Pflichten erfüllen. Alle Staaten 
ſind rechtlich daran beteiligt, daß jeder Staat ſeine Vertrags⸗ 
pflichten erfüllt. Aber preußiſches Landrecht, ſächſiſches Land- 
recht, bayriſches Landrecht werden nur diejenigen Beſtimmungen 
des Vertrages, welche für den Staat und ſeine Angehörigen 
als Normen des Landesrechts Geltung gewinnen ſollen. Nicht 
anders verhält es ſich mit jedem völkerrechtlichen Vertrage, in 
welchem die Staaten ſich verpflichten, Rechtsſätze in Kraft zu 
ſetzen. In der Berner Konvention vom 9. September 1886 
hat das Deutſche Reich mit zahlreichen anderen Staaten einen 
Verband zum Schutze des Urheberrechts an Werken der Litteratur 
und Kunſt gebildet. Die in einem Verbandslande veröffentlichten 
Werke ſollen in jedem anderen Verbandslande denſelben Rechts— 
ſchutz genießen wie die im Inlande veröffentlichten Werke. 
Nicht der geſamte Inhalt des Vertrages konnte in Deutſchland 
Inhalt deutſcher Rechtsſätze werden. Daß die in Deutſchland 
veröffentlichten Werke in Frankreich Rechtsſchutz genießen, kann 
nicht Inhalt eines deutſchen Rechtsſatzes ſein, ſondern nur 
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daß, ſolange der Vertrag gilt, die in Frankreich erſcheinenden 
Werke in Deutſchland ebenſo rechtlich geſchützt werden, wie die 
in Deutſchland erſcheinenden. Derſelbe Einwurf, der gegen die 
Auffaſſung der Reichsverfaſſung als eines Vertrages erhoben 
wird, könnte auch gegen die deutſche Bundesakte vom 10. Juni 
1815 erhoben werden, die unbeſtritten ein völkerrechtlicher Ver⸗ 
trag war. 

Die Anſicht Seydels, daß das Reich nur ein völkerrecht⸗ 
licher Verein ſei, iſt vielmehr aus anderen Gründen unrichtig. 
Darin iſt allerdings Seydel zuzuſtimmen, die Verfaſſung war 
und iſt ein völkerrechtlicher Vertrag, den ſouveräne Staaten 
abgeſchloſſen haben, aber — und dies verkennt Seydel — ein 
Vertrag, in dem ſie ſich verpflichteten, auf ihre Souveränetät 
zu verzichten. Sie verpflichteten ſich, der Souveränetät eines 
neuen Staates, des Norddeutſchen Bundes, ſich unterzuordnen. 
Dieſe Verpflichtung iſt in den Beſtimmungen der Verfaſſung 
enthalten, nach welchen das Reichsrecht dem Landesrecht vor— 
geht, und das Reich auch gegen den Willen der einzelnen 
Staaten durch ſeine Organe im Wege der Reichsgeſetzgebung 
ſeine Verfaſſung ändern und ſeine Zuſtändigkeit ausdehnen 
kann. Wären Kaiſer und Bundesrat nur Beauftragte der 
Staaten, ſo könnte das Recht der Beauftragten nicht größer 
ſein als das Recht der Auftraggeber, da in völkerrechtlichen 
Verhältniſſen — anders als im Privatrecht — der Bevoll⸗ 
mächtigte ſeine Zuſtändigkeit nur von dem Recht des Auf: 
traggebers ableiten kann. Die Verfaſſung ſelbſt hat in dem 
Reiche eine ſelbſtändige Herrſchergewalt begründet, der die 
Bundesſtaaten unterworfen ſind. Hätte in dem einzelnen 
Bundesſtaate die Reichsverfaſſung nur Rechtsgültigkeit auf 
Grund des Landesrechts, ſo könnte ein Landesgeſetz ſie ihr 
jederzeit entziehen. Das völkerrechtliche Vertragsverhältnis 
ſtünde unter den Normen des Völkerrechts. Jeder der ſou— 
veränen Staaten wäre berechtigt, unter den völkerrechtlichen 
Vorausſetzungen durch einſeitige Willenserklärung das Reich 
aufzulöſen, wie Preußen am 14. Juni 1866 die Bundesver⸗ 
träge für aufgelöſt erklärt hat. In der Praxis wie in der 
Theorie des Völkerrechts iſt es anerkannt, daß jeder ſouveräne 
Staat einen völkerrechtlichen Vertrag kündigen kann, wenn der 
andere Kontrahent ſeine vertragsmäßigen be nicht erfüllt. 
Die Entſcheidung darüber ſteht a eränen Staate 
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allein zu. Iſt der Vertrag nicht auf beſtimmte Zeit geſchloſſen, 
ſo iſt jeder Staat berechtigt den völkerrechtlichen Vertrag zu 
kündigen, wenn die weſentlichen Vorausſetzungen, unter denen 
er abgeſchloſſen wurde, nicht mehr vorhanden ſind. Man drückt 
dies in der Formel aus, daß ein jeder ſolcher Vertrag die ſtill— 
ſchweigende Klauſel rebus sie stantibus enthalte. Sie iſt dem 
Völkerrechte unentbehrlich, fie iſt aber nicht nur dem Völker⸗ 
rechte eigen, ſondern ſie gilt ebenſo für wichtige Verträge des 
Privatrechts. Freilich hat auf dem Gebiete des Privatrechtes, 
wenn Streit darüber entſteht, ob die Vorausſetzung für ihre 
Anwendung vorhanden iſt, der über den Parteien ſtehende 
Richter zu entſcheiden. Der ſouveräne Staat unterſteht keiner 
richterlichen Gewalt und kann keiner unterſtehen, denn damit 
würde er aufhören, ſouverän zu ſein. Er ſelbſt hat allein 
darüber zu erkennen, ob die Vorausſetzung der Klauſel rebus 
sic stantibus eingetreten iſt und ob er von ihr Gebrauch 
machen will. Wäre die Anſicht Seydels, daß das Reich ein 
Verein ſouveräner Staaten ſei, richtig, ſo wäre der Fortbeſtand 
des Reiches gefährdet, ſobald ein Staat den Entſchluß faſſen 
ſollte, ſich vom Reiche loszuſagen. 

Um dieſer Folgerung zu entgehen, verweiſt Seydel auf den 
Eingang der Verfaſſung, in welchem die deutſchen Staaten er: 
klären einen „ewigen Bund“ zu ſchließen. Damit ſei das 
einſeitige Ausſcheiden eines Staates aus dem Bunde auf Grund 
der Klauſel rebus sie stantibus für rechtlich unzuläſſig er⸗ 
klärt. Demgegenüber kann man ſich nicht, wie dies geſchehen 
iſt, darauf berufen, daß der Eingang der Verfaſſung keinen 
Beſtandteil derſelben bilde und keine Rechtsſätze enthalte, ſondern 
nur eine geſchichtliche Thatſache berichte. Das iſt eine will⸗ 
kürliche Behauptung. Auch der Eingang gehört zur Verfaſſungs⸗ 
urkunde für das Deutſche Reich (Gef. v. 16. April 1871 8 1) 
und zur Verfaſſung auch im Sinne des Art. 78 (eine Anſicht, 
die Seydel allerdings nicht geteilt hat). Ausdrücklich erklärte 
der Präſident des Bundeskanzleramtes, der Staatsminiſter 
Delbrück, im Reichstage: „Ich kann konſtatieren, daß es die 
Abſicht geweſen iſt, unter der Verfaſſung des Bundes nicht nur 
die einzelnen Artikel, ſondern auch den Eingang zu begreifen.“ 
Aber die Worte beweiſen nicht, was ſie nach Seydel beweiſen 
ſollen. Bis in die neuere Zeit wurden die meiſten Verträge, 
die nicht für beſtimmte Zeit geſchloſſen wurden, auf „ewige 
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Zeit“ abgeſchloſſen. Das aber iſt nur eine Formel und kann 
nur eine Formel ſein. Für ewige Zeit kann kein Menſch und 
kein Staat etwas beſtimmen. Trotz dieſer Formel hat jeder 
ſouveräne Staat für ſich das Recht in Anſpruch genommen, 
einſeitig von einem auf ewige Zeit geſchloſſenen Vertrage 
zurückzutreten, ſobald die Vorausſetzungen der Klauſel rebus 
sie stantibus nach ſeiner Anſicht vorhanden waen. Wo ſind die 
unzähligen Verträge, die auf ewige Zeit geſchloſſen wurden, 
geblieben? Wäre das Reich nur ein völkerrechtliches Vertrags⸗ 
verhältnis, ſo hinge rechtlich der Beſtand des Reiches nur 
an einem ſchwachen Faden. Der Boden wäre vorhanden, auf 
dem wieder in trüben Zeiten eine rheinbündiſche Geſinnung 
entſtehen und Deutſchland wieder für einen geographiſchen 
Begriff erklärt werden könnte. Aber ich wiederhole, wäre die 
Anſicht Seydels begründet, ſo müßten wir uns trotz aller 
politiſcher Bedenken zu ihr bekennen, wie ſich Seydel aus 
wiſſenſchaftlicher Überzeugung zu ihr bekannt hat und doch an 
Liebe und Treue zu dem deutſchen Vaterlande von Niemanden 
übertroffen wurde. 

Die überwiegende Zahl der deutſchen Staatsrechtslehrer, 
das deutſche Volk in ſeiner Geſamtheit wie das Ausland — 
ſie erkennen in dem Reiche einen Staat und einen ſouveränen 
Staat. Aber freilich gilt es für die Gegner Seydels die 
ſchwierige Frage zu beantworten, wie denn der Norddeutſche 
Bund als Staat entſtanden iſt. Und in der Beantwortung 
dieſer Frage gehen ſie weit auseinander. Die einen verzichten 
darauf, den Knoten zu löſen, ſie glauben ihn durchhauen zu 
müſſen. Ihre Anſicht geht dahin, daß die Entſtehung eines 
Staates ein rein thatſächlicher Vorgang ſei, der ſich jeder ernſtlichen 
Erklärung und Konſtruktion entziehe, etwa wie die Geburt eines 
Menſchen. Auf einem bisher herrenloſen Gebiete kann ſich 
ein neuer Staat dadurch bilden, daß eine oder mehrere Per⸗ 
ſonen thatſächlich die höchſte Gewalt an ſich reißen und die 
Bevölkerung ſich ihr thatſächlich unterwirft. Auch kann unter 
Bruch des geltenden Rechts, auf dem Wege der Revolution 
und des Bürgerkrieges ein neuer Staat entſtehen, indem die 
revolutionären Gewalten ſich behaupten. Die thatſächliche Ge⸗ 
walt verwandelt ſich dann erſt in eine rechtliche Gewalt, wenn 
in dem Volk die Vorſtellung herrſchend geworden iſt, daß die 
Gewalt zu Recht beſteht. Ein ſolcher Rechtsbruch hat aber 

0 * 
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bei der Gründung des Norddeutſchen Bundes und ſeiner Er— 
weiterung zum Deutſchen Reich nicht ſtattgefunden. Sie voll⸗ 
zogen ſich durchaus in den Formen des geltenden Rechtes. 
Jeder Vorgang war ein Rechtsakt. Am 16. April 1867 be⸗ 
ſchloſſen die Geſandten der verbündeten Staaten: „Der kon⸗ 
ſtituierende Reichstag ſei davon in Kenntnis zu ſetzen, daß die 
Staaten die vereinbarte Bundesverfaſſung nach Maßgabe 
der in den einzelnen Ländern beſtehenden Verfaſſungen zur 
geſetzlichen Geltung bringen werden.“ Vollzog ſich aber 
die Gründung des Nordeutſchen Bundes durchaus in den 
Formen des Rechtes, ſo kann die Gründung nicht ein außerhalb 
des Rechtes liegender thatſächlicher Vorgang ſein. 

Andere Schriftſteller erkennen an, daß die Verfaſſung 
ihrer Entſtehung nach ein völkerrechtlicher Vertrag geweſen ſei, 
behaupten aber, daß ſie, nachdem ſie in Wirkſamkeit getreten, 
in ein Geſetz des Norddeutſchen Bundes und des Deutſchen 
Reiches ſich verwandelt habe. Aber ſie vermögen die Frage 
nicht zu beantworten, wie ein Vertrag in ein Geſetz ſich ver— 
wandeln könne. Ein Schriftſteller, dem die Wiſſenſchaft tief— 
gehende Unterſuchungen über die allgemeine Staatslehre und 
über das deutſche Staatsrecht verdankt, Haenel, ſieht in dem 
Publikandum, mit welchem der König von Preußen am 
26. Juli 1867 im Namen des Norddeutſchen Bundes die 
Bundesverfaſſung verkündete, den Akt, durch welchen ſich diefe 
Umwandlung vollzogen habe. Doch iſt dieſe Anſicht aus 
mehreren Gründen unhaltbar. Schon ſeinem Wortlaute nach 
enthält das Publikandum nur die Verkündung der Thatſache, 
daß der Norddeutſche Bund errichtet und die Verfaſſung am 
1. Juli 1867 in Kraft getreten iſt. Die Verfaſſung galt alſo 
vom 1. Juli an. Das Publikandum konnte und wollte nicht 
den rechtlichen Charakter der ſeit dem 1. Juli in Geltung 
ſtehenden Verfaſſung ändern. Dies wäre aber auch deshalb 
rechtlich unmöglich geweſen, weil der König von Preußen als 
Präſidium des Bundes hierzu in keiner Weiſe zuſtändig war. 
Aber die Anſicht enthält auch einen Widerſpruch in ſich. Be⸗ 
ruht die Verfaſſung auf einem völkerrechtlichen Vertrag, deſſen 
Teil ſie bildet, ſo kann ſie auch nur Gültigkeit haben, ſolange 
der Vertrag beſteht. Beſeitigen wir dieſe Baſis, auf der das 
Reich beruht, dann iſt auch die Rechtsverbindlichkeit der Verfaſſung 
nicht mehr begründet, dann fehlt ihr die rechtliche Grundlage. 
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Laſſen Sie uns von dieſen und anderen Theorien abſehen 
und vorurteilslos den Inhalt der Rechtsakte prüfen, durch 
welche der Norddeutſche Bund gegründet ward. Am 16. April 
1867 verpflichteten ſich die ſouveränen Staaten Norddeutſch⸗ 
lands, auf geſetzlichem Wege die von ihnen mit dem kon— 
ſtituierenden Reichstage vereinbarte Verfaſſung zur Geltung zu 
bringen. Sie ſchloſſen damit untereinander einen Vertrag ab 
und zwar, da fie ſouveräne Staaten waren, einen völkerrecht— 
lichen Vertrag. Beſtandteil des Vertrages war die Verfaſſung 
ſelbſt, denn ſie enthielt die Vertragsbeſtimmungen, zu deren 
Ausführung die Staaten ſich verpflichteten. Inſoweit iſt die 
Anſicht Seydels richtig, iſt fie nicht wiederlegt und unwider— 
legbar. Aber in dem Vertrage verpflichteten ſich die Staaten 
nicht nur zur Gründung des Norddeutſchen Bundes, nicht nur 
zu einzelnen darauf gerichteten Handlungen, ſondern fie ver: 
pflichteten ſich zugleich, ſich der in dem Bunde zu gründenden 
Gewalt nach Maßgabe der Verfaſſung zu unterwerfen und den 
verfaſſungsmäßigen Willenserklärungen der Inhaber der Bundes: 
gewalt zu gehorchen. Nicht mit dem Norddeutſchen Bunde, der 
damals noch gar nicht beſtand, haben fie den Vertrag abge: 
ſchloſſen, ſondern untereinander. Der Vertrag war aber ein 
Unterwerfungsvertrag, nur daß die Staaten in dem Vertrag: 
ſich gegenſeitig verpflichteten, die Gewalt, der ſie ſich zu untere 
werfen hatten, ſelbſt zu organiſieren. Sie führten den Vertrag 
aus, indem der König von Preußen das Präſidium des Bundes 
übernahm und indem die Staaten durch ihre Bevollmächtigten 
den Bundesrat bildeten, der auf Berufung des Präſidiums zu⸗ 
ſammentrat. Damit war die neue Gewalt rechtlich organiſiert, 
es war nicht ein thatſächlicher Vorgang, der ſich der recht— 
lichen Erklärung entzieht, ſondern der thatſächliche Vorgang, 
war die Ausführung einer vertragsmäßigen Verpflichtung, an 
die ſich die durch den Vertrag beſtimmten Rechtswirkungen 
anknüpfen. In Ausführung des Vertrags hatten die Staaten 
ihre Souveränetät auf die Bundesgewalt übertragen und es 
ſich dadurch rechtlich unmöglich gemacht, ſich der ſouveränen 
Bundesgewalt wieder zu entziehen. Nicht weil ſie den Bund 
„auf ewige Zeit“ geſchloſſen, ſondern weil jeder Staat in 
rechtlich verbindlicher Weiſe erklärte, daß künftighin kein Akt 
der Landesgewalt Rechtsgültigkeit erlangen könne, der mit der 
Verfaſſung oder einem Geſetze des Norddeutſchen Bundes in 
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Widerſpruch ſtehe. In dem Satze des Artikels 2 der Bundes- 
und Reichsverfaſſung, daß Reichsgeſetze den Landesgeſetzen 
vorgehen, hat die Souveränetät des Reiches, der alle Landes— 
gewalten unterworfen ſind, ihr rechtliches Fundament. Indem 
die Staaten der Verfaſſung, dem Bundesvertrage, rechtliche 
Wirkſamkeit gaben, haben ſie es ſich ſelbſt rechtlich unmöglich 
gemacht, einen gültigen Akt der Landesgewalt zu erlaſſen, der 
im Widerſpruch mit der Verfaſſung und dem Rechte des 
Reiches ſteht. Sie können nicht wieder auf ihre Souveränetät 
zurückgreifen, deren ſie ſich entäußert haben. Einem jeden 
dahingehenden Verſuche ſtünde Artikel 2 der Reichsverfaſſung 
entgegen. Die Staaten haben aber auch unwiderruflich darauf 
verzichtet, den von ihnen abgeſchloſſenen Vertrag, ſei es durch 
einſeitige Willenserklärung eines Staates, ſei es durch gemein⸗ 
ſame Willenserklärung aller Staaten abzuändern oder aufzu⸗ 
löſen. Sie haben als einzelne über den Norddeutſchen Bund, 
über das Reich keine Verfügungsgewalt mehr. Nach der Ver: 
faſſung Artikel 78 kann nur das Reich ſelbſt durch ſeine 
Organe ſeine Verfaſſung abändern. 

So iſt der Norddeutſche Bund dadurch gegründet worden, 
daß ſouveräne Staaten in einem Vertrage ſich verpflichteten, 
eine neue ſouveräne Gewalt zu organiſieren, ſich ihr zu unter⸗ 
werfen und dadurch auf ihre Souveränetät zu verzichten, und 
daß ſie dieſen vertragsmäßigen Pflichten nachkamen. Die 
Rechtsgültigkeit der Verfaſſung iſt darin begründet, daß ſie ein 
Vertrag iſt, aber ein Vertrag, der zugleich ein Unterwerfungs— 
vertrag iſt, deſſen Abänderung und Auflöſung die vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten ſich rechtlich unmöglich gemacht haben. 
Und wie der Vertrag, durch den der Norddeutſche Bund ge— 
gründet worden iſt, ein Unterwerfungsvertrag iſt, ſo ſind auch 
die Verträge, durch welche die ſüddeutſchen Staaten in den 
Norddeutſchen Bund eingetreten ſind und ihn dadurch zum 
Deutſchen Reiche erweitert haben, Unterwerfungsverträge. 

In den Unterwerfungsverträgen, auf welchen der Nord— 
deutſche Bund und das Deutſche Reich beruhen, haben ſouveräne 
Staaten auf ihre Souveränetät verzichtet, aber nicht auf ihre 
Exiſtenz als ſelbſtändige Staaten. Dieſe Verträge unter- 
ſcheiden ſich dadurch weſentlich von Unterwerfungsverträgen, in 
denen ein Staat ſeine Exiſtenz aufgiebt, wie etwa die Unter⸗ 
werfungsverträge vom 7. Dezember 1849, durch welche die 
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ſouveränen Fürſtentümer Hohenzollern-Sigmaringen und Hohen⸗ 
zollern⸗Hechingen Landesteile des preußiſchen Staates wurden. 
Die deutſchen Staaten haben ſich der Bundes- und Reichs⸗ 
gewalt nur unterworfen nach Maßgabe des Vertrages, der 
Verfaſſung. Und die Verfaſſung ſichert ihnen den Fortbeſtand 
ihrer ſelbſtändigen Staatsgewalt zu. 

Alſo iſt das Deutſche Reich nicht nur die Bezeichnung 
für einen völkerrechtlichen Verein, für ein Vertragsverhältnis 
ſouveräner Staaten, ſondern das Reich iſt ein ſouveräner 
Staat, deſſen Herrſchaft alle Bundesſtaaten unter: 
worfen ſind und deſſen Herrſchaft ſich kein Bundes— 
ſtaat rechtlich entziehen kann. 

Verzeihen Sie, daß ich Sie mit dieſen juriſtiſchen Streit⸗ 
fragen und Konſtruktionen behelligt habe. Aber die ge— 
ſamte Auffaſſung der Reichsverfaſſung und des Reichsrechtes 
iſt verſchieden, je nachdem wir das Reich als ſouveränen Staat 
anerkennen oder in ihm nur den Namen für ein völkerrecht⸗ 
liches Vertragsverhältnis ſehen. Eine wiſſenſchaftliche Prüfung 
hat zu dem Ergebnis geführt, daß nur die erſtere Anſicht in 
den Verträgen und in der Verfaſſung begründet iſt. Ihr ent⸗ 
ſpricht auch allein die Thätigkeit und die Geſchichte des Nord- 
deutſchen Bundes und des Deutſchen Reiches. Das Reich hat 
ſeinen Beſtand in ſich ſelbſt. Es übt als ein ſouveräner, von 
keiner anderen Gewalt abhängiger Staat im Innern wie in 
der Völkergemeinſchaft ſeine ſelbſtändige Herrſchergewalt aus, 
nicht im Auftrage von 25 Bundesſtaaten, ſondern kraft eigenen 
Rechtes. Wäre es anders, wir könnten nicht mit feſter Zu⸗ 
verſicht auf die Feſtigkeit und die Macht des Reiches der Zu⸗ 
kunft entgegenſehen. 

In Nordamerika hat vor 40 Jahren die Lehre, daß 
die Union der Vereinigten Staaten nur ein völkerrechtliches 
Vertragsverhältnis, nicht aber ein ſouveräner Staat ſei, zur 
Rechtfertigung eines blutigen Bürgerkrieges dienen müſſen. 
Sie hat dort unter dem Namen der Nullifikationstheorie eine 
verhängnisvolle Wirkung ausgeübt. Schon im Jahre 1798 waren 
von den Legislaturen der Staaten Virginia und Kentucky Reſo⸗ 
lutionen gefaßt worden, die die Union nur für ein Ver⸗ 
tragsverhältnis erklärten und daraus die Folgerung zogen, 
daß, wenn der Kongreß ein Geſetz erlaſſe, durch welches 
die Rechte eines Staates verletzt werden, dieſer berechtigt ſei, 
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das Geſetz für nichtig zu erklären. Jedem Staate als einem 
ſouveränem Staate ſtehe das Recht der Nullifikation zu. An 
dieſen Anſichten hielten die Südſtaaten feſt. Ihr wiſſenſchaft⸗ 
licher Vertreter war J. Calhoun, der ſcharfſinnige und geiſt⸗ 
volle Staatsmann von Süd⸗Carolina. Schon im Jahre 1833 
hat er ſie eingehend zu begründen verſucht. Schon damals 
wies er darauf hin, daß die heimiſche Inſtitution der Süd⸗ 
ſtaaten, die Sklaverei, gefährdet ſei, wenn der Union die 
Souveränetät und damit das Recht zuſtehe, ihre eigene Zus 
ſtändigkeit zu erweitern. Die Ausübung der einzelnen, in der 
Souveränetät enthaltenen Funktionen könne verſchiedenen Per⸗ 
ſonen zuſtehen. Die Souveränetät als ſolche aber, als höchſte 
Gewalt, ſei unteilbar und könne nicht gleichzeitig teils der 
Union, teils den ſie bildenden Staaten zukommen. Die Souve⸗ 
ränetät teilen heiße ſie zerſtören. Bei der Gründung der 
Union aber hätten die ſouveränen Staaten ihre Souveränetät 
nicht aufgegeben, der Union keine Rechte übertragen, ſondern 
ſie nur mit der Ausübung einzelner den Staaten zuſtehender 
Rechte beauftragt. So ſei die Union nichts anderes als ein 
Vertragsverhältnis, daß die Staaten untereinander begründet 
haben. Die demokratiſche Partei, die Partei der Sklaven⸗ 
halter, erklärte die Nullifikationstheorie für die Grundlage 
ihrer ſtaatsrechtlichen Überzeugung. Sie zog daraus auch die 
praktiſchen Folgerungen. Iſt nur der einzelne Staat ſouverän, 
iſt die Union nur ein völkerrechtlicher Verein ſouveräner 
Staaten, dann iſt auch jeder Staat berechtigt, aus der Union 
auszuſcheiden, wenn die Union ein Lebensintereſſe des Staates 
— und als ſolches wurde die Aufrechthaltung der Sklaverei 
betrachtet — bedrohe, wenn der Unionsvertrag nicht mehr zur 
Förderung der Intereſſen des Staates diene, ſondern zu einer 
Quelle des Verderbens für ihn werde. Das Recht aus der 
Union auszuſcheiden, das Recht der Sezeſſion ſei nicht ein den 
Staaten durch die Unionsverfaſſung gewährtes Recht, ſondern 
ein unveräußerliches Recht eines jeden ſouveränen Staates, 
auf das er durch Abſchluß des Unionvertrages nicht verzichtet 
habe. Dieſen Ausführungen Calhouns und ſeiner Nachfolger 
in Nordamerika ſind alle Gründe entnommen, mit denen auch 
in Deutſchland dieſe Lehre verteidigt wird. Aber es bedarf 
in Deutſchland nicht eines blutigen Bürgerkrieges, um ſie zu 
widerlegen. Sie ſcheitert hier an dem klaren Inhalt unſerer 
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Verfaſſung, ſie ſcheitert an der Macht der Thatſachen. Wie 
die Wiſſenſchaft des Staatsrechts die Souveränetät des Reiches 
anerkennen muß, weil ſie in den Verträgen und in dem 
Grundvertrage, in der Verfaſſung, begründet iſt, ſo iſt auch 
das Deutſche Volk in ſeiner Geſamtheit von dieſer Überzeugung 
durchdrungen. Das Reich iſt nicht ein bloßer Name, eine 
Firma, das Reich iſt eine lebendige Macht, die alle 
Kräfte der Nation zuſammenfaßt zum Schutze und 
zur Ehre unſeres Vaterlandes. 


II. 


Das Reich und die Bundesſtaaten. 


Die Verfaſſung des heiligen Römiſchen Reiches deutſcher 
Nation beſtand in den letzten Jahrhunderten ſeines Daſeins 
meiſt nur aus leeren Formen, aus denen das Leben entwichen 
war. Und doch beſchäftigte kaum eine Frage die deutſchen 
Staatsrechtslehrer des 18. Jahrhunderts lebhafter als die nach 
der rechtlichen Natur des Reiches. Freilich hatte ſchon Sa⸗ 
muel Pufendorf in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts 
behauptet, die Reichsverfaſſung laſſe ſich keinem Begriffe unter⸗ 
ordnen, ſie ſei ein politiſches Monſtrum, monstro tantum similis. 
Und im 18. Jahrhundert hatte Johann Jakob Moſer aus⸗ 
gerufen, Teutſchland wird nur auf teutſch regiert. Aber dies 
hielt die Gelehrten nicht ab, immer wieder von neuem Unter⸗ 
ſuchungen darüber anzuſtellen, in welche der in der Schule her⸗ 
kömmlichen Kategorien der Staatsverfaſſungen die Reichsver⸗ 
faſſung einzuordnen ſei. 

Das Deutſche Reich, das auf den blutigen Schlacht⸗ 
feldern Böhmens und Frankreichs entſtanden iſt, hat in ſeiner 
Verfaſſung die Formen gefunden, in denen der Geſamtwille und 
die Geſamtmacht des deutſchen Volkes zum Schutze Deutſchlands 
und zur Förderung der Geſamtintereſſen der Nation ſich zu be⸗ 
thätigen vermögen. Aber ſo verſchieden die Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs von der des heiligen Römiſchen Reichs in Ge⸗ 
ſtaltung und Wirkſamkeit iſt, das hat ſie mit ihr gemeinſam, 
daß ſie durchaus eigenartig iſt und ſich in keine der herkömm⸗ 
lichen Schulkategorien einordnen läßt. Die Verſuche, die auch 
heute immer wieder unternommen werden, die Reichsverfaſſung 
mit einer der bekannten Etiketten, Monarchie, Ariſtokratie oder 
gar Republik zu verſehen, ſind ebenſo vergeblich, wie die Ver⸗ 
ſuche der gelehrten Herren des 18. Jahrhunderts. 
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Unter der Verfaſſung des Staates verſtehen wir die 
Organiſation der Staatsgewalt. Da der Staat ein Rechts⸗ 
verhältnis iſt, ſo iſt die Verfaſſung in Rechtsſätzen enthalten, und 
zwar in Rechtsſätzen, durch welche die Perſonen beſtimmt werden, 
die Inhaber der Staatsgewalt ſind oder an deren Ausübung 
mitzuwirken haben, ſowie in Rechtsſätzen, durch welche die Aus: 
übung der in der Staatsgewalt enthaltenen Funktionen normiert 
wird. In den Zeiten des Naturrechts, im 17. und 18. Jahr⸗ 
hundert, bildete ſich die Lehre aus, daß den Grundgeſetzen 
eines jeden Staates, den leges fundamentales, der Verfaſſung 
des Staates, eine höhere Autorität zukomme, als den andern 
einfachen Geſetzen, und daß fie nicht wie dieſe von dem In⸗ 
haber der geſetzgebenden Gewalt allein abgeändert oder auf— 
gehoben werden können. Sie bilden den Grundvertrag, auf dem 
der Staat beruhe und der demgemäß auch nur unter Zuſtim⸗ 
mung aller Staatsangehörigen oder wenigſtens der Mehrheit 
oder der von ihnen gewählten Vertreter abgeändert werden 
könne. Daraus ergab ſich die Forderung, daß der Inhalt dieſer 
Grundgeſetze in einer einheitlichen Verfaſſungsurkunde zuſammen⸗ 
gefaßt werde, und daß der Inhaber der Staatsgewalt, der 
Fürſt, wie die Unterthanen, das Volk, durch einen feierlichen 
Eid zur ſtrengſten Beachtung der Verfaſſung ſich verpflichten. 
Ihre praktiſche Anwendung erhielt dieſe Theorie zuerſt in Nord: 
amerika, indem fie hier an die geſchichtlich entſtandenen Ver: 
hältniſſe anknüpfte. In den engliſchen Kolonien Nordamerikas 
beruhte deren Verfaſſungszuſtand auf königlichen Freibriefen, 
Chartres. Als ſie ſich im Jahre 1776 vom Mutterlande los⸗ 
ſagten, geſtaltete das ſouveräne Volk dieſe Freibriefe teils durch 
verfaſſungsgebende Verſammlungen (Conventions), teils durch all⸗ 
gemeine Abſtimmung aller Staatsbürger (ſo in Maſſachuſets und 
in New Hampſhire) in Verfaſſungen um. Sie wurden nach dem 
auch in Nordamerika herrſchenden Naturrechte als Grundvertrag 
des Staates erklärt und konnten wiederum nur durch eine ver⸗ 
faſſungsgebende Verſammlung oder durch allgemeine Abſtimmung 
geändert werden. Dieſem Vorgange folgten zuerſt die Ver: 
einigten Staaten ſelbſt in ihrer Verfaſſung von 1787, dann 
aber auch Frankreich in der Verfaſſung von 1791 und in den 
zahlreichen Verfaſſungen, die ſeitdem in Frankreich erlaſſen wurden. 
Nur die gegenwärtig in Geltung ſtehende franzöſiſche Verfaſſung 
von 1875 iſt nicht in einer einheitlichen Urkunde, ſondern in 
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mehreren, in Zuſammenhang ſtehenden Verfaſſungsgeſetzen ent— 
halten, denen aber eine höhere Autorität als den anderen Ge— 
ſetzen zukommt und die nur in beſonderen Formen durch die 
Nationalverſammlung abgeändert werden können. Im Laufe 
des 19. Jahrhunderts ſind in faſt allen Staaten mit Einführung 
der Repräſentativverfaſſung auch einheitliche Verfaſſungsurkunden 
erlaſſen worden, die nur in beſonderen Formen abgeändert 
werden können und die demgemäß eine Schranke für die ordent⸗ 
liche Geſetzgebung bilden. Die einzigen Staaten mit Reprä⸗ 
ſentativverfaſſung, die keine Verfaſſungsurkunde haben und 
den Unterſchied von Verfaſſungsgeſetzen und ordentlichen Ge— 
ſetzen nicht kennen, ſind Großbritannien und Ungarn. Hier 
können die wichtigſten Rechtsſätze über die Organiſation der 
Staatsgewalt in denſelben Formen wie jeder andere Rechtsſatz 
durch ein einfaches Geſetz aufgehoben oder abgeändert werden. 

In den anderen Staaten — und ſo auch im Deutſchen 
Reiche — iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem materiellen und 
dem formellen Verfaſſungsrecht. Das materielle Verfaſſungs— 
recht iſt der Inbegriff der Rechtsſätze über die Organiſation 
der Staatsgewalt, es iſt, wenn auch keineswegs in allen Staaten 
vollſtändig, in den Verfaſſungsurkunden enthalten. Die Ver⸗ 
faſſungsurkunden enthalten aber nicht nur Sätze des materiellen 
Verfaſſungsrechts. Vielfach ſind in ſie in bald größerem, bald 
geringerem Umfang auch anderweite Rechtsſätze aufgenommen 
worden, die dem Verwaltungsrechte, dem Privat- und Straf⸗ 
rechte oder auch dem Prozeßrechte angehören, um ihnen eine 
beſondere Autorität zu ſichern und ihre Abänderung zu er: 
ſchweren. Die rechtlichen und politiſchen Verhältniſſe der Zeit, 
in welcher die Verfaſſungsurkunde erlaſſen wurde, haben hierauf 
eingewirkt. So iſt das formelle Verfaſſungsrecht der Inbegriff 
der in der Verfaſſungsurkunde oder in den Verfaſſungsgeſetzen 
enthaltenen Rechtsſätze. Auch die Verfaſſungsurkunde des Deutſchen 
Reiches enthält Rechtsſätze, die nur dem formellen, nicht aber 
dem materiellen Verfaſſungsrechte angehören. Es ſei nur ver⸗ 
wieſen auf Artikel 39 der Verfaſſung, der die Pflichten 
der Zollbehörden der Bundesſtaaten über die Aufſtellung von 
Rechnungen über die Einnahmen an Zöllen und Verbrauchs⸗ 
abgaben beſtimmt, auf Art. 44, in welchem den Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen Pflichten in Bezug auf die Einrichtungen der 
Perſonen⸗ und Güterzüge auferlegt worden u. ſ. w. Hier aber, 
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in dieſen Vorträgen, ſollen nicht alle in der Verfaſſungsurkunde 
des Reiches enthaltenen Rechtsſätze erörtert, ſondern nur die 
Grundzüge des materiellen Verfaſſungsrechtes des Reiches 
dargelegt werden. 

Die Reichsgewalt iſt die ſouveräne Staatsgewalt 
im Deutſchen Reiche: das iſt der Fundamentalſatz des deutſchen 
Verfaſſungsrechts. Inhaber der Reichsgewalt ſind Kaiſer und 
Bundesrat. Der Reichsgewalt ſind unterworfen die Bundes⸗ 
ſtaaten, der Reichsgewalt ſind aber auch unmittelbar unter⸗ 
worfen die Reichsangehörigen und alle Perſonen, die auf dem 
Reichsgebiete ſich aufhalten. Die Reichsgewalt iſt die höchſte 
Gewalt im Reiche. 

Aber die Reichsgewalt erſtreckt ſich nach der Verfaſſung 
des Reiches nicht auf alle Gebiete der ſtaatlichen Thätigkeit. 
Die Reichsverfaſſung ſelbſt hat diejenigen Angelegenheiten be⸗ 
ſtimmt, die der Geſetzgebung, der Verwaltung, der Gerichts⸗ 
barkeit des Reiches unterliegen. Soweit ſich die verfaſſungsmäßige 
Zuſtändigkeit des Reiches nicht erſtreckt, ſteht die Ausübung der 
Staatsgewalt den Bundesſtaaten zu. Aber nach der Reichs⸗ 
verfaſſung iſt das Reich allein zuſtändig, die Reichsverfaſſung 
abzuändern. Iſt ſie auch der Grundvertrag, auf dem das Reich 
begründet iſt, jo kann doch dieſer Grundvertrag nicht mehr ab⸗ 
geändert werden durch die Staaten, die ihn abgeſchloſſen haben, 
ſondern nur durch die Organe des Reiches in den von der 
Verfaſſung Art. 78 vorgeſchriebenen Formen. Demnach kann das 
Reich auch durch eine Anderung ſeiner Verfaſſung ſeine Zu⸗ 
ſtändigkeit auf Angelegenheiten ausdehnen, die bisher der Zu— 
ſtändigkeit der Bundesſtaaten unterſtanden, und es kann damit 
das Gebiet, auf dem die Bundesſtaaten die Staatsgewalt bis 
dahin auszuüben haben, beſchränken. Nur die Reichsgewalt iſt 
die höchſte, von keiner anderen Gewalt rechtlich abhängige Ge⸗ 
walt. Nur das Reich iſt ſouverän, die Bundesſtaaten ſind nicht 
ſouverän. 

Aber das Reich iſt ein Staat eigener Art, es iſt ein zu⸗ 
ſammengeſetzter Staat nach dem Typus des ſogenannten Bundes⸗ 
ſtaates. Doch ſei darauf aufmerkſam gemacht, daß der Sprach⸗ 
gebrauch der Theorie des Staatsrechts von dem Sprachgebrauch 
unſerer Verfaſſung abweicht. Nach der Verfaſſungsurkunde ſind 
die einzelnen Staaten, die die Glieder des Reiches ſind und aus 
denen das Reich beſteht, Preußen, Bayern, Sachſen u. ſ. w. die 
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Bundesſtaaten, während von der Theorie der zuſammengeſetzte 
Staat, das Reich ſelbſt, als Bundesſtaat bezeichnet wird. Wenn 
ich in dieſen Verträgen das Wort bald in dem einen, bald in 
dem anderen Sinne gebrauche, ſo wird doch der Zuſammenhang 
nirgends ein Mißverſtändnis aufkommen laſſen. 

In der Verfaſſungsform des Bundesſtaates ſind verſchieden— 
artige Elemente in kunſtvoller Weiſe miteinander verbunden 
und ineinander verflochten. Sie iſt erſt der neueren Zeit an⸗ 
gehörig, hat aber in der Gegenwart eine große Verbreitung ge— 
funden. Sie iſt die Verfaſſungsform, in der ein großes, durch 
Sprache und Abſtammung, durch gemeinſame Schickſale und ge— 
meinſame politiſche und ſittliche Anſchauungen geeintes Volk ſeine 
politiſche Einheit findet, während doch den in der geſchichtlichen 
Entwicklung entſtandenen Gemeinweſen der einzelnen Landes: 
teile ihre politiſche Selbſtändigkeit innerhalb des Geſamtſtaates 
geſichert iſt. Die Geiſtesart des deutſchen Volkes und feine Ges 
ſchichte fordern eine Gliederung in Einzelſtaaten, die ihre Eigenart 
wahren und in denen Raum für ein ſelbſtändiges Leben und eine 
ſelbſtändige politiſche Entwicklung verbleibt. Als Wahlſpruch 
könnte der Bundesſtaat — und ſo auch das Deutſche Reich — 
jene ſchönen Worte eines alten proteſtantiſchen Theologen des 
17. Jahrhunderts mit einer kleinen Anderung auf ſeine Fahnen 
ſchreiben: in necessariis unitas, in aliis libertas, in omnibus 
caritas. Überall da, wo die gemeinſamen nationalen Intereſſen 
des ganzen Volkes es erfordern, muß die ſtaatliche Einheit ge— 
ſichert fein, in necessariis unitas. Da aber, wo das nationale 
Intereſſe nicht eine einheitliche Regelung notwendig macht, ſoll 
die Selbſtändigkeit und Freiheit der Glieder des Reiches ge— 
wahrt und erhalten bleiben, in aliis libertas. Die geſamte ſtaat⸗ 
liche Thätigkeit im Reiche wie in den Gliedſtaaten muß aber 
getragen und durchdrungen ſein von der gemeinſamen Liebe zum 
Vaterlande, in omnibus caritas. 

Dem Typus des Bundesſtaates gehören in der Gegenwart 
an die Verfaſſungen des Deutſchen Reiches, der Schweizer 
Eidgenoſſenſchaft, der Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
der großen Republiken in Mittel- und Südamerika (Mexiko, 
Braſilien, Venezuela, Argentinien). Nach dieſem Typus ſind 
auch die Verfaſſungen der unter der ſouveränen Staatsgewalt 
Großbritanniens ſtehenden Bünde der engliſchen Kolonien in 
Kanada und Auſtralien, des Dominion of Canada und das 
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Commonwealth of Australia, geſtaltet worden, wenn dieſen 
Bünden auch die Souveränetät mangelt und ihre Verfaſſungen 
deshalb weſentlich von der der ſouveränen Bundesſtaaten ab⸗ 
weichen müſſen. Sie bleiben hier außer Betracht. Den ſou⸗ 
veränen Bundesſtaaten aber find einzelne Merkmale gemeinſam. 
Die wichtigſten ſeien in Kürze hervorgehoben. 

1. In allen dieſen Bundesſtaaten iſt die Bundesgewalt 
ſouverän, ihr ſind die Einzelſtaaten wie deren Angehörige un⸗ 
mittelbar unterworfen. 

2. Die Gebiete der Einzelſtaaten bilden das Gebiet des 
Bundesſtaates, die Angehörigen der Einzelſtaaten die Bundes⸗ 
angehörigen. Doch iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß dem Bunde 
ein Gebiet unmittelbar allein unterſteht, über das der Bund 
allein die geſamte Staatsgewalt auszuüben hat. Die Angehörigen 
dieſes Gebietes ſind allein Bundesangehörige, nicht zugleich An⸗ 
gehörige eines Einzelſtaates. So Elſaß⸗Lothringen und die 
deutſchen Schutzgebiete im Deutſchen Reiche, ſo der Diſtrikt 
Columbia und die Territorien in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. 

3. Die Einzelſtaaten haben nach Maßgabe der Bundes⸗ 
verfaſſung an der Ausübung der Bundesgewalt mitzuwirken. 

4. Der Bundesſtaat beſtimmt durch ſeine Verfaſſung ſeine 
Zuſtändigkeit und die Gebiete der ſtaatlichen Thätigkeit, auf 
denen er die ſtaatlichen Funktionen auszuüben hat. Die ſtaat⸗ 
lichen Aufgaben ſind verteilt zwiſchen dem Bundesſtaat und den 
Einzelſtaaten. Auf den Gebieten, die nicht zur Zuſtändigkeit 
des Bundesſtaates gehören, üben die Landesgewalten eine jelb- 
ſtändige Herrſchergewalt aus und unterliegen nur inſofern der 
Aufſicht des Bundesſtaates, als dieſer darüber zu wachen hat, 
daß die Landesgewalten nicht in die Zuſtändigkeit der Bundes⸗ 
gewalt eingreifen. 

Aber ſo wichtig dieſe gemeinſamen Merkmale ſind, ſo groß 
find doch auch die Verſchiedenheiten, welche zwiſchen der Ver— 
faſſung des Deutſchen Reiches und den Verfaſſungen der anderen 
Bundesſtaaten beſtehen. Die Schweiz und die amerikaniſchen 
Bundesſtaaten ſind republikaniſche Bundesſtaaten, das Reich iſt 
ein monarchiſcher Bundesſtaat. Es beſteht aus 22 Monarchien 
und drei Städterepubliken, die zwar koſtbare Glieder des Reiches 
ſind, die aber den ſtaatsrechtlichen Charakter ſeiner Verfaſſung 
nur wenig beeinfluſſen. In jenen Bundesſtaaten iſt dagegen 
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der republikaniſche Charakter derart ausgeprägt, daß nach der 
Bundesverfaſſung alle Einzelſtaaten eine republikaniſche Ver⸗ 
faſſung haben müſſen, wenn ihnen deren Ausgeſtaltung auch 
überlaſſen bleibt. In den republikaniſchen Bundesſtaaten beruht 
die Verfaſſung des Bundesſtaates auf dem Grundſatze der 
Volksſouveränetät. Die Organe, welche die ſouveräne Gewalt 
auszuüben haben, gehen unmittelbar oder mittelbar aus Wahlen 
aller Staatsbürger hervor. Wenn auch die Landesgewalten an 
der Ausübung der ſouveränen Bundesgewalt beteiligt ſind, ſo 
werden doch auch deren Organe durch die Wahl des Volkes 
gebildet. Im Deutſchen Reiche dagegen ſind die Einzelſtaaten 
zwar als einzelne der ſouveränen Reichsgewalt unterworfen, in 
ihrer durch die Reichsverfaſſung beſtimmten Organiſation aber 
ſind die Inhaber der Landesgewalten — die 22 Landesherren 
und die drei Hanſeſtädte — zugleich Inhaber der ſouveränen 
Gewalt, die dem Könige von Preußen als Kaiſer und der 
Vereinigung ſämtlicher Landesgewalten in dem Bundesrat zu⸗ 
ſteht. So iſt die ſtaatsrechtliche und politiſche Stellung der 
Einzelſtaaten im Deutſchen Reiche weit bedeutungsvoller als in 
den republikaniſchen Bundesſtaaten. 

In den republikaniſchen Bundesſtaaten beruht die Bundes⸗ 
verfaſſung auf dem Grundſatz der Gleichberechtigung aller 
Einzelſtaaten. Auch in ihnen ſind die Unterſchiede der einzelnen 
Staaten an Gebietsumfang, Bevölkerungszahl, Reichtum und 
Wohlſtand groß genug. In den Vereinigten Staat hat der 
Staat Texas ein Gebiet von 688340 qkm und iſt um 
147683 qkm größer als ganz Deutſchland. Der kleinſte 
Staat, Rhode Island, hat nur ein Gebiet von 32 409 qkm und 
iſt nur um weniges größer als das Großherzogtum Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz. Der Staat New Pork hat über ſechs Millionen 
Einwohner, der Staat Nevada nur ca. 50000. Im Deutſchen 
Reiche iſt Preußen nicht nur weitaus der größte und volf- 
reichſte Staat, ſondern Preußen iſt auch die führende Macht 
im Reiche. Nicht rechtlich, aber politiſch ſind der Norddeutſche 
Bund und das Deutſche Reich von Preußen gegründet worden. 
Im Bundesrat iſt der König von Preußen primus inter pares, 
als Kaiſer nimmt er eine über die anderen Bundesfürſten er⸗ 
habene Stellung ein. Die deutſche Kaiſerkrone iſt erblich und 
unlöslich mit der preußiſchen Königskrone verbunden. Wichtige 
Funktionen des Reiches ſtehen dem König von Preußen als 
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dem Kaiſer allein und zu unentziehbarem Rechte zu. Er ver⸗ 
fügt über die Machtmittel des Reiches, er führt den militäriſchen 
Oberbefehl, er allein hat das Reich nach außen zu vertreten. 
Aber auch der Bundesrat kann die Funktionen, die er auszu— 
üben hat, in allen die Verfaſſung, die militäriſche und finanzielle 
Macht des Reiches berührenden Angelegenheiten nur mit Zu— 
ſtimmung des Königs von Preußen ausüben. Und auch in 
den Angelegenheiten, in welchen der Bundesrat nach der Ver— 
faſſung gegen die Stimme des Königs von Preußen einen Be: 
ſchluß zu faſſen berechtigt iſt, iſt doch die politiſche Macht 
Preußens ſtark genug, um einen jeden ſolchen Beſchluß zu 
verhindern, ſofern es von ſeiner politiſchen Macht und ſeinem 
Einfluß, den es auf die nord- und mitteldeutſchen Staaten 
unter allen Verhältniſſen auszuüben vermag, Gebrauch machen 
will. Die Macht des Reiches ruht auf der Macht Preußens. 
Die Reichsverfaſſung ſichert dem König von Preußen die 
führende Stellung im Reiche. 

Man hat daraus geſchloſſen, daß, wenn auch die anderen 
deutſchen Staaten nicht mehr ſouverän, ſondern der ſouveränen 
Gewalt des Reiches unterworfen ſeien, dies doch nicht für Preußen 
gelte. Preußen habe in dem Reiche ſeine Souveränetät bewahrt. 
Dieſer Schluß iſt unrichtig. Allerdings kann das Reich nicht, wie 
gegen jeden anderen Staat, gegen Preußen ſeine Zwangsgewalt 
ausüben und nicht mit Zwangsgewalt Preußen zur Erfüllung 
ſeiner verfaſſungsmäßigen Pflichten gegen das Reich nötigen. 
Denn nach Art. 19 der Verfaſſung hat der Bundesrat zwar 
darüber zu beſchließen, daß ein Bundesſtaat, der ſeine ver— 
faſſungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllt, im Wege der 
Exekution dazu angehalten werde, und der Bundesrat kann 
verfaſſungsmäßig einen ſolchen Beſchluß auch gegen die Stimmen 
Preußens faſſen. Aber nur der Kaiſer hat nach Art. 19 die 
vom Bundesrat beſchloſſene Exekution zu vollſtrecken und es iſt 
unmöglich, daß der Kaiſer gegen ſich ſelbſt als König von 
Preußen Zwangsgewalt anwendet. 

Trotzdem liegen Preußen, wie jedem anderen Bundesſtaate, 
die verfaſſungsmäßigen Pflichten gegen das Reich ob. Es iſt eine 
weitverbreitete, aber trotzdem unrichtige Anſicht, daß es zu dem 
Begriff der Reichspflicht gehöre, daß ſie erzwungen werden, oder 
daß wenigſtens gegen denjenigen, der ſie nicht erfüllt, ein Rechts⸗ 
zwang ausgeübt werden könne. Gerade die wichtigſten und 
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fundamentalſten Rechtsſätze, auf denen das Verfaſſungsrecht eines 
jeden Staates beruht, ſind nicht erzwingbar. In dem ſouveränen 
Einheitsſtaat ſind die Pflichten, die die Verfaſſung dem Mon⸗ 
archen und der Volksvertretung auferlegt, nicht erzwingbar, 
ebenſo wenig wie etwa in der Republik der Vereinigten Staaten 
die Erfüllung der Pflichten erzwungen werden kann, die nach 
der Verfaſſung der Kongreß zu erfüllen hat. Das Reich hat 
gegen Preußen keine Zwangsgewalt, trotzdem iſt aber Preußen 
kein ſouveräner Staat mehr. So wenig wie ein anderer der 
deutſchen Bundesſtaaten kann ſich Preußen rechtlich der Herr— 
ſchaft der Reichsverfaſſung und der Reichsgeſetze entziehen. 
Ein preußiſches Landesgeſetz, das mit einem Reichsgeſetz in 
Widerſpruch ſteht, iſt ebenſo ungültig, wie ein ſolches Geſetz 
irgend eines anderen deutſchen Staates. Kann der König von 
Preußen auch teils rechtlich, teils durch feinen politiſchen Ein⸗ 
fluß verhindern, daß der Bundesrat einen Beſchluß faßt, dem 
er nicht zuſtimmt, ſo kann er doch weder dem Bundesrat ſeine 
Beſchlüſſe diktieren noch kann er einem verfaſſungsmäßigen 
Beſchluſſe des Bundesrates die Rechtsgültigkeit entziehen. 

Ein anderer wichtiger Unterſchied zwiſchen den Verfaſſungen 
der Nordamerikaniſchen Union und der Schweiz einerſeits und 
der Verfaſſung des Deutſchen Reiches ſei hervorgehoben. In 
der Union und in der Schweiz wie im Reiche üben die Einzel- 
ſtaaten auf denen ihnen vorbehaltenen Gebieten der ſtaatlichen 
Thätigkeit die Staatsgewalt ſelbſtändig aus. Aber die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Reiches, eine Aufſicht zu führen und Geſetze zu 
erlaſſen, iſt weit ausgedehnter als die Zuſtändigkeit der Union 
und der Schweizer Eidgenoſſenſchaft. Zur Zuſtändigkeit des 
Reiches gehört die gemeinſame Geſetzgebung über das geſamte 
bürgerliche Recht, das Strafrecht, das gerichtliche Verfahren und 
die Gerichtsverfaſſung, über zahlreiche und wichtige Angelegen— 
heiten der inneren Verwaltung, während die Zuſtändigkeit der 
Union und der Eidgenoſſenſchaft hiervon ausgeſchloſſen ſind. 
(In der Schweiz iſt erſt durch den Volksbeſchluß vom 13. No⸗ 
vember 1898 die Zuſtändigkeit des Bundes auf die Geſetzgebung 
über das geſamte bürgerliche Recht und Strafrecht ausgedehnt 
worden.) Die Union und die Schweizer Eidgenoſſenſchaft führen 
aber, inſoweit ſie Geſetze erlaſſen haben, auch durch ihre 
Organe nach dieſen Geſetzen die Verwaltung und üben durch 
ihre Gerichte die Rechtspflege (von Ausnahmen abgeſehen) aus. 
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Dagegen iſt auf den meiſten Gebieten, auf denen das Reich 
zuſtändig iſt, ſeine Zuſtändigkeit darauf beſchränkt, Geſetze zu 
erlaſſen und eine Aufſicht zu führen, während den Bundes⸗ 
ſtaaten es zuſteht nach dieſen Geſetzen die Verwaltung zu 
führen und die Rechtspflege auszuüben, ſoweit nicht das Reichs⸗ 
gericht als höchſtes Gericht in Zivil- und Strafſachen zuſtändig 
iſt, um die Einheit der Rechtſprechung aufrecht zu halten. 
Endlich iſt in der Schweiz und noch mehr in der Union 
der Vereinigten Staaten eine jede Verfaſſungsänderung und 
damit jede Erweiterung der Zuſtändigkeit ſehr erſchwert. In 
der Schweiz muß der eine Verfaſſungsänderung enthaltende 
Beſchluß der Bundesverſammlung, die aus dem Nationalrat 
und dem Ständerat beſteht, ſanktioniert werden durch einen 
Beſchluß des geſamten Volkes und durch einen Beſchluß der 
Kantone. Doch genügt ſowohl in den beiden Räten der 
Bundesverſammlung wie bei der Abſtimmung des Volkes und 
der Kantone die Zuſtimmung der abſoluten Mehrheit der 
Stimmenden. In der Nordamerikaniſchen Union dagegen muß 
ein die Verfaſſung ändernder Beſchluß des Kongreſſes ſowohl 
in dem Senate wie in dem Repräſentantenhauſe mit einer 
Zweidrittel Mehrheit gefaßt werden und dieſer Beſchluß muß 
von drei Vierteln ſämtlicher Staaten angenommen werden. Dem 
gegenüber ſind im Reiche Verfaſſungsänderungen ſehr erleichtert. 
Es genügt hierzu ein Reichsgeſetz, ſofern nur im Bundesrat 
nicht 14 Stimmen gegen das Geſetz abgegeben worden ſind. 
Sind aber die Bundesſtaaten im Deutſchen Reiche der 
ſouveränen Reichsgewalt unterworfen und demnach keine ſou⸗ 
veränen Staaten mehr, ſo erhebt ſich die Frage, ob ſie dann 
überhaupt noch Staaten ſind, ob das Merkmal der Souveränetät 
nicht zu dem Begriffe des Staates gehört, ob es nicht ſouveräne 
Staaten geben könne. Von entgegengeſetzten Lagern aus wird dieſe 
Frage verneint. Mit derſelben Entſchiedenheit wie M. v. Seydel 
beſtreitet H. v. Treitſchke die logiſche Denkbarkeit und that⸗ 
ſächliche Möglichkeit eines nicht ſouveränen Staates. Während 
aber für Seydel dieſe Behauptung die Grundlage ſeiner An⸗ 
ſicht bildet, daß das Deutſche Reich nur ein völkerrechtlicher 
Verein ſouveräner Staaten ſei, kommt v. Treitſchke zu dem 
entgegengeſetzen Schluſſe. Nach ſeiner Anſicht iſt nur Preußen 
noch ein ſouveräner Staat; das Deutſche Reich iſt der preußiſch⸗ 
deutſche Einheitsſtaat, die ſogenannten Bundesſtaaten ſind nur 
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Landſchaften, denen Preußen eine ausgedehnte Autonomie und 
ein weitgehendes Recht der Selbſtverwaltung belaſſen hat, aber 
ſie ſind keine Staaten mehr. Ganz erfüllt von der patriotiſchen 
Leidenſchaft, die die Größe, aber auch die Schwäche dieſes unſeres 
erſten politiſchen Schriftſtellers ausmacht, war Treitſchke unfähig 
die Gründe ſeiner Gegner wiſſenſchaftlich zu prüfen. Eine Anſicht, 
die er aus politiſchen Gründen für verwerflich hielt, glaubte er 
auch auf ſittlich verwerfliche Motive der Gegner zurückführen zu 
müſſen. So erklärte er es für eine ſinnloſe Behauptung und eine 
Lüge, wenn von deutſchen Staatsrechtslehrern von dem Katheder 
herab aus Furcht vor der Eitelkeit der deutſchen Fürſten ge: 
lehrt werde, daß es neben den ſouveränen Staaten auch nicht 
ſouveräne geben könne. v. Treitſchke mag ſich der Schwere 
des Vorwurfs, den er damit gegen zahlreiche deutſche Staats: 
rechtslehrer erhob, kaum bewußt geweſen ſein. Uns aber ſoll 
weder die Furcht vor der Eitelkeit der deutſchen Fürſten noch 
die Furcht vor den leidenſchaftlichen Zornesworten eines Mannes, 
wie Treitſchke, abhalten, die Frage ruhig und rein wiſſenſchaft— 
lich zu prüfen. 

Wenden wir uns zunächſt an den Sprachgebrauch, ſo 
iſt es zweifellos, daß, ſeitdem in der deutſchen Sprache das 
Wort Staat in ſeiner heutigen Bedeutung Bürgerrecht er— 
hielt, d. h. ſeit der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts, damit 
ſowohl ſouveräne wie nicht ſouveräne politiſche Gemeinweſen 
bezeichnet werden. Die reichſtändiſchen Territorien des alten 
Reiches waren nicht ſouverän, ſie waren der ſouveränen Reichs— 
gewalt nach formellem Recht untergeordnet. Trotzdem wurden 
ſie allgemein als Staaten bezeichnet. Die Tributärſtaaten 
der Türkei find nicht ſouverän. Die Einzelſtaaten der Nord— 
amerikaniſchen Union ſind nicht ſouverän. Niemand nimmt 
Anftand fie Staaten zu nennen. Doch kann der Sprach- 
gebrauch nicht entſcheiden. Er kann vielleicht nur hiſtoriſch be— 
gründet ſein und wichtige, entſcheidende Thatſachen überjehen. 
Aber andererſeits iſt es auch unrichtig, wie dies von Seydel 
und von Treitſchke geſchieht, den Begriff des Staates aus— 
ſchließlich von dem ſouveränen Einheitsſtaate zu abſtrahieren. 
Damit iſt das Ergebnis vorweggenommen. Denn dann iſt es 
ſchon von vornherein feſtſtehend, daß ein nicht ſouveränes Ge: 
meinweſen dieſem Begriffe ſich nicht einordnen läßt. Man kann 
natürlich mit dem Worte Staat einen bald engeren, bald 
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weiteren Begriff verbinden. Aber dieſe terminologiſche Streit- 
frage iſt nur von geringem Intereſſe. Die für die Erkenntnis 
des Staatsrechts wichtige Frage iſt vielmehr die, ob es 
Herrſchaftsverhältniſſe giebt, die keine ſouveräne Staaten ſind, 
die ſich aber durch weſentliche Elemente von den Gewaltver: 
hältniſſen und Gemeinweſen unterſcheiden, die einem Staate 
untergeordnet ſind. Giebt es ſolche politiſche Gemeinweſen, ſo 
liegt kein Grund vor, ſie nicht mit den ſouveränen Staaten 
unter den Begriff des Staates zuſammenzufaſſen und ſie dem 
herrſchenden Sprachgebrauch folgend ebenfalls als Staaten zu 
bezeichnen. 

Wodurch unterſcheiden ſich, wenn ich der Frage eine 
konkrete Faſſung geben darf, die deutſchen Bundesſtaaten, die 
Staaten der Union, die Kantone der Schweiz von Pro— 
vinzen und Kolonien, denen eine ausgedehnte Selbſtändigkeit 
zukommt, wie ſie etwa die engliſchen Kolonien in Kanada, 
Auſtralien, Südafrika beſitzen? Dieſe engliſchen Kolonien 
haben keine ſelbſtändige Herrſchergewalt. So weit ausgedehnt 
ihre Autonomie, ihr Recht ſich ſelbſt Geſetze zu geben iſt, ſo 
mächtig ihre Selbſtverwaltung iſt, ſo ſtark in ihnen das Gefühl 
der Unabhängigkeit ausgebildet iſt, ſo haben ſie doch eine ſelb— 
ſtändige Herrſchergewalt nicht. Ihre Verfaſſung iſt ihnen ge- 
geben durch ein engliſches Geſetz und kann nur durch ein eng- 
liſches Geſetz abgeändert werden, ſoweit nicht das engliſche 
Geſetz ſelbſt eine Abänderung durch Kolonialgeſetz zuläßt. Ein 
engliſches Geſetz könnte jederzeit die geſamte Kolonialverfaſſung 
wieder aufheben und jede Kolonie zu einer Kronkolonie erklären, 
ſo wenig wahrſcheinlich es iſt, daß dies je geſchehen wird. 
Die ſelbſtändige Herrſchergewalt hat ſich England vorbehalten. 
Die Zuſtändigkeit Englands, des King in parliament, iſt durch 
die Kolonialverfaſſungen nicht beſchränkt worden. Es giebt 
kein Gebiet der ſtaatlichen Thätigkeit, auf dem nicht der König 
mit dem engliſchen Parlamente auch für die Kolonien ein Geſetz 
erlaſſen könnte. Aber auch ſoweit dieſe Kolonien Kolonial⸗ 
parlamente haben, erhält der von dem Kolonialparlament be⸗ 
ſchloſſene Geſetzentwurf Geſetzeskraft nur durch die königliche 
Gewalt. Der Gouverneur kann im Namen des Königs die 
Sanktion erteilen, er kann aber auch die Sanktion dem Könige 
ſelbſt vorbehalten, wenn er dies aus irgend einem Grunde für 
erforderlich erachtet. Und ſelbſt wenn der Gouverneur die 
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Sanktion erteilt hat, kann der König durch eine im Geheimen 
Rat (privy council) erlaſſene Verordnung binnen zwei Jahren 
das Geſetz wieder aufheben. Der Gouverneur aber iſt dem 
Könige wie dem engliſchen Parlamente, nicht dem Kolonial- 
parlamente für ſeine Verwaltung verantwortlich. 

Die nicht ſouveränen Staaten haben mit den ſouveränen 
Staaten ein Element gemeinſchaftlich, das den Kolonien und 
Provinzen, auch wenn ſie noch ſo ſelbſtändig geſtellt ſind, fehlt, 
das iſt die Staatsgewalt. Die Staatsgewalt iſt Herrſchergewalt. 
Sie unterſcheidet ſich von den ihr untergeordneten Gewaltver— 
hältniſſen dadurch, daß ſie ſelbſtändig, rechtlich unabhängig iſt. 
Sie findet in dem ſouveränen Staat ihre Schranken nur in 
den von ihr ſelbſt geſetzten und jeder Zeit von ihr abzu— 
ändernden Rechtsnormen. Der nicht ſouveränen Staatsgewalt 
ſetzt der ſouveräne Staat, dem ſie untergeordnet iſt, Schranken, 
indem er ihr Pflichten gegen den ſouveränen Staat auferlegt 
und indem er ſich beſtimmte Gebiete der ſtaatlichen Thätigkeit 
und beſtimmte ſtaatliche Funktionen ausſchließlich vorbehält. 
Soweit aber der ſouveräne Staat ſeine Zuſtändigkeit nicht 
ausgedehnt hat, ſteht dem nicht ſouveränen Staate eine ſelbſt— 
ſtändige Herrſchergewalt zu und iſt er der ſouveränen Reichs- 
gewalt nicht untergeordnet. Hat dieſe auch darüber zu wachen, 
daß der nicht ſouveräne Staat die Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit 
nicht überſchreitet, ſo wird innerhalb dieſer Grenzen doch da— 
durch ſeine Selbſtändigkeit nicht berührt. Auch in dem Ver— 
hältniſſe der ſouveränen Staaten zueinander hat jeder Staat 
darüber zu wachen, daß ein anderer Staat nicht in ſeine 
Rechte und in ſein Gebiet eingreife, ohne daß dadurch die 
Selbſtändigkeit des ſouveränen Staates angetaſtet oder aufge— 
hoben würde. Innerhalb des rechtlich abgegrenzten Gebietes hat 
der nicht ſouveräne Staat, wie der ſouveräne, eine keiner anderen 
Gewalt unterworfene Gewalt, die nur deshalb nicht ſouverän 
iſt, weil eine höhere Gewalt ihr Grenzen zieht. Innerhalb 
des Gebietes ſeiner Zuſtändigkeit ſtehen ihm alle ſtaatlichen 
Funktionen der Geſetzgebung, Rechtſprechung und Verwaltung 
in der gleichen Selbſtändigkeit zu wie dem ſouveränen Staate. 

Ein ſolches ſelbſtändiges, keinem fremden Willen unter: 
geordnetes Recht zur Ausübung der Herrſchaft in Bezug auf 
die ihrer Zuſtändigkeit verbliebenen Angelegenheiten haben die 
deutſchen Bundesſtaaten. Sie führen deshalb nicht etwa aus 
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Rückſicht auf die Eitelkeit der Fürſten den Namen Staaten, 
ſondern ſie ſind auch in Wahrheit ſelbſtändige Staaten, wenn 
auch nicht mehr ſouveräne Staaten. 

Soweit die Zuſtändigkeit des Reiches geht, ſind die 
Bundesſtaaten zum Gehorſam gegen das Reich verpflichtet. 
Die einzelnen Leiſtungen, zu welchen ſie verpflichtet ſind, be— 
ſtimmt die Reichsverfaſſung und beſtimmen die Reichsgeſetze. 
Wie ſchon erwähnt worden, erſtreckt ſich aber vielfach die Zu— 
ſtändigkeit des Reiches nur darauf, über die in der Verfaſſung, 
namentlich über die in Art. 4 aufgeführten Angelegenheiten 
Geſetze zu erlaſſen und eine Aufſicht zu führen. Die Pflicht 
und das Recht der Bundesſtaaten iſt es, nach dieſen Geſetzen 
die Verwaltung zu führen und die Rechtspflege zu üben. 
Inſoweit haben die Bundesſtaaten durch ihre Landesbehörden 
für die Ausführung der Reichsgeſetze Sorge zu tragen. Der 
Bundesſtaat iſt dem Reiche dafür verantwortlich, daß in 
ſeinem Gebiete die Reichsgeſetze zur Ausführung gebracht 
werden. Nach Art. 17 der Reichsverfaſſung hat der Kaiſer 
und in ſeinem Auftrage der Reichskanzler darüber zu wachen, 
daß die Bundesſtaaten dieſe ihre Pflicht erfüllen. Hiernach 
iſt der Kaiſer berechtigt, von den Bundesregierungen Auskunft 
und Bericht über die Ausführung der Reichsgeſetze einzuholen. 
Er iſt berechtigt, Kommiſſare abzuſenden, um durch ſie ſich von 
der Ausführung der Reichsgeſetze Kenntnis zu verſchaffen. Aber 
in dem Aufſichtsrechte des Kaiſers iſt nicht das Recht ent⸗ 
halten, den Bundesſtaaten Anweiſungen über die Ausführung 
der Reichsgeſetze zu erteilen und in die Landesverwaltung ſelbſt 
einzugreifen, um die Beachtung der Reichsgeſetze herbeizuführen 
oder eine unrichtige Anwendung derſelben zu beſeitigen. Nur 
die Überwachung der Ausführung der Reichsgeſetze ſteht dem 
Kaiſer zu. Treten bei der Ausführung der Reichsgeſetze oder 
der hierfür erlaſſenen Verordnungen des Reiches Mängel 
hervor, ſo hat vielmehr nach Art. 7 Ziffer 3 der Reichs⸗ 
verfaſſung der Bundesrat darüber Beſchluß zu faſſen, ſofern 
nicht durch ausdrückliche Beſtimmung der Reichsverfaſſung in 
Bezug auf einzelne Angelegenheiten weiter gehende Rechte dem 
Kaiſer verliehen ſind. So hat insbeſondere der Kaiſer nach 
Art. 63 Abſ. 3 der Verfaſſung die Pflicht und das Recht 
dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb des deutſchen Heeres 
alle Truppenteile vollzählig und kriegstüchtig vorhanden ſind 
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und daß Einheit in der Organiſation und Formation, in Be⸗ 
waffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mannſchaft 
ſowie in der Qualifikation der Offiziere hergeſtellt und erhalten 
wird. Zu dieſem Behufe kann er ſich jederzeit durch Inſpek⸗ 
tionen von der Verfaſſung der einzelnen Kontingente überzeugen 
und iſt er berechtigt die Abſtellung der dabei vorgefundenen 
Mängel ſelbſt anzuordnen. 

Inſoweit aber der Bundesrat über die bei der Aus⸗ 
führung der Reichsgeſetze hervortretenden Mängel Beſchluß zu 
faſſen hat, kann der Bundesrat nur nach Maßgabe der allge— 
meinen Beſtimmungen über ſeine Zuſtändigkeit einen Beſchluß 
faſſen. Der Bundesrat iſt hiernach nicht zuſtändig, an die 
einzelnen Verwaltungsbehörden und Gerichte der Bundesſtaaten, 
welche in der einen oder anderen Weiſe eine Reichsgeſetz nicht 
oder unrichtig angewandt haben, einen Verwaltungsbefehl zu er⸗ 
laſſen. Auch der Bundesrat kann nicht in die Verwaltung des 
einzelnen Bundesſtaates eingreifen. Der Bundesrat kann eben: 
ſowenig, wenn in Bezug auf die Auslegung eines Reichsgeſetzes 
die Bundesſtaaten verſchiedener Anſicht ſind, eine authentiſche 
Auslegung geben. Hierzu iſt ein Reichsgeſetz erforderlich. Wohl 
aber kann der Bundesrat, ſoweit dies erforderlich iſt, allge⸗ 
meine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen nach Artikel 7 Ziffer 2, 
die als ſolche für die Bundesſtaaten verbindlich ſind. Es ſind 
Verwaltungsverordnungen des Reiches, die dem Landesrecht 
vorgehen, die aber die Reichsgeſetze weder abändern noch 
authentiſch interpretieren noch ergänzen können. Ihre Rechts⸗ 
verbindlichkeit reicht nur ſoweit, als fie ſich in Übereinſtimmung 
mit den Reichsgeſetzen befinden. 

Erfüllt ein Bundesſtaat ſeine verfaſſungsmäßigen Pflichten 
gegen das Reich nicht, ſo kann das Reich gegen ihn Zwangs⸗ 
gewalt anwenden, um ihn dazu anzuhalten. Es kann nach 
Art. 19 der Verfaſſung gegen ihn Exekution beſchloſſen 
werden. Die Exekution des Reiches kann ſich aber immer 
nur gegen den Bundesſtaat, nicht gegen die einzelnen Landes⸗ 
behörden oder Reichsangehörigen richten, welche die Reichs: 
geſetze verletzen und ihren Pflichten gegen das Reich nicht nach⸗ 
kommen. Der Bundesſtaat iſt dem Reiche gegenüber ver⸗ 
pflichtet dafür Sorge zu tragen und darüber zu wachen, daß 
ſeine Behörden wie alle auf ſeinem Gebiete befindlichen Reichs⸗ 
angehörigen und Ausländer die Reichsgeſetze beachten, und er 
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hat durch Ausübung der Landesgewalt den Ungehorſam der 
Einzelnen gegen das Reich zu brechen. Kommt er dieſer 
Pflicht nicht nach, ſo verletzt er ſeine Pflichten gegen das Reich 
und gegen ihn iſt dann Exekution zu beſchließen. Der 
Bundesrat hat darüber zu erkennen, ob ein Bundesſtaat ſeine 
Pflicht gegen das Reich verletzt hat, ohne daß ein beſonderes 
Verfahren hierfür vorgeſchrieben wäre. Den Schutz gegen 
Vergewaltigung findet jeder Staat in der Zuſammenſetzung 
des Bundesrats, deſſen Mitglied er ſelbſt iſt. Der Bundes⸗ 
rat hat hierbei eine richterliche Thätigkeit auszuüben. Er hat 
zu erkennen, ob ein Bundesſtaat ſeine Pflichten nicht erfüllt 
hat und daraufhin Exekution zu beſchließen. In allen Fällen 
hat der Bundesrat ſeinen Beſchluß mit einfacher Stimmen: 
mehrheit zu faſſen. Auch wenn in dem einzelnen Falle die 
Auslegung eines Rechtsſatzes in Frage ſteht, bedarf es nicht, 
wie manche meinen, erſt eines Reichsgeſetzes, durch welches das 
Geſetz authentiſch ausgelegt werde, ſondern der Bundesrat hat 
nur für den einzelnen Fall den Rechtsanſpruch des Reiches 
feſtzuſtellen und zu erkennen, daß dieſem Rechtsanſpruch von 
dem Bundesſtaate nicht Genüge geleiſtet wird. 

Die Ausführung der Exekution liegt dem Kaiſer ob. Sie 
richtet ſich gegen den Inhaber der Landesſtaatsgewalt. Der 
Kaiſer hat die Zwangsmittel, die anzuwenden ſind, und das 
Verfahren in jedem einzelnen Falle zu beſtimmen. Er kann, 
wenn der Landesherr ſich hartnäckig weigert, ſeinen Pflichten 
nachzukommen, ihm die Ausübung der Regierung entziehen und 
auf ſolange ſelbſt ſie ausüben, bis der Landesherr der Ent— 
ſcheidung des Bundesrates ſich zu fügen erklärt. 

Daß und warum gegen Preußen eine Exekution nicht 
ausgeführt werden kann, iſt ſchon angeführt worden. 

Aber nicht nur Pflichten legt die Reichsverfaſſung den 
Bundesſtaaten auf, ſie ſichert ihnen auch ebenſo wichtige Rechte 
zu. Für die Souveränetät, die fie durch Gründung des Nord— 
deutſchen Bundes und des Deutſchen Reiches aufgegeben, haben 
die Bundesſtaaten im Reiche den Schutz und die Sicherheit 
ihrer Exiſtenz und ein ihrer politiſchen Macht entſprechendes 
Recht auf Mitwirkung bei der Ausübung der Reichsgewalt 
erworben. Die Rechte, welche den Bundesſtaaten gegenüber 
dem Reiche zuſtehen, beruhen teils auf allgemeinen Rechts—⸗ 
ſätzen der Verfaſſung, die allen Bundesſtaaten als den Mit⸗ 
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gliedern des Reiches beſtimmte Rechte gewähren, teils ſind ſie 
begründet in beſonderen Rechtsſätzen, in Privilegien, welche für 
einzelne Bundesſtaaten in Abweichung von den allgemeinen 
Rechten ein Vorrecht, ein Sonderrecht in ihrem Verhältniſſe 
zum Reiche begründen. Die erſtern werden herkömmlicher 
Weiſe als Mitgliedſchaftsrechte, die letzteren als Sonderrechte 
bezeichnet. 

Die Mitgliedſchaftsrechte ſind enthalten in allgemeinen 
Rechtsſätzen der Verfaſſungsurkunde. Sie können demnach auch 
durch ein Verfaſſungsgeſetz aufgehoben oder abgeändert werden, 
ſelbſt gegen den Willen einzelner Staaten. Einen Schutz 
gegen eine willkührliche Anderung oder Aufhebung der Mit⸗ 
gliedſchaftsrechte zu Ungunſten oder zu Gunſten einzelner 
Staaten bietet die Organiſation des Bundesrates dar, in 
welchem ſchon 14 Stimmen, die ſich gegen eine Veränderung 
der Verfaſſung ausſprechen, genügen, um eine ſolche unmöglich 
zu machen. Dieſe Mitgliedſchaftsrechte ſind folgende: 

Jeder Staat hat einen Anſpruch gegen das Reich auf Schutz 
zur Erhaltung ſeiner Integrität und ſeiner äußeren und inneren 
Sicherheit. Um dieſen Schutz von der Geſamtheit zu erhalten, 
haben die Norddeutſchen Staaten den Vertrag vom 18. Auguſt 
1866 geſchloſſen und die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 
wie des Reiches ſind beſtimmt „die Zwecke des Vertrages 
definitiv ſicher zu ſtellen“ (Art. 2). In dieſem Sinne iſt 
deshalb der Eingang der Verfaſſung auszulegen, nach welchem 
es die Aufgabe des Reiches iſt, das Bundesgebiet und die 
innerhalb desſelben gültigen Rechte zu ſchützen. 

Ferner ſind die Bundesſtaaten die Glieder des Reiches und 
haben als ſolche einen Anſpruch auf verfaſſungsmäßige Mitwirkung 
bei der Ausübung der Reichsgewalt. Sie bilden durch ihre Be⸗ 
vollmächtigten den Bundesrat und jeder Staat hat ein Recht 
darauf, daß für die Wahlen zum Reichstage auf ſein Gebiet 
die geſetzmäßige Anzahl der Wahlkreiſe verteilt werde (Ber: 
faſſung Art. 20). 

Weiterhin hat jeder Staat ein Recht darauf, daß die 
Koſten und Laſten des geſamten Kriegsweſens des Reiches 
auf alle Bundesſtaaten und ihre Angehörigen gleichmäßig 
verteilt werden, ſo daß weder Bevorzugungen noch Be— 
nachteiligungen einzelner Staaten oder Klaſſen grundſätzlich 
zuläſſig ſind. Wo die gleiche Verteilung der Laſten ſich 
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in natura nicht feſtſtellen läßt, ohne die öffentliche Wohlfahrt 
zu ſchädigen, hat ein Reichsgeſetz die 1 nach den 
Grundſätzen der Gerechtigkeit feſtzuſtellen (Verfa fung Art. 58). 
Damit iſt natürlich nicht geſagt, daß jeder Staat einen gleichen 
Anteil an den Koſten und Laſten des Kriegsweſens zu tragen 
habe, ſondern daß die Koſten und Laſten desſelben nach einem 
gleichmäßigen Maßſtab unter alle Staaten zu verteilen ſind. 
Durch die Reichsverfaſſung ſelbſt wie durch die reichsgeſetzliche 
Normierung der Wehrpflicht und der Heereslaſten iſt dieſer 
Grundſatz verwirklicht worden. 

Derſelbe Grundſatz, daß die Laſten des Reiches nach einem 
gleichmäßigen Maßſtab unter die Bundesſtaaten zu verteilen 
ſind, hat ſeine Ausführung in Art. 70 der Verfaſſung gefunden, 
wonach die Matrikularbeiträge auf die Bundesstaaten nach Maß: 
gabe ihrer Bevölkerung verteilt werden. 

Nicht auf der Verfaſſung ſelbſt, aber auf Reichsgeſetzen 
beruht der Anſpruch der Bundesſtaaten auf Verteilung be— 
ſtimmter Reichseinnahmen unter die Bundesſtaaten und zwar 
ebenfalls nach dem gleichmäßigen Maßſtabe der Bevölkerung der 
einzelnen Staaten. So haben die Bundesſtaaten nach dem Reichs⸗ 
geſetz vom 15. Juli 1879 einen Anſpruch auf Verteilung des 
jährlichen Ertrages der Zölle und der Tabakſteuer, ſoweit er den 
Betrag von 130 Millionen Mark überſteigt. Ferner haben ſie einen 
Anſpruch auf Verteilung des geſamten Reinertrages der Brannt⸗ 
weinverbrauchsabgabe nach dem Reichsgeſetze vom 24. Juni 1887 
§ 39, und der Reichsſtempelabgabe nach dem Reichsgeſetz vom 
1. Juli 1881 (in neuer Faſſung vom 14. Juni 1900). Da 
jedoch dieſe Einnahmen unter die Bundesſtaaten nach demſelben 
Maßſtabe der Bevölkerung zu verteilen ſind, nach welchem unter 
ſie die Matrikularbeiträge, die an die Reichskaſſe zu zahlen ſind, 
verteilt werden, ſo findet in Wirklichkeit eine Aufrechnung der 
von dem Reiche an den einzelnen Staat zu verteilenden Ein⸗ 
nahmen auf den von ihm zu zahlenden Matritularbeitrag ſtatt, 
ſo daß je nach dem Stande der Aufrechnung in den einzelnen 
Jahren der Überſchuß der Matrikularbeiträge über den Ein⸗ 
nahmeanteil von dem Staate an das Reich, oder aber der Über: 
ſchuß des Einnahmeanteils über den Matrikularbeitrag von dem 
Reiche an den Staat herauszuzahlen iſt. Seit dem Jahre 1896 
wird aber, wenn auch immer nur durch ein beſonderes, für ein 
Jahr erlaſſenes Geſetz, beſtimmt, daß, wenn die Überweiſungen 
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der Einnahmen des Reiches an die Bundesſtaaten deren Ma⸗ 
trikularbeiträge überſteigen, der Überſchuß zur Hälfte, ſeit 1897 
zu drei Vierteln nicht verteilt wird, ſondern zur Verminderung 
der Reichsſchulden zurückzuhalten iſt. 

Iſt nun auch der Maßſtab, nach dem die Matrikular⸗ 
beiträge unter die einzelnen Staaten verteilt werden, ein gleich— 
mäßiger, ſo iſt er doch keineswegs ein gerechter. Die Leiſtungs— 
fähigkeit und Steuerkraft der Bevölkerung ſind keineswegs in 
allen Staaten von gleicher Größe. Ohne Rückſicht hierauf müſſen 
die Staaten aber nur nach dem Verhältnis ihrer Bevölkerung 
die Laſt der Matrikularbeiträge tragen. Die Beſtimmungen, 
die unverändert aus der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 
in die des Reiches übergegangen ſind, waren auch urſprünglich 
nur für eine Übergangszeit berechnet, bis durch Einführung 
der erforderlichen Reichsſteuern das Reich befähigt werde, alle 
ſeine Ausgaben durch eigene Einnahmen zu decken. Durch das 
ſeit 1879 eingeführte Syſtem der Überweiſungen von Reichs— 
einnahmen an die Bundesſtaaten iſt allerdings einerſeits dieſe 
Ungerechtigkeit gemildert worden, indem dadurch der wirklich zu 
zahlende Betrag der Matrikularbeiträge herabgeſetzt wird, aber 
andererſeits iſt auch das zu erſtrebende Ziel, durch eine Reform 
des Reichsfinanzweſens das Reich finanziell ſelbſtändig und von 
den Beiträgen der Bundesſtaaten unabhängig zu machen, in 
weitere Ferne gerückt worden. 

Im Gegenſatze zu den Mitgliedſchaftsrechten find die 
Sonderrechte Privilegien einzelner Bundesſtaaten, die ihnen 
in ihrem Verhältnis zum Reiche zuſtehen. Die Vorſchriften 
der Reichsverfaſſung, in denen ſie begründet ſind, können nach 
Art. 78 Abſ. 2 der Verfaſſung nur abgeändert werden mit Zu— 
ſtimmung des bevorrechteten Bundesſtaates. Der Bundesſtaat 
aber hat dieſe Zuſtimmung zu erteilen, indem er für den eine 
Abänderung bezweckenden Geſetzesentwurf in dem Bundesrate 
ſeine Stimme abgiebt. Beſteht auch hierüber eine Verſchiedenheit 
der Anſichten nicht, ſo gehört doch der Abſ. 2 des Art. 78 
zu den Beſtimmungen der Verfaſſung, die zu den meiſten 
Streitfragen, wenigſtens in der wiſſenſchaftlichen Litteratur, Anlaß 
gegeben haben. Nur die wichtigſten ſeien in Kürze hier er: 
wähnt. Es ward zunächſt die Frage aufgeworfen, ob durch 
ein Landesgeſetz rechtsgültig beſtimmt werden könne, daß ein 
Bundesſtaat nur nach vorheriger Zuſtimmung des Landtages 
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ein ihm zuſtehendes Sonderrecht aufgeben könne. Die Frage 
iſt wohl für abſehbare Zeit von keiner praktiſchen Bedeutung, 
da vorausſichtlich keine deutſche Landesregierung durch ein 
ſolches Geſetz ſich zu binden Willens ſein wird. Sie iſt aber 
auch nach meiner Anſicht zu verneinen. Ein ſolches Landes: 
geſetz ſtünde im Widerſpruch mit der Reichsverfaſſung, nach der 
die Bevollmächtigten des Bundesrates nur von dem Inhaber 
der Staatsgewalt in den Bundesſtaaten ernannt werden und 
nur von ihm ihre Aufträge erhalten. Der Inhaber der Landes⸗ 
ſtaatsgewalt, in den Monarchien der Landesherr, kann ſich 
rechtlich in Ausübung der Funktionen, die ihm nach der Reichs⸗ 
verfaſſung zuſtehen, nicht beſchränken. Denn Reichsrecht geht 
vor Landesrecht. Wohl aber kann der Landesherr, bevor er 
den Entſchluß faßt, ein Sonderrecht ſeines Staates aufzugeben, 
die Anſicht des Landtages einholen und bei der Faſſung ſeines 
Entſchluſſes die Stimme des Landtages berückſichtigen. Politiſch 
wird dies gewiß in den meiſten Fällen ratſam ſein, aber einer 
rechtlichen Beſchränkung kann fi) der Landesherr nicht unters 
werfen. 

Praktiſch wichtiger iſt die andere Streitfrage, welche Rechte 
zu den Sonderrechten gehören, die nur mit Zuſtimmung des 
berechtigten Staates aufgehoben werden können. Es ſtehen ſich 
hier namentlich zwei Anſichten gegenüber. Nach der einen Anz 
ſicht iſt es ein allgemeiner Rechtsgrundſatz, daß Sonderrechte 
ohne Zuſtimmung der Berechtigten nicht aufgehoben werden 
können. In dem Abſ. 2 des Art. 78 ſei nur dieſer all: 
gemein geltende Rechtsſatz zum Überfluß in Bezug auf die 
in der Verfaſſung begründeten Sonderrechte zum Ausdruck 
gebracht worden. Demnach ſtünden nicht nur dieſe Sonder⸗ 
rechte, ſondern auch alle anderen Sonderrechte, welche nicht in 
der Verfaſſung, ſondern in einem Reichsgeſetz begründet ſind, 
unter dem Schutze des Art. 78 Abſ. 2. Indes geht dieſe An⸗ 
ſicht von der beweisloſen Annahme aus, daß ein ſolcher all— 
gemeiner Rechtsſatz in Geltung ſtehe, und ſie befindet ſich im 
Widerſpruch mit dem Wortlaute der Verfaſſung, die nur für 
die Abänderung derjenigen Vorſchriften der Reichsverfaſſung, 
durch welche Sonderrechte einzelner Bundesſtaaten begründet 
werden, die Zuſtimmung des berechtigten Bundesſtaates fordert. 
Aber auch unter den Schriftſtellern, die dieſe Anſicht für die 
richtige halten, beſtehen wiederum zahlreiche Meinungsverſchieden⸗ 
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heiten darüber, welche Rechte, die in der Reichsverfaſſung be— 
gründet ſind, zu den Sonderrechten gehören. Doch ſoll hier 
auf dieſe Kontroverſen nicht eingegangen werden. 

Ihrem Inhalte nach laſſen ſich die Sonderrechte in zwei 
Klaſſen einteilen. Die einen gewähren einzelnen Staaten ein 
Vorrecht in Bezug auf die Organiſation des Reiches — Orga— 
niſationsprivilegien —, die anderen befreien einen Staat und 
ſein Gebiet von der Zuſtändigkeit des Reiches in Bezug auf 
eine Angelegenheit, die nach einem allgemeinen Rechtsſatz der Ver— 
faſſung der Zuſtändigkeit des Reiches unterſteht — Exemtions— 
privilegien. 

Zu den Organiſationsprivilegien gehört als das 
wichtigſte das Recht Preußens, daß mit der preußiſchen Königs: 
krone die Kaiſerkrone untrennbar verbunden iſt, daß der jeweilige 
König von Preußen jederzeit zugleich deutſcher Kaiſer iſt. Ferner 
ſtellt die Reichsverfaſſung zwar den allgemeinen Rechtsſatz auf, daß 
die Bevollmächtigten der ſämtlichen Bundesſtaaten den Bundesrat 
bilden. Die Verteilung der im Bundesrate zu führenden Stimmen 
unter die Bundesſtaaten iſt aber nicht durch eine Rechtsregel 
beſtimmt, ſondern jedem Staate iſt eine beſondere Stimmenzahl 
zugewieſen und ihm damit ein „beſtimmtes Recht im Verhältnis 
zur Geſamtheit“ feſtgeſtellt worden. Dieſe Stimmenzahl kann 
dem Bundesſtaate ohne ſeine Zuſtimmung nicht entzogen werden. 
Endlich kommen Bayern, Sachſen und Württemberg einige minder 
bedeutende Rechte zu in Bezug auf den Vorſitz im Bundesrate 
und die Zuſammenſetzung einzelner Ausſchüſſe des Bundesrats. 

Weit zahlreicher ſind die Exemtionsprivilegien, die in 
den Verſailler Verträgen Bayern gewährt worden ſind. Aber 
auch Württemberg und Baden ſtehen einige, wenn auch nicht 
ſo weitgehende Exemtionsprivilegien zu. So erſtreckt ſich die 
Zuſtändigkeit des Reiches zur Geſetzgebung über Heimats- und 
Niederlaſſungsverhältniſſe, über Eiſenbahnen, über Immobiliar⸗ 
Feuerverſicherung nicht auf Bayern. Die Beſtimmungen der 
Reichsverfaſſung über das Reichskriegsweſen in Art. 57 bis 68 
kommen in Bayern nur ſoweit zur Anwendung, als durch den 
Verſailler Vertrag vom 23. November 1870 nicht andere Be— 
ſtimmungen getroffen worden ſind. Hiernach führt insbeſondere 
in Friedenszeiten nicht der Kaiſer, ſondern der König von Bayern 
den militäriſchen Oberbefehl über das bayeriſche Heer. Auch 
der Voranſchlag der Ausgaben für das bayeriſche Heer wird 
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nicht durch Reichsgeſetz aufgeſtellt, ſondern das Reich hat nur 
in dem Reichshaushaltsetat jährlich für den Bedarf des bayeri- 
ſchen Heeres eine Pauſchalſumme Bayern bereitzuſtellen, während 
die Aufſtellung der Spezialetats durch Bayern erfolgt. Bayern 
und Württemberg ſteht das Sonderrecht zu, daß die Verwaltung 
der Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten nicht von dem Reiche ge— 
führt und die Einnahmen daraus nicht in die Reichskaſſe fließen, 
ſondern daß die Verwaltung von Poſt und Telegraphie, wenn 
auch nach den darüber erlaſſenen Reichsgeſetzen, auf Rechnung 
der beiden Staaten geführt wird. Auch der Erlaß der regle— 
mentariſchen und Tarifbeſtimmungen für den inneren Poſt⸗ 
und Telegraphenverkehr dieſer Staaten bleibt ihnen vorbehalten. 
Ferner hat Württemberg einige Sonderrechte in Bezug auf die 
Verwaltung des Kriegsweſens. In Bayern, Württemberg und 
Baden iſt die Beſteuerung des inländiſchen Bieres der Landes 
geſetzgebung vorbehalten, wie auch der Ertrag der Bierſteuer 
der Landeskaſſe verbleibt. Die Sonderrechte, die dieſen Staaten 
nach der Reichsverfaſſung Art. 35, 38 auch in Bezug auf die 
Beſteuerung des inländiſchen Branntweins zuſtanden, ſind mit 
ihrer Zuſtimmung durch das Reichsgeſetz vom 28. Juni 1887 
§ 47 aufgehoben worden. Nach dem Art. 34 der Verfaſſung haben 
Bremen und Hamburg das Sonderrecht, daß dieſe Städte 
mit einem dem Zwecke entſprechenden Gebiete außerhalb der ge— 
meinſchaftlichen Zollgrenze bleiben, bis ſie ihren Einſchluß in 
dieſelbe beantragen. Auf ihren Antrag iſt zwar der größte 
Teil dieſer Gebiete durch die Reichsgeſetze vom 16. Februar 
1882 und 31. März 1885 in das gemeinſchaftliche Zollgebiet 
aufgenommen worden, beiden Staaten iſt aber noch ein kleines 
Freihafengebiet verblieben und inſoweit findet hierauf die Vor⸗ 
ſchrift des Art. 34 noch weiterhin Anwendung. 

Die Vertreter der Anſicht, daß das Reich nicht ein fon: 
veräner Staat, ſondern nur ein völkerrechtliches Vertragsver— 
hältnis ſouveräner Staaten ſei, glauben in der Beſtimmung 
der Verfaſſung über die Sonderrechte einzelner Staaten eine 
feſte Stütze für ihre Anſicht finden zu können. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung ſei ein unverkennbares Wahrzeichen des Staaten: 
bundes und laſſe ſich nur aus dem Vertragsſtandpunkte voll⸗ 
befriedigend erklären. Gegen die Auffaſſung des Reiches als 
Staat erweiſe ſie ſich als völlig widerſpenſtig. Indes auch 
dieſe Stütze verſagt ihre Tragkraft. Der Abſatz 2 des 
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Art. 78 enthält einen Rechtsſatz über die Ausübung der ſou⸗ 
veränen Reichsgewalt. Wie das Reich ohne Zuſtimmung des 
Reichstages kein Reichsgeſetz erlaſſen kann, ſo kann es keine 
Vorſchrift der Reichsverfaſſung, durch die ein Sonderrecht eines 
Bundesſtaates begründet wird, ohne deſſen Zuſtimmung ab⸗ 
ändern. Auch in dem ſouveränen Einheitsſtaate würde es nicht 
in Widerſpruch mit dem Begriffe der ſouveränen Staatsgewalt 
ſtehen, wenn die Verfaſſung beſtimmte, daß Rechtsſätze, durch 
welche einzelnen Perſonen Privilegien verliehen werden, nur 
mit deren Zuſtimmung abgeändert werden können. Eine ſolche 
Beſtimmung wäre gewiß nicht zweckmäßig, aber ſie wäre 
zweifellos rechtlich möglich. Aber, wendet man ein, wäre das 
Reich ein ſouveräner Staat, ſo könnte der ganze Abſatz 2 des 
Art. 78 auch gegen den Willen einzelner privilegierter Staaten 
durch ein Verfaſſungsgeſetz aufgehoben und damit den Sonder- 
rechten der verfaſſungsrechtliche Schutz entzogen werden. Nach 
Aufhebung des Abſatz 2 des Art. 78 würde dann ein Ver⸗ 
faſſungsgeſetz genügen, um gegen den Willen des bevorrechteten 
Staates ihm ſeine Sonderrechte zu entziehen. Die Sicherung 
der Sonderrechte ſei demnach doch keine vollkommene; jederzeit 
könnten ſie, wenn auch erſt nach einem Umwege, beſeitigt 
werden. Wäre dies richtig — und dieſe Folgerung iſt in der 
That von angeſehenen Schriftſtellern gezogen worden —, ſo 
hätten der Norddeutſche Bund und die ſüddeutſchen Staaten, 
als ſie in den Verſailler Verträgen von 1870 die Aufnahme 
des in Art. 78 Abſ. 2 enthaltenen Rechtsſatzes in der Ber: 
faſſung vereinbarten, ihren Zweck nur unvollkommen erreicht. 
Es iſt unbeſtritten, daß dieſer Zweck dahin ging, den bevor⸗ 
rechteten Bundesſtaaten Rechte zuzuſichern, die ihnen ohne ihren 
Willen nicht entzogen werden können. Die obige Folgerung 
iſt aber nicht richtig. Die Beſtimmung des Art. 78 Abſ. 2 
findet vielmehr auf ſich ſelbſt Anwendung. Auch ſie kann nur 
abgeändert oder aufgehoben werden unter Zuſtimmung aller 
der Staaten, denen die Verfaſſung Sonderrechte zugeſichert 
hat. Mag man dies wiederum als ein Sonderrecht anſehen 
oder nicht — es kommt auf dieſe theoretiſche Frage nicht viel 
an —, die Verfaſſung des Reiches iſt, wie früher dargethan, 
ein Vertrag und nicht nur privatrechtliche, ſondern auch völker⸗ 
rechtliche Verträge ſind ſo auszulegen, wie Treue und Glauben 
es erfordern. Die ſüddeutſchen Staaten ſind in den Nord⸗ 
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deutſchen Bund eingetreten und haben ihn zum Deutſchen Reich 
erweitert unter der Bedingung, daß ihnen beſtimmte Rechte im 
Verhältnis zum Reiche ohne ihren Willen nicht entzogen werden 
dürfen. Dieſe Bedingung völlig ſicher zu ſtellen, dazu iſt der 
Abſatz 2 des Art. 78 bejtimmt. 


So bildet die Reichsverfaſſung den glücklichen Abſchluß 
eines jahrhundertlangen Prozeſſes, der in ſeinem Verlaufe un⸗ 
ſagbares Unglück über das deutſche Volk gebracht hatte. Seit 
dem 13. Jahrhundert begann die Auflöſung der Reichseinheit. 
Das Reich zerfiel ſeit dieſer Zeit in eine kaum überſehbare 
Maſſe von Territorien, von denen nur zwei, Oſterreich und 
Brandenburg-Preußen, eine ſelbſtändige, in ſich gefeſtete Exiſtenz 
als europäiſche Staaten zu erringen vermochten. Alle anderen 
Staaten und Staatenſplitter verlangten zwar von der Gejamt- 
heit Schutz, aber ſie bildeten in ſich einen Partikularismus aus, 
der nicht bereit war für die Geſamtheit Opfer zu bringen und 
dem Gemeinintereſſe ſich unterzuordnen. Im Gefühle ihrer 
Schwäche waren ſie von der Furcht beſeelt, einem der Groß— 
ſtaaten zur Beute zu fallen, und ſie ſcheuten ſich nicht, dem 
Auslande ſich dienſtbar zu machen, um ihre partikulariſtiſchen 
und dynaſtiſchen Intereſſen zu fördern. Die Furcht vor 
Oſterreich war das treibende Element der meiſten Mittel- und 
Kleinſtaaten im 18. Jahrhundert, die Furcht vor Preußen 
das treibende Element in der Zeit des Deutſchen Bundes. 
In der Reichsverfaſſung haben alle deutſchen Staaten, die 
in den großen Kriſen am Anfange des 19. Jahrhunderts 
und im Jahre 1866 ihre Exiſtenz gerettet haben, ihren ſichern, 
untaſtbaren Status. In höherem Maße als zu irgend einer 
früheren Zeit ſind heute ihr Fortbeſtand und ihre Selbſtändigkeit 
innerhalb der Schranken, die die Reichsverfaſſung gezogen, ver— 
bürgt. Und das haben die deutſchen Fürſten wohl erkannt. 
War in der Zeit vor dem Jahre 1866 die deutſche Einheit 
das Schreckgeſpenſt, vor dem manche deutſche Fürſten in St. 
Petersburg und in Paris Schutz ſuchten, ſo iſt ſie heute das 
Palladium der Selbſtändigkeit und Freiheit der deutſchen 
Bundesſtaaten. In necessariis unitas, in aliis libertas! 
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III. 


Der Railer und der Bundesrat. 
1. 


Der Kaiſer. 


Der Staat — und ſo auch das Deutſche Reich — iſt ein 
rechtlich geordnetes Herrſchaftsverhältnis zwiſchen dem Inhaber 
der Herrſchergewalt und den der Herrſchergewalt untergeord— 
neten Perſonen. Die Herrſchergewalt des Reiches aber, die 
Reichsgewalt, ſteht dem Deutſchen Kaiſer und den in 
dem Bundesrat vereinten und organiſierten Gliedern des Reiches, 
den Bundesſtaaten, zu. Der Kaiſer vereinigt in ſeiner 
Perſon zwei rechtlich zu ſcheidende Eigenſchaften. Als König 
von Preußen iſt er ein und zwar das mächtigſte Glied des 
Reiches und als ſolches in dem Bundesrat vertreten, als 
Deutſcher Kaiſer ſtehen ihm Funktionen der deutſchen Reichs⸗ 
gewalt zu eigenem Rechte zu. Als ſolcher ſteht er nicht unter 
und nicht über dem Bundesrat, ſondern gleichberechtigt neben 
ihm. Die verfaſſungsmäßigen Rechte des Kaiſers können ihm 
gegen ſeinen Willen durch keinen Beſchluß des Bundesrates 
entzogen werden, fo wenig wie er Rechte des Bundesrates be: 
ſchränken oder aufheben kann. Zu der Eigenart der Verfaſſung 
des Reiches gehört es, daß ſie die in der Herrſchergewalt des 
Reiches liegenden Funktionen einerſeits an den Kaiſer, anderer— 
ſeits an den Bundesrat zu eigenem, unentziehbarem Rechte 
verteilt hat. Seit dreißig Jahren wird in der Litteratur die 
Frage eifrig erörtert, wer denn eigentlich der Souverän des 
Reiches ſei. Die Antworten auf dieſe Frage gehen weit aus— 
einander. Die einen ſchreiben die Souveränetät dem Bundes- 
rate zu, die anderen der Geſamtheit der 25 Bundesſtaaten 
oder einer Korporation, deren Glieder die Bundesſtaaten ſind, 
obgleich weder die Reichsverfaſſung noch irgend ein Reichsgeſetz 
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von einer ſolchen Korporation irgend etwas zu vermelden 
weiß. Wiederum andere erklären den Kaiſer für den Souverän 
und das Reich für eine Monarchie. Keine dieſer Antworten 
iſt befriedigend, keine läßt ſich mit den klaren Beſtimmungen 
unſerer Verfaſſung vereinigen. Alle dieſe Unterſuchungen gehen 
von der Vorausſetzung aus, daß begriffsmäßig nur eine 
Perſon — ſei es eine phyſiſche oder eine ſogenannte juriſtiſche 
Perſon — Trägerin der Souveränetät ſein könne. Dieſer 
Satz ſcheint den meiſten ſo einleuchtend zu ſein, daß ſie ihn 
eines Beweiſes gar nicht bedürftig halten. Sie nehmen an, 
daß er ſich mit logiſcher Notwendigkeit daraus ergebe, daß die 
ſouveräne Staatsgewalt eine einheitliche ſein müſſe, oder fie 
bezeichnen ihn geradezu als ein Axiom. Und doch iſt der Satz 
unbegründet und ſteht im Widerſpruch wie mit der Verfaſſung 
des Deutſchen Reiches, ſo auch mit der mancher anderer 
Staaten. Allerdings iſt die ſouveräne Staatsgewalt als die 
höchſte Herrſchergewalt auf einem und demſelben Gebiete eine 
einheitliche und muß eine einheitliche ſein. Die höchſte Gewalt 
kann keine gleich hohe Gewalt in demſelben Bereiche neben ſich 
dulden. Denn ſie allein will und muß in ihrem Bereiche 
herrſchen. Nehmen zwei Perſonen für ſich die höchſte Gewalt 
auf demſelben Gebiete in Anſpruch und ſuchen ſie dieſen An⸗ 
ſpruch zu verwirklichen, ſo müſſen ſie notwendigerweiſe auf⸗ 
einanderſtoßen und aus dem Kampfe muß die eine der Gewalten 
als Siegerin hervorgehen oder beide müſſen untergehen und 
der Staat einer dritten Gewalt zur Beute fallen. Aber die 
Staatsgewalt iſt nicht eine Sache, die nicht ohne Verluſt ihres 
Weſens geteilt werden könnte, ſondern ſie iſt nur ein zuſammen⸗ 
faſſender Ausdruck für die Herrſcherfunktionen, für die Funktionen 
der Erklärung und der Ausführung des ſtaatlichen Willens. 
Die Staatsgewalt exiſtiert nur in der Bethätigung des Staats⸗ 
willens und in der Bethätigung der Staatsmacht. So ſteht es 
nicht in Widerſpruch mit der Einheitlichkeit der Staatsgewalt, 
daß ſie ihren Funktionen nach an mehrere Perſonen zu 
ſelbſtändigem, unentziehbarem Rechte verteilt iſt. Eine ſolche 
Verteilung der ſtaatlichen Funktionen an mehrere Perſonen zu 
ſelbſtändigem und unentziehbarem Rechte kann allerdings leicht 
die Gefahr in ſich bergen, daß die Inhaber dieſer verſchiedenen 
Funktionen der Staatsgewalt ſtatt miteinander gegeneinander 
wirken und den Staat dadurch der Zerrüttung und Auflöſung 
4* 
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entgegentreiben. Die Reichsverfaſſung hat das ſchwere Problem 
gelöſt, dieſer Gefahr vorzubeugen und ein Zuſammenwirken der 
Träger der Funktionen der ſouveränen Gewalt zu ſichern. 

So groß die politiſche und moraliſche Bedeutung iſt, die 
der Wiederherſtellung der deutſchen Kaiſerwürde innewohnt, die 
ſtaatsrechtliche Stellung, welche dem König von Preußen als 
Inhaber der Präſidialrechte und als Bundesfeldherrn in dem Nord— 
deutſchen Bunde zukam, iſt dadurch nicht geändert worden, daß an 
die Stelle des Bundespräſidiums und des Bundesfeldherrn der 
Deutſche Kaiſer getreten iſt. Die Reichsverfaſſung bezeichnet den 
Kaiſer deshalb auch nicht als Oberhaupt oder Souverän des 
Reiches, ſondern ſie ſagt ganz nüchtern und geſchäftsmäßig in 
Art. 11 „das Präſidium des Bundes ſteht dem Könige von 
Preußen zu, welcher den Namen Deutſcher Kaiſer führt“. 

Damit iſt aber auch die untrennbare Verbindung der 
preußiſchen Königskrone mit der Krone des Deutſchen Kaiſers 
ausgeſprochen. Es gehört zu den fundamentalen Grundſätzen 
unſerer Verfaſſung, daß der König von Preußen Deutſcher 
Kaiſer iſt, daß dieſelbe Perſon, die in Preußen die preußiſche 
Staatsgewalt auszuüben hat, im Reiche die Funktionen des 
Deutſchen Kaiſers ausübt. Die Reichsverfaſſung hat deshalb 
keine Vorſchriften aufgenommen über den Erwerb der Kaiſer⸗ 
krone und über die Thronfolge und konnte keine Vorſchriften 
darüber aufnehmen. Von rechtswegen iſt vielmehr diejenige 
Perſon, welche nach preußiſchem Rechte König von Preußen 
iſt, Deutſcher Kaiſer. Aus demſelben Grunde konnte die 
Reichsverfaſſung auch keine Vorſchriften aufnehmen über eine 
Regentſchaft im Reiche für den Fall, daß der Kaiſer infolge 
jugendlichen Alters oder Geiſteskrankheit unfähig iſt, die Re— 
gierungsrechte auszuüben. Es liegt hier nicht, wie man wohl 
gemeint hat, eine Lücke unſeres Verfaſſungsrechts vor, ſondern 
die Reichsverfaſſung hätte nur noch einmal einen Rechtsſatz 
ausdrücklich ausſprechen können, der inhaltlich in ihr ſchon 
enthalten iſt und ebenſo gilt, als wäre er ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen worden. Indem die Verfaſſung erklärt, daß das 
Präſidium des Bundes dem König von Preußen zuſteht, erklärt 
ſie auch, daß diejenige Perſon, welche nach preußiſchem Rechte 
als Regent die königliche Gewalt auszuüben hat, auch als 
Regent das Präſidium des Bundes zu führen und die Funk⸗ 
tionen des Kaiſers auszuüben hat. 
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Der Kaiſer als Inhaber von Funktionen der Reichsgewalt 
iſt ſtaatsrechtlich unverantwortlich. Aber ſeine Anordnungen 
und Verfügungen, die er im Namen des Reiches zu erlaſſen 
hat, ſind nur rechtsgültig, wenn ſie von dem Reichskanzler 
gegengezeichnet werden, der dadurch die Verantwortlichkeit für die 
kaiſerlichen Willenserklärungen übernimmt (Art. 17). Obgleich 
der Art. 17 ganz allgemein von den Anordnungen und Ber: 
fügungen des Kaiſers ſpricht, ſo giebt es von dem ſoeben an— 
geführten Satze doch eine wichtige Ausnahme. Daß die Ber: 
faſſung ſie nicht ausdrücklich hervorhebt, erklärt ſich aus ihrer 
Entſtehungsgeſchichte. Die Anordnungen und Verfügungen, 
die der Kaiſer in Ausübung des militäriſchen Oberbefehls, der 
ihm über die geſamte Land- und Seemacht des Reiches zuſteht, 
erläßt, bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers nicht. Für fie giebt es eine rechtlich verant⸗ 
wortliche Perſon überhaupt nicht. In der Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes trat dies auch äußerlich hervor. Sie 
hatte die Funktionen geſchieden, welche dem Präſidium des 
Bundes zuſtehen, und diejenigen, welche dem König von Preußen 
als Inhaber des Oberbefehls über die Bundeskriegsmarine 
(Art. 53) und als Bundesfeldherr (Art. 63) zuſtehen. Nur 
die Anordnungen des Bundespräſidiums bedurften der Gegen: 
zeichnung des Reichskanzlers (Art. 17), nicht aber die An: 
ordnungen des Oberbefehls über die Marine und das Landheer. 
In der Reichsverfaſſung iſt der Titel „Deutſcher Kaiſer“ an die 
Stelle des Inhabers des Oberbefehls über die Kriegsmarine 
des Reiches und des Bundesfeldherrn getreten (Art. 53, 63). 
Es iſt aber zweifellos und unbeſtritten, daß der Art. 17 auf 
die Anordnungen und Verfügungen, die der Kaiſer in Ausübung 
des Oberbefehls erläßt, ſich nicht bezieht. 

Der Kaiſer iſt nicht Monarch des Reiches, aber er iſt es, 
der das Reich perſönlich zu vertreten hat. Ihm ſtehen des— 
halb auch im ganzen Reiche die perſönlichen Ehrenrechte eines 
Monarchen zu, und er iſt in dem ganzen Reiche gegen Hoch— 
verrat, Thätlichkeiten und Beleidigungen in derſelben Weiſe 
durch höhere Strafandrohungen geſchützt, wie die 4 Landes⸗ 
herren in ihrem Bundesſtaate (Strafgeſetzbuch § 80, 94, 95). 
Da es ferner zu den Funktionen des Kaiſers gehört, das Reich 
völkerrechtlich anderen Staaten gegenüber zu vertreten, ſo wird 
ihm auch nicht bloß in ſeiner Eigenſchaft als König von Preußen, 
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ſondern auch in der des Deutſchen Kaiſers von allen anderen 
Staaten völkerrechtlich die Stellung eines Souveräns zuerkannt. 

Der Glanz der Kaiſerwürde, die politiſchen und ſozialen 
Pflichten, welche dem Kaiſer als perſönlichen Vertreter des 
Reiches nach innen und nach außen obliegen, mußten es mit 
ſich bringen, daß der königliche Hofhalt zu einem kaiſerlichen 
mit größerer Pracht, aber auch größerem Aufwande ſich ent- 
faltete. Preußen hat es aber als ein nobile officium be⸗ 
trachtet, die erhöhten Koſten des kaiſerlichen Hofhaltes ſelbſt 
zu beſtreiten, und hat die Krondotation des Königs durch die 
Geſetze vom 27. Januar 1868 und 20. Februar 1889 erhöht, 
damit der Kaiſer den geſteigerten Anforderungen genügen könne. 
Für die Beſtreitung der Ausgaben zur Erhaltung der äußeren 
kaiſerlichen Würde und des kaiſerlichen Hofhaltes zahlt das 
Reich keinen Beitrag. 

Die Funktionen der Reichsgewalt, welche dem Kaiſer zu: 
ſtehen, ſind nicht nur ſehr bedeutſam, ſondern auch äußerſt 
mannigfaltig und ſtehen zum Teil in engem Zuſammenhange mit 
den Funktionen des Bundesrates. Es ſoll deshalb hier nicht 
eine vollſtändige Aufzählung erfolgen. Es mag genügen die 
ſtaatsrechtliche Stellung des Kaiſers als Inhaber wichtiger 
Funktionen der ſouveränen Reichsgewalt in folgendem zu 
charakteriſieren: 

1. Der Kaiſer hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten 
(Art. 11). Er allein hat anderen Staaten gegenüber den 
Willen des Reiches zu erklären oder in feinem Auftrage er: 
klären zu laſſen. Er hat im Namen des Reiches Krieg zu er— 
klären und Frieden zu ſchließen, Bündniſſe und andere Verträge 
mit fremden Staaten einzugehen, Geſandte zu beglaubigen und 
zu empfangen und Konſuln zu beſtellen und zuzulaſſen (Art. 11, 
56). Doch iſt zur Erklärung des Krieges die vorherige Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesrates erforderlich, es ſei denn, daß ein 
Angriff auf das Bundesgebiet oder deſſen Küſten erfolgt. Zum 
Abſchluß von Verträgen mit fremden Staaten, die ſich auf 
ſolche Gegenſtände beziehen, welche dem Bereiche der Reichs— 
geſetzgebung angehören, bedarf der Kaiſer der Zuſtimmung des 
Bundesrates und zu ihrer Gültigkeit iſt die Genehmigung des 
Reichtages erforderlich (Art. 11). 

2. Soweit dagegen der Wille des Reiches in der Form 
eines Geſetzes zu erklären iſt, hat nicht der Kaiſer, ſondern der 
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Bundesrat nach vorheriger Zuſtimmung des Reichstages das 
Geſetz zu erlaſſen (Art. 5). Der Bundesrat iſt es, der ein 
Reichsgeſetz ſanktioniert, d. h. ſein Beſchluß iſt es, der dem 
Inhalte eines Geſetzentwurfes Rechtskraft verleiht. Aber dieſe 
Rechtskraft wirkt zunächſt nur für den Kaiſer und den für 
ſeine Regierungsakte verantwortlichen Reichskanzler. Der Kaiſer 
hat das vom Bundesrate ſanktionierte Geſetz auszufertigen, d. h. 
er hat durch ſeine Unterſchrift die Sanktion des Bundesrates zu 
beglaubigen, und er hat das Geſetz zu verkündigen, d. h. den 
Befehl zu erteilen, das Geſetz in der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Form bekannt zu geben und dadurch für die Bundesſtaaten und 
die Unterthanen verbindlich zu machen (Art. 17). Der Kaiſer 
iſt zur Ausfertigung und Verkündigung der Reichsgeſetze ver⸗ 
pflichtet, ſofern das Geſetz in verfaſſungsmäßiger Weiſe zuſtande 
gekommen iſt. Es ſteht ihm nicht das Recht zu, einem Geſetze 
die Ausfertigung und Verkündigung zu verſagen, weil er mit 
dem Inhalte nicht einverſtanden iſt. Der Reichskanzler trägt 
deshalb durch ſeine Gegenzeichnung der Ausfertigung und Ver⸗ 
kündigung auch nicht die Verantwortlichkeit für den Inhalt 
des Geſetzes, ſondern nur dafür, daß das Geſetz verfaſſungs⸗ 
mäßig erlaſſen worden iſt. Daß hieraus aber nicht ein Zwieſpalt 
zwiſchen dem Kaiſer und dem Bundesrat ſich entwickeln kann, 
dafür hat die Verfaſſung in anderer Weiſe Vorſorge getragen, 
die ſchon angedeutet worden und die ſpäter noch näher auszu⸗ 
führen ſein wird. 

3. Der Kaiſer führt und leitet die Regierung des Reiches, 
ſoweit nicht der Bundesrat nach ausdrücklicher Vorſchrift der 
Verfaſſung einzelne Verwaltungsgeſchäfte zu erledigen hat. 
Dieſer Rechtsſatz iſt nicht in der Verfaſſung ausgeſprochen 
worden, aber die Verfaſſung und die geſamte Reichsgeſetzgebung 
haben ihn anerkannt und in ſeinen Folgerungen durchgeführt. 
So hat der Kaiſer die Ausführung der Reichsgeſetze zu über⸗ 
wachen. Er hat die Anordnungen und Verfügungen im Namen 
des Reiches zu erlaſſen (Art. 17). Er hat den Reichskanzler und 
die Reichsbeamten zu ernennen und zu entlaſſen (Art. 15, 18). 
Inſoweit ausnahmsweiſe einzelne Klaſſen von Reichsbeamten 
nicht von dem Kaiſer, ſondern von den Landesherren zu er⸗ 
nennen ſind, wie die Betriebsbeamten und unteren Beamten 
der Poſt und Telegraphie (Art. 50), ſind doch auch ſie, wie 
alle Reichsbeamte, verpflichtet, den Anordnungen des Kaiſers 
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Folge zu leiſten (Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873 8 1). 
Hierin iſt enthalten, daß dem Kaiſer die oberſte Leitung der 
geſamten Reichsverwaltung zukommt. Der Kaiſer hat ferner 
in Ausübung der Reichsregierung den Bundesrat und Reichs— 
tag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu ſchließen 
(Art. 12). Auch hat er den Reichstag aufzulöſen, aber nur 
auf Grund eines Beſchluſſes des Bundesrates, der indeſſen 
von dem Bundesrate wiederum nur unter Zuſtimmung des 
Kaiſers gefaßt werden kann (Art. 24). Endlich werden die Be- 
ſchlüſſe des Bundesrates, die der Zuſtimmung des Reichstags 
bedürfen, von dem Reichskanzler im Namen des Kaiſers dem 
Reichstage vorgelegt (Art. 16). 

4. Der Kaiſer hat den Oberbefehl über die geſamte Land⸗ 
und Seemacht des Reiches in Frieden und Krieg zu führen 
(Art. 53, 63). Jedoch hat Bayern das Sonderrecht, daß die 
bayeriſchen Truppen in Friedenszeiten unter dem Oberbefehl 
des Königs von Bayern ſtehen, nur im Kriege — und zwar 
vom Beginn der Kriegsbereitſchaft an — ſind die bayeriſchen 
Truppen verpflichtet, den Befehlen des Kaiſers unbedingt Folge 
zu leiſten (Vertrag vom 23. November 1870 III § 5). Die 
Kriegsbereitſchaft iſt vom Kaiſer anzuordnen und es iſt nur 
von formeller Bedeutung, wenn die Kriegsbereitſchaft der 
bayeriſchen Truppen von dem König von Bayern, aber auf Ver: 
anlaſſung des Kaiſers anzuordnen iſt. Auch kann der Kaiſer, 
wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete bedroht 
iſt, jeden Teil desſelben (mit Ausnahme Bayerns) in den 
Kriegszuſtand erklären (Art. 68). Der Kaiſer hat ferner die 
Präſenzſtärke des deutſchen Heeres zu beſtimmen, d. h. die Zahl 
der Mannſchaften, die unter der Fahne gehalten werden (Art. 63). 
Doch iſt der Kaiſer in Ausübung dieſes Rechts beſchränkt und 
zwar einerſeits durch die Beſtimmungen der Reichsverfaſſung 
Art. 57, 59 und der Reichsgeſetze über die Wehrpflicht und 
andererſeits durch die Vorſchrift des Art. 60 der Verfaſſung, 
wonach die Friedenspräſenzſtärke des Heeres, d. h. das Maximum 
der Mannſchaften des Landheeres, welche im Frieden dauernd 
unter der Fahne gehalten werden dürfen, im Wege der Reichs⸗ 
geſetzgebung feſtzuſtellen iſt. In dieſe Maximalzahl werden 
aber nicht eingerechnet die Freiwilligen, Unteroffiziere und 
Offiziere. Ob das Geſetz über die Friedenspräſenzſtärke auf 
ein Jahr, auf mehrere Jahre oder auf unbeſtimmte Dauer bis 


— N — 


III. Der Kaiſer und der Bundesrat. 7 


0 


zur geſetzlichen Abänderung zu erlaſſen iſt, wird von der Ver— 
faſſung nicht beſtimmt. Herkömmlicherweiſe wird das Geſetz 
aber auf mehrere Jahre erlaſſen. Das gegenwärtig geltende 
Geſetz vom 25. März 1899 iſt bis zum 31. März 1904 er⸗ 
laſſen worden und hat die Friedenspräſenzſtärke auf 495 000 
Mann im Durchſchnitt feſtgeſetzt. 

Dagegen hat der Kaiſer die Verwaltung des Landheeres 
nicht zu führen. Das deutſche Heer beſteht aus den Truppen 
der einzelnen Bundesſtaaten. Die Heeresverwaltung iſt von 
ihnen nach Maßgabe der Reichsmilitärgeſetze zu führen. Aber 
dem Kaiſer ſtehen weitgehende Rechte zu, um die Einheit und 
Schlagfertigkeit des deutſchen Heeres trotz ſeiner Zuſammenſetzung 
aus den Kontingenten der verſchiedenen Staaten herzuſtellen 
und zu erhalten. Die Höchkommandierenden eines Kontingents, 
ſowie alle Offiziere, welche Truppen mehr als eines Kontingents 
befehligen, und alle Feſtungskommandanten werden von dem 
Kaiſer ernannt und haben ihm den Fahneneid zu leiſten. Der 
Kaiſer hat die Pflicht und das Recht dafür Sorge zu tragen, 
daß alle Truppenteile vollzählig und kriegstüchtig vorhanden 
ſind und daß Einheit in der Organiſation und Formation, in 
Bewaffnung und Kommando, in der Ausbildung der Manns 
ſchaften, ſowie in der Qualifikation der Offiziere hergeſtellt und 
erhalten wird. Zu dieſem Behufe iſt der Kaiſer berechtigt, 
ſich jederzeit durch Inſpektionen von der Verfaſſung der einzelnen 
Kontingente zu überzeugen und die Abſtellung der dabei vor— 
gefundenen Mängel ſelbſt anzuordnen (Art. 63). 

Indes geben die bisher beſprochenen Beſtimmungen der 
Reichsverfaſſung über die dem Kaiſer zuſtehenden Funktionen 
der Militärgewalt keine genügende Vorſtellung von der Stellung 
des Kaiſers als des oberſten Kriegsherrn im Deutſchen Reiche. 
Die Verfaſſung hat einzelne Rechte nicht dem Kaiſer zugewieſen, 
ſondern dem König von Preußen, teils um das Selbſtbewußtſein 
der deutſchen Landesherren wenigſtens in der Form zu ſchonen, 
teils aus Gründen der Geſetzestechnik. So ſind die Verord— 
nungen, welche zur Ausführung der Reichsmilitärgeſetze er— 
forderlich ſind, um die unentbehrliche Einheit in der Verwaltung, 
Verpflegung, Bewaffnung und Ausxrüſtung aller Truppenteile 
des deutſchen Heeres zu erhalten nicht von dem Kaiſer zu er—⸗ 
laſſen. Aber die von dem König von Preußen für die 
preußiſche Armee erlaſſenen Verordnungen find durch den Aus— 
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ſchuß des Bundesrates für das Landheer und die Feſtungen 
den einzelnen Kontingentsherren mitzuteilen, die fie als landes⸗ 
herrliche Verordnungen für ihre Truppen zu verkünden haben 
(Art. 63 Abſ. 5). Nur für Bayern beſteht eine derartige 
Pflicht nicht. Bayern hat ſich nur „vorbehalten“, die volle 
Ubereinftimmung mit dem Reichsheer herzuſtellen. Doch iſt 
dies bisher durchweg geſchehen. Ferner aber kann der Bundes⸗ 
rat gegen die Stimme des Königs von Preußen keinen Ge— 
ſetzesentwurf annehmen, ſofern dadurch die beſtehenden Ein— 
richtungen des Militärweſens in irgend einer Beziehung ge— 
ändert werden ſollen (Art. 5 Abſ. 2). Weiterhin gelten 
für alle Staaten teils auf Grund der Verſailler Verträge, 
teils auf Grund von beſonderen Militärkonventionen über die 
Ordnung des Militärweſens Beſtimmungen, die bald mehr, 
bald weniger von den Vorſchriften der Verfaſſung abweichen. 
Durch die Militärkonventionen, welche Sachſen am 7. Februar 
1867 mit dem König von Preußen als dem künftigen Bundes 
feldherrn, und Württemberg am 25. November 1870 mit dem 
Norddeutſchen Bunde abgeſchloſſen haben, ſind einzelne Bor: 
ſchriften in Art. 63 —66 der Verfaſſung, wenn auch nicht 
in ſehr tiefgreifender Weiſe, für die Verhältniſſe dieſer 
Staaten modifiziert worden. Der weitgehenden Sonderrechte 
Bayerns iſt ſchon Erwähnung geſchehen. Die anderen 
21 Bundesſtaaten aber haben mit Preußen Militärkonventionen 
abgeſchloſſen, durch welche das Recht und die Pflicht, die 
Truppenteile dieſer Staaten zu verwalten, auf den König von 
Preußen übergegangen ſind. Dieſe Verträge weiſen zwar im 
einzelnen einige Verſchiedenheiten auf, aber ihr Ergebnis iſt 
doch, daß es in Deutſchland nicht, wie dies nach der Ver: 
faſſung möglich wäre, 25, ſondern nur vier Militärverwaltungen 
giebt, die preußiſche, bayeriſche, württembergiſche und ſächſiſche. 

So iſt durch ein allerdings überaus künſtliches Syſtem 
von Rechtsſätzen der Verfaſſung und von Vertragsbeſtimmungen 
und unter einer weitgehenden Rückſicht auf das Selbſtbewußtſein 
der deutſchen Landesherren das Weſentliche erreicht und geſichert 
worden: die Einheitlichkeit und Schlagfertigkeit des 
deutſchen Heeres. So ſchwierig es iſt eine klare Überſicht 
über dieſe verſchiedenartigen und zum Teil ſich durchkreuzenden 
Beſtimmungen zu gewinnen, ſo ſind in ihnen doch überall der 
weite Blick und die feſte Hand des Staatsmannes zu erkennen, 
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der, immer das große Ziel im Auge behaltend, in der Form 
und in unweſentlichen Dingen nachgebend, die unerſchütterlichen 
Grundlagen gelegt hat, auf denen die Einheit der Nation in 
einem nationalen Heere verwirklicht iſt. Staatsrechtlich beſteht 
das Heer aus den Kontingenten der verſchiedenen Staaten, in 
Wirklichkeit iſt es, wie der Art. 63 unſerer Verfaſſung ſagt, 
ein einheitliches Heer und der Deutſche Kaiſer ſein oberſter 
Kriegsherr. 

5. Als der Norddeutſche Bund gegründet ward, hatte nur 
Preußen eine Kriegsmarine. Durch die Verhältniſſe war es 
gegeben, daß ſie zur Bundeskriegsmarine erklärt und unter den 
alleinigen Oberbefehl und die alleinige Verwaltung des Königs 
von Preußen geſtellt ward. Kein anderer Landesherr konnte 
irgend einen Anſpruch hierauf erheben. So ſteht denn auch 
dem Kaiſer über die Kriegsmarine des Reiches allein der Ober— 
befehl zu und er führt allein nach Maßgabe der Reichsgeſetze 
ihre Verwaltung. Auch in Bezug auf die Reichsgeſetze über 
die Marine ſteht aber dem König von Preußen das Recht zu, 
daß der Bundesrat gegen ſeine Stimme keinen Geſetzesentwurf 
annehmen kann, durch welchen die beſtehenden Einrichtungen 
geändert werden ſollen (Art. 53, Art. 5). 

6. Endlich hat der Kaiſer, nicht auf Grund der Reichs- 
verfaſſung, aber nach ſpäteren Reichsgeſetzen im Namen des 
Reiches die Staatsgewalt in Elſaß⸗Lothringen und in den 
deutſchen Schutzgebieten auszuüben. Hiervon wird ſpäter noch 
zu ſprechen ſein. 


II. 


Der Bundesrat. 


Der Kaiſer iſt nicht nur das monarchiſche Element der 
Reichsverfaſſung, ſondern durch den Kaiſer iſt Preußen auch 
die führende Macht im Reiche. Daß aber das Reich nicht eine 
Monarchie, nicht ein Einheitsſtaat iſt, zeigt ſich in der In⸗ 
ſtitution des Bundesrates. Er iſt die organiſierte Einheit 
der Glieder des Reiches, der 25 Bundesſtaaten. Ihm ſtehen 
diejenigen Funktionen der ſouveränen Reichsgewalt zu, welche 
die Verfaſſung nicht dem Kaiſer zugewieſen hat. In dem 
Bundesrat üben die Glieder des Reiches ihre Mitgliedſchafts⸗ 


60 III. Der Kaiſer und der Bundesrat. 


rechte an der Reichsregierung aus. Es können in ihm des⸗ 
halb auch nur die Glieder des Reiches vertreten ſein und es 
müſſen alle Glieder das Recht haben, darin vertreten zu ſein. 
Daraus folgt, daß das Reichsland Elſaß-Lothringen in dem 
Bundesrat nicht vertreten ſein kann, ſolange es eine Provinz 
des Reiches bildet und nicht zu einem Bundesſtaate mit einer 
ſelbſtändigen Staatsgewalt geſtaltet iſt. Würde, wie dies 
namentlich in dem Reichslande oft gefordert worden iſt, Elſaß⸗ 
Lothringen eine Vertretung im Bundesrate gegeben, ſo würde 
thatſächlich die Zahl der preußiſchen Stimmen vermehrt, nicht 
aber Elſaß⸗Lothringen eine beſondere Stimme gegeben werden. 
Der Kaiſer kann nicht in Vertretung Elſaß⸗Lothringens in 
anderem Sinne ſeine Stimme abgeben laſſen, als er dies in 
ſeiner Eigenſchaft als König von Preußen thut. Damit ſteht 
nicht in Widerſpruch, daß nach dem Reichsgeſetze vom 4. Juli 
1879 8 7 der Statthalter von Elſaß⸗Lothringen Kommiſſäre in 
den Bundesrat abordnen kann, welche an den Beratungen, 
nicht aber an der Beſchlußfaſſung über Angelegenheiten, die 
die Intereſſen Elſaß⸗Lothringens berühren, teilnehmen können. 
Sie ſind nur Auskunftsperſonen. 

Beſteht der Bundesrat aus den Vertretern aller Glieder 
des Reiches, ſo iſt doch die politiſche Macht und Bedeutung 
der einzelnen Bundesſtaaten ſo verſchieden, daß eine Aus⸗ 
gleichung notwendig iſt. Dieſelbe iſt dadurch herbeigeführt, daß 
den einzelnen Staaten eine verſchiedene Stimmenzahl zukommt 
und daß einigen Staaten Sonderrechte eingeräumt ſind. Für 
die Verteilung der Stimmenzahl knüpfte die Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes an die Beſtimmungen der Bundesakte 
von 1815 über die Verteilung der Stimmen in dem Plenum 
des ehemaligen Bundestages an, ſo jedoch, daß Preußen die 
Stimmen der ehemaligen Staaten Hannover, Kurheſſen, Holſtein, 
Naſſau und Frankfurt a. M. zugeteilt wurden. Auch bei der 
Aufnahme der ſüddeutſchen Staaten hielt man ſich hieran, ſo 
jedoch daß die Stimmen Bayerns von vier auf ſechs erhöht 
wurden (Art. 6). Demnach führt Preußen im Bundesrat 17, 
Bayern 6, Sachſen und Württemberg je 4, Baden und. Heſſen 
je 3, Mecklenburg⸗Schwerin und Braunſchweig je 2 Stimmen, 
die übrigen Staaten je eine Stimme. Die 25 Bundesſtaaten 
führen demnach im Bundesrat 58 Stimmen, die abſolute 
Mehrheit beträgt 30 Stimmen (Art. 6). 
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Der Bundesrat iſt, wie es ſeit der zweiten Hälfte des 17. Jahr⸗ 
hunderts der Reichstag zu Regensburg war, wie es der Bundestag 
zu Frankfurt a. M. war, ein Kongreß der Geſandten der deutſchen 
Staatsregierungen. Er beſteht aus Bevollmächtigten der In⸗ 
haber der Landesgewalten. Nur die Aufträge, die den Bevoll- 
mächtigten von ihren Vollmachtgebern erteilt werden, haben ſie 
auszuführen, ſie haben nicht nach eigener Anſicht und eigener 
Überzeugung ſich zu äußern und abzuſtimmen. Die Aufträge 
werden erteilt von den Inhabern der Landesſtaatsgewalten, den 
Landesherren und den Senaten der Hanſeſtädte. Dem Land⸗ 
tage oder der Bürgerſchaft in den Hanſeſtädten ſteht ein ver: 
faſſungsmäßiges Recht der Mitwirkung hierbei nicht zu. Auch 
kann, wie ich ſchon ausgeführt habe, der Landesherr ſich nicht 
ſelbſt rechtlich beſchränken, indem er durch ein Landesgeſetz dem 
Landtage eine ſolche Mitwirkung einräumte. 

Die Erteilung des Auftrages an den Bevollmächtigten iſt 
aber ein Regierungsakt des Landesherrn. Nach der Verfaſſung 
der meiſten Staaten erhält ein landesherrlicher Regierungsakt erſt 
durch Gegenzeichnung eines Miniſters feine Gültigkeit, der das 
durch rechtlich und politiſch die Verantwortlichkeit übernimmt. 
Demgemäß iſt auch der Miniſter dem Landtage für die In⸗ 
ftruftionen, die dem Bevollmächtigten zum Bundesrat erteilt 
werden, verantwortlich. Auch ſteht es durchaus nicht im 
Widerſpruch mit der Reichsverfaſſung, wenn ein Landtag das 
Verhalten der Staatsregierung in dem Bundesrat in Ver— 
gangenheit oder Zukunft zum Gegenſtand ſeiner Beratungen 
macht und in Reſolutionen oder Adreſſen ſeiner Anſicht hier— 
über Ausdruck giebt. „Die Landtage ſind,“ wie Fürſt Bismarck 
erklärte, „immer befugt, das Auftreten ihrer Miniſter in Bezug 
auf die Reichspolitik vor ihr Forum zu ziehen und ihre Wünſche 
den Miniſtern kund zu thun.“ 

Der Bevollmächtigte iſt ſeinem Auftraggeber, dem Landes⸗ 
herrn“ oder dem Senate, dafür verantwortlich, daß er nur 
ſeinen Inſtruktionen gemäß handelt und abſtimmt. Aber der 
Bundesrat hat nur die Vollmachtsurkunde, die dem Bevoll⸗ 
mächtigten erteilt wird, zu prüfen. Iſt ſie rechtsgültig aus⸗ 
geſtellt, ſo giebt der Bevollmächtigte die Stimme des Staates 
mit rechtlicher Wirkſamkeit ab, ſelbſt wenn er dem ihm er⸗ 
teilten Auftrage zuwider abgeſtimmt hat. Er verletzt damit 
feine Amtspflicht, er kann ſogar im einzelnen Falle ſich da— 
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durch kriminell ſtrafbar machen, aber die Stimme iſt rechts— 
gültig abgegeben. Der Beſchluß des Bundesrates kann deshalb 
nicht angefochten werden. 

Jeder Bundesſtaat hat das Recht, ſo viele Bevollmächtigte 
zu ernennen, als er im Bundesrate Stimmen zu führen hat. 
Es ſollte dadurch einerſeits den größeren Staaten die Möglich— 
keit gegeben werden, ſich für die verſchiedenartigen Angelegen— 
heiten, über welche im Bundesrate Beſchluß zu faſſen iſt, durch 
ihre bedeutendſten und ſachverſtändigſten Beamten vertreten zu 
laſſen, und andererſeits wird dadurch doch verhindert, daß 
nicht durch eine allzu große Zahl von Bevollmächtigten die Ver⸗ 
handlungen verzögert und erſchwert werden. Indes können, 
wie ſich ſchon aus dem Geſagten ergiebt, die einem Staate 
zuſtehenden Stimmen nur einheitlich durch den ſtimmführenden 
Bevollmächtigten abgegeben werden (Art. 6). 

Eine verfaſſungsmäßige Pflicht der Bundesſtaaten, ſich im 
Bundesrate vertreten zu laſſen und an deſſen Abſtimmungen 
teilzunehmen, beſteht nicht. Verſäumt aber ein Bundesſtaat das 
ihm zuſtehende Recht auszuüben, ſo hat dies nur die Folge, 
daß die nicht vertretenen oder nicht inſtruierten Stimmen 
nicht gezählt werden (Art. 7). Die mit ſo großer Kunſt 
auf dem Reichstage zu Regensburg und dem Bundestage zu 
Frankfurt a. M. geübte Politik, die Geſchäfte dadurch zu ver: 
ſchleppen, daß den Geſandten keine oder ungenügende Inſtruk⸗ 
tionen erteilt werden, iſt im Bundesrate nicht möglich. 

Jeder Bevollmächtigte zum Bundesrate iſt berechtigt, an 
allen Beratungen teilzunehmen, aber auch im Reichstage zu 
erſcheinen und jeder Zeit dort das Wort zu ergreifen, um die 
Anſichten ſeiner Regierung zu vertreten, auch wenn dieſelben 
etwa in Widerſpruch mit einem von dem Bundesrate gefaßten 
Beſchluſſe ſtehen ſollten. Der Bevollmächtigte kann deshalb 
auch nicht gleichzeitig Mitglied des Reichstags ſein (Art. 9), 
da die Mitglieder des Reichstags nicht an Aufträge gebunden 
ſein dürfen und nur nach ihrer Überzeugung zu ſprechen und 
abzuſtimmen haben (Art. 29). 

Den Bevollmächtigten zum Bundesrate hat der Kaiſer 
nach Art. 10 den üblichen diplomatiſchen Schutz zu gewähren. 
Der unbeſtrittene Sinn dieſes nicht ſehr klar formulierten 
Satzes iſt der, daß den nichtpreußiſchen Bevollmächtigten die 
völkerrechtlichen Vorrechte der Geſandten zukommen. 


III. Der Kaiſer und der Bundesrat. 63 


Der Bundesrat tritt nur auf Berufung des Kaiſers zu⸗ 
ſammen, der ihn auch zu eröffnen, zu vertagen und zu ſchließen 
hat. Der Kaiſer iſt aber verpflichtet, den Bundesrat jährlich 
mindeſtens einmal zu berufen, und anßerdem iſt er verpflichtet, 
ihn zu berufen, ſobald die Berufung von Staaten, die zu⸗ 
ſammen ein Drittel der Bundesratsſtimmen führen, verlangt 
wird (Art. 13, 14). Die Berufung des Bundesrates kann 
erfolgen, auch ohne daß der Reichstag berufen wird, und der 
Bundesrat kann auch ſeine Beratungen fortführen, nachdem der 
Reichstag geſchloſſen iſt. Aber der Reichstag kann nur tagen, 
wenn auch gleichzeitig der Bundesrat tagt (Art. 13). That⸗ 
ſächlich iſt jedoch der Bundesrat ſeit dem Jahre 1882 von 
dem Kaiſer nicht mehr geſchloſſen worden. Nach ſeiner Be— 
rufung im Jahre 1883 hat der Kaiſer den Bundesrat immer 
nur vertagt. Die praktiſche Bedeutung liegt jedoch nur darin, 
daß der Bundesrat, wenn er nach der Vertagung zuſammen⸗ 
tritt, keiner förmlichen Eröffnung bedarf. 

Den Vorſitz und die Leitung der Geſchäfte führt der 
Reichskanzler, der — mit Unrecht wird es beſtritten — zu⸗ 
gleich ein Bevollmächtigter zum Bundesrat ſein muß (Art. 15). 
Wenn die Verfaſſung auch darüber keine Vorſchrift enthält, 
fo wird der Reichskanzler doch immer ein preußiſcher Bevoll— 
mächtigter ſein müſſen. Er kann ſich aber in dem Vorſitz 
durch ein jedes andere Mitglied mittels ſchriftlichen Auftrages 
vertreten laſſen (Art. 15). Doch hat Bayern das Sonderrecht, 
daß, wenn alle preußiſchen Bevollmächtigten verhindert ſind 
den Reichskanzler zu vertreten, der Reichskanzler ſeine Ber: 
tretung einem bayeriſchen Bevollmächtigten übertragen muß. 
Eine politiſche Bedeutung kommt dieſem Sonderrechte nicht zu. 

Die einzelnen Angelegenheiten, über welche der Bundes⸗ 
rat zu beraten und zu beſchließen hat, gelangen an ihn ent⸗ 
weder durch Vorlage des Reichskanzlers als des Vorſitzenden, 
ſoweit der Bundesrat von Amtswegen beſtimmte Geſchäfte zu 
erledigen hat, oder durch Vorlage des Reichskanzlers im Auftrage 
des Kaiſers oder aber auf Antrag eines Bundesſtaates (Art. 7). 

Zu einem gültigen Beſchluß des Bundesrates iſt in der 
Regel erforderlich, aber auch genügend die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit der abgegebenen Stimmen. Werden alle 58 Stimmen 
abgegeben, jo genügen alſo 30 Stimmen. Bei Stimmengleich- 
heit geben die preußiſchen Stimmen den Ausſchlag. Von 
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dieſer Regel giebt es jedoch ſehr wichtige Ausnahmen. Folge: 
richtig, wenn auch von keiner großen politiſchen Bedeutung, iſt 
zunächſt die Beſtimmung der Verfaſſung, daß bei der Beſchluß— 
faſſung über Angelegenheiten, für welche nach der Verfaſſung 
einem Bundesſtaate ein Exemtionsprivilegium zuſteht, dieſer 
Staat an der Abſtimmung nicht beteiligt iſt (Art. 7). So 
ſteht bei der Beſchlußfaſſung über den Entwurf eines Geſetzes, 
das ſich auf die Beſteuerung des inländiſchen Bieres bezieht, 
Bayern, Württemberg und Baden ein Stimmrecht nicht zu. 
Rechtlich wie politiſch iſt dagegen von großer Tragweite 
die Vorſchrift der Verfaſſung in Art. 78 Abſ. 1, daß Ver⸗ 
änderungen der Verfaſſung zwar im Wege der Geſetzgebung 
erfolgen, aber als abgelehnt gelten, wenn ſie im Bundesrate 
14 Stimmen gegen ſich haben. Damit iſt geſagt, daß gegen 
den Willen des Königs von Preußen, dem 17 Stimmen zu⸗ 
ſtehen, eine Verfaſſungsänderung nicht möglich iſt. Damit iſt 
aber auch den drei anderen Königreichen, Bayern, Sachſen und 
Würtemberg, die zuſammen 14 Stimmen führen, die Möglich— 
keit gegeben, jede Verfaſſungsänderung zu hindern, ebenſo wie 
die ſüddeutſchen Staaten, Bayern, Würtemberg, Baden und 
Heſſen mit 16 Stimmen dieſe Möglichkeit beſitzen. Aber auch 
eine Majoriſierung der Kleinſtaaten durch die größeren iſt 
ausgeſchloſſen, da ſie, wenn ſie zuſammenhalten, über 17 Stimmen 
verfügen. Andererſeits iſt dadurch aber auch dem vorgebeugt, 
daß eine von Preußen und der Mehrheit der Staaten und von 
dem Reichstage für notwendig erkannte Anderung der Ber: 
faſſung an dem Widerſtand eines einzelnen Staates ſcheitert. 
Eine dreißigjährige Erfahrung hat gezeigt, daß die Ausbildung 
und Ausgeſtaltung des Reiches als eines Bundesſtaates durch 
dieſe Vorſchrift nicht gehindert wird, daß ſie insbeſondere einer 
Erweiterung der verfaſſungsmäßigen Zuſtändigkeit des Reiches 
auf alle die Angelegenheiten, die einer einheitlichen Normierung 
in Deutſchland bedürfen, nicht ſtörend im Wege ſteht. Sie 
bietet aber das ſicherſte Bollwerk, das die Verfaſſung den Be- 
ſtrebungen, das Reich aus einem Bundesſtaat in einen Ein⸗ 
heitsſtaat umzuwandeln, entgegengeſtellt. Daß zu Verfaſſungs⸗ 
änderungen, durch welche Sonderrechte einzelner Staaten 
abgeändert werden ſollen, außerdem die Zuſtimmung des be: 
vorrechteten Staates erfordert wird (Art. 78 Abſ. 2), iſt ſchon 
eingehend erörtert worden. 
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Zu den Sonderrechten Preußens gehört es aber auch, daß 
Geſetzentwürfe, durch welche die geltenden Beſtimmungen über das 
Militärweſen und die Kriegsmarine ſowie über die Zölle und 
die von dem Reiche auferlegten Verbrauchsabgaben (von Tabak, 
Branntwein, Bier und Zucker) abgeändert werden ſollen, nur 
mit Zuſtimmung Preußens angenommen werden können (Art. 5 
Abſ. 2). Da die Finanzkraft des Reiches bisher und wohl 
auch für eine abſehbare Zukunft auf den Einnahmen aus den 
Zöllen und den Verbrauchsabgaben beruht, ſo iſt damit geſagt, 
daß an den militäriſchen und finanziellen Grundlagen des 
Reiches gegen den Willen des Kaiſers eine Anderung nicht 
vorgenommen werden kann. 

Endlich erfolgt, wie ſchon erwähnt, die Auflöſung des 
Reichstages zwar auf Grund eines Beſchluſſes des Bundesrates, 
aber der Bundesrat kann ihn nur mit Zuſtimmung Preußens, 
oder wie die Verfaſſung in dieſem Falle ſagt, mit Zuſtimmung 
des Kaiſers faſſen (Art. 24). 

Zur Vorbereitung der Beratung und Beſchlußfaſſung des 
Bundesrates wie zur Erledigung einzelner Verwaltungsgeſchäfte 
müſſen aus den Mitgliedern des Bundesrates ſieben Ausſchüſſe 
gebildet werden. In jedem dieſer Ausſchüſſe müſſen Preußen 
und mindeſtens vier Bundesſtaaten vertreten ſein. Aber jeder 
Staat führt in ihnen nur eine Stimme. Die Mitglieder des 
Ausſchuſſes für das Landheer und die Feſtungen und des Aus- 
ſchuſſes für das Seeweſen werden von dem Kaiſer ernannt. 
Doch hat Bayern das Sonderrecht, daß es ein Mitglied zu dem 
erſteren dieſer Ausſchüſſe zu ernennen hat. Durch die mit 
Sachſen und Württemberg abgeſchloſſenen Militärkonventionen 
hat der Kaiſer aber auch ſich verpflichtet, je einen Bevoll⸗ 
mächtigten dieſer Staaten zu Mitgliedern dieſes Ausſchuſſes 
zu ernennen. Die Mitglieder der fünf anderen Ausſchüſſe 
(für Zoll⸗ und Steuerweſen, für Handel und Verkehr, für 
Eiſenbahnen, Poſt und Telegraphen, für Juſtizweſen und für 
Rechnungsweſen) werden von dem Bundesrate ſelbſt gewählt. 
(Art. 8). Außer dieſen verfaſſungsmäßigen Ausſchüſſen kann 
der Bundesrat aus ſeinen Mitgliedern zur Vorberatung ſeiner 
Angelegenheiten noch andere Ausſchüſſe beſtellen und hat dies 
mehrfach gethan, ſo den Ausſchuß für die Verfaſſung, für 
Elſaß⸗Lothringen u. ſ. w. 

Eine ganz andere Stellung als alle dieſe Ausſchüſſe 
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nimmt ein achter durch die Verfaſſung angeordneter Ausſchuß 
ein, der Ausſchuß für die auswärtigen Angelegenheiten. Er be— 
ſteht aus den Bevollmächtigten Bayerns, Sachſens und Württem⸗ 
bergs und zwei vom Bundesrat jährlich zu wählenden Bevoll— 
mächtigten anderer Bundesſtaaten. Der bayeriſche Bevollmächtigte 
führt in ihm den Vorſitz. Preußen iſt darin nicht vertreten. 
Dieſer Ausſchuß hat weder die Geſchäfte des Bundesrates 
vorzubereiten noch hat er Verwaltungsangelegenheiten zu er— 
ledigen. Er hat vielmehr einer anderen Aufgabe zu dienen. 
Der Kaiſer hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten, er hat 
damit die auswärtige Politik des Reiches zu leiten und zwar 
ohne Mitwirkung des Bundesrates, ſoweit es ſich nicht um 
Abſchluß von Verträgen über Gegenſtände handelt, die in den 
Bereich der Geſetzgebung fallen. Aber es liegt im Intereſſe 
der größeren Bundesſtaaten wie in dem des Reiches ſelbſt, daß 
ſie über den Gang der auswärtigen Politik, insbeſondere über 
wichtige Verhandlungen in Kenntnis geſetzt werden und daß 
ihnen Gelegenheit gegeben werde, darüber ſich zu äußern. Hierzu 
ſoll der Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten dienen, dem 
der Reichskanzler im Auftrage des Kaiſers Mitteilungen über 
die auswärtige Politik zu machen hat, ſofern dies für erforder— 
lich erachtet wird. Indes tritt dieſer Ausſchuß doch nur ſelten 
zuſammen. In der Praxis hat ſich, wie noch zu erwähnen 
ſein wird, ein anderer Weg als geeigneter erwieſen, um den 
angegebenen Zweck zu erreichen. 

Die ſtaatsrechtlichen Funktionen, die der Bundesrat aus: 
zuüben hat, ſind Funktionen der ſouveränen Reichsgewalt, ſie 
ſind Funktionen der Geſetzgebung, der Verwaltung, der Recht— 
ſprechung. Aber auch ſoweit der Bundesrat Funktionen der 
Verwaltung oder der Rechtſprechung ausübt, hat er nicht die ſtaats⸗ 
rechtliche Stellung einer Behörde oder eines Gerichts, ſondern 
die eines Inhabers der ſouveränen Gewalt. Der Bundes⸗ 
rat, der nichts anderes iſt als die in ihm zu einer Einheit 
organiſierten Inhaber der Landesſtaatsgewalten, iſt deshalb un⸗ 
verantwortlich, mag er ein Geſetz erlaſſen, einen Verwaltungs⸗ 
akt vornehmen oder die Gerichtsbarkeit ausüben. Die Bevoll⸗ 
mächtigten ſind nur ihrem Bundesſtaat dafür verantwortlich, 
daß ſie den ihnen gewordenen Auftrag ausführen, aber ihre 
Auftraggeber, die Landesherrn, ſind für dieſen Auftrag unver⸗ 
antwortlich. Der Beſchluß des Bundesrates iſt nur der Be⸗ 
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ſchluß der verfaſſungsmäßigen Mehrheit der rechtlich unver⸗ 
antwortlichen Inhaber der Landesgewalten. Im Reiche kann 
niemand, auch der Reichskanzler nicht, der als ſolcher über— 
haupt kein Stimmrecht im Bundesrate hat, für einen Beſchluß 
des Bundesrates verantwortlich gemacht werden. Der Grund— 
ſatz der Miniſterverantwortlichkeit iſt im Reiche inſoweit be— 
ſchränkt, als Funktionen der Reichsgewalt nicht vom Kaiſer, 
ſondern vom Bundesrate zu vollziehen ſind. Nicht im Reiche, 
ſondern nur in den einzelnen Staaten kann der Miniſter, der 
die Inſtruktionen, die dem Bevollmächtigten zum Bundesrate 
erteilt werden, gegengezeichnet hat, von dem Landtage hierfür 
nach Maßgabe der Landesverfaſſung verantwortlich gemacht 
werden. 

Die wichtigſte Funktion des Bundesrates iſt die der Ge— 
ſetzgebung. Der Bundesrat hat die Reichsgeſetze zu erlaſſen. 
Freilich iſt er hierbei an die vorhergehende Mitwirkung des 
Reichstages und die nachfolgende des Kaiſers gebunden. Der 
Bundesrat kann kein Geſetz erlaſſen, dem nicht vorher der 
Reichstag ſeine Zuſtimmung erteilt hat. „Die Übereinſtimmung 
der Mehrheitsbeſchlüſſe des Bundesrates und des Reichstages 
iſt zu einem Reichsgeſetze erforderlich und ausreichend“, wie 
Art. 5 Abſ. 1 der Verfaſſung erklärt. Indeſſen iſt, wie ſich 
aus Art. 7 Ziffer 1 ergiebt, in allen Fällen der Beſchluß, 
durch welchen ein Geſetz ſanktioniert wird, von dem Bundesrat 
zu faſſen, nachdem der Reichstag dem Geſetzentwurf zuge⸗ 
ſtimmt hat. Auch wenn der Entwurf von dem Bundesrate 
beſchloſſen und von dem Reichstage ohne eine jede Anderung 
angenommen worden iſt, hat der Bundesrat, ohne durch ſeinen 
früheren Beſchluß gebunden zu ſein, in voller Freiheit den 
Beſchluß, durch welchen der Entwurf ſanktioniert wird, zu 
faſſen. Er kann auch in dieſem Falle die Sanktion ver⸗ 
weigern, wenn etwa in der Zwiſchenzeit einzelne Regierungen 
ihren Bevollmächtigten andere Inſtruktionen erteilt haben. 

Sogenannte Notverordnungen oder Verordnungen mit 
proviſoriſcher Geſetzeskraft, wie ſie in den meiſten Bundes⸗ 
ſtaaten der Landesherr ohne Mitwirkung des Landtages im 
Falle eines Notſtandes erlaſſen kann, die aber außer Kraft 
geſetzt werden müſſen, wenn der Landtag nachher ſeine Zu— 
ſtimmung verweigert, kennt die Reichsverfaſſung nicht. Nur 
einige wenige Reichsgeſetze geben teils dem Bundesrate, teils 
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dem Kaiſer die Ermächtigung Angelegenheiten, die nach den 
allgemeinen Rechtsſätzen der Verfaſſung durch Reichsgeſetze zu 
normieren ſind, durch Verordnungen zu normieren, die aber 
dem Reichstage nachträglich zur Genehmigung vorzulegen ſind. 
Erteilt der Reichstag die Genehmigung, ſo erhalten ſie dadurch 
die rechtliche Geltung von Reichsgeſetzen. Verſagt der Reichs⸗ 
tag die Genehmigung, ſo treten ſie entweder mit der Ver⸗ 
ſagung außer Kraft, oder ſie ſind von dem Bundesrate oder 
dem Kaiſer, die ſie erlaſſen haben, außer Kraft zu ſetzen. Zu 
der erſteren Klaſſe gehören z. B. die Verordnungen des Bundes⸗ 
rates, durch welche er das in § 16 der Gewerbeordnung ent⸗ 
haltene Verzeichnis der genehmigungspflichtigen gewerblichen 
Anlagen ergänzen kann, die Verordnungen des Kaiſers, durch 
welche er mit Zuſtimmung des Bundesrates das Rechtsmittel 
der Reviſion in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ausdehnen oder 
beſchränken kann (Einführungsgeſetz zur Zivilprozeßordnung 
§ 6). Zu der zweiten Klaſſe gehören z. B. die Verord⸗ 
nungen des Bundesrates, durch welche nach § 56 b Abſ. 2 
der Gewerbeordnung gewiſſe Gegenſtände und Leiſtungen zeit⸗ 
weilig vom Gewerbebetrieb im Umherziehen ausgeſchloſſen 
werden können. 

Hat der Bundesrat ein Geſetz ſanktioniert, ſo bedarf er 
der Mitwirkung des Kaiſers zur Ausfertigung und Ber: 
kündigung des Geſetzes. (Siehe oben S. 55.) 

Der Kaiſer hat im Namen des Reiches völkerrechtliche 
Verträge abzuſchließen. Aber er kann ohne Mitwirkung des 
Bundesrates das Reich auch durch einen völkerrechtlichen Ver⸗ 
trag nicht verpflichten, das Reichsrecht abzuändern oder für 
einen Gegenſtand Rechtsnormen zu erlaſſen, die in den Bereich 
der Geſetzgebung gehören. Er bedarf vielmehr zum Abſchluß 
ſolcher Verträge der vorherigen Zuſtimmung des Bundesrates 
und nur durch Genehmigung des Reichtages können ſolche 
Verträge Gültigkeit erlangen (Art. 11). 

In Ausübung der ſouveränen Reichsgewalt hat der 
Bundesrat ferner Verwaltungs funktionen auszuüben. Sofern 
die Verfaſſung oder ein Reichsgeſetz nichts anderes beſtimmen, 
hat der Bundesrat über die zur Ausführung der Reichsgeſetze 
erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorſchriften und Einrich⸗ 
tungen zu beſchließen (Art. 7 Ziff. 2). Hiernach iſt der Bundesrat 
zuſtändig, Verwaltungsverordnungen, die über die Ausführungen 
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der Reichsgeſetze den Verwaltungsbehörden des Reiches und 
der Bundesſtaaten Anweiſungen erteilen, zu erlaſſen. Soweit 
derartige Verordnungen ſich an die Landesbehörden wenden, 
ſind die Bundesſtaaten verpflichtet, ſie dieſen bekannt zu geben 
und dafür Sorge zu tragen, daß ſie beachtet werden, während 
es dem Kaiſer nach Art. 17 obliegt, darüber zu wachen, daß 
dies geſchieht. Der Bundesrat hat nicht über die Verwaltungs⸗ 
behörden des Reiches und der Bundesſtaaten eine Aufficht zu 
führen. Er kann deshalb an ſie keine Verfügungen, keine 
Befehle für die Erledigung einzelner Verwaltungsgeſchäfte 
erteilen. 

Das Recht des Bundesrates Verwaltungsverordnungen zu 
erlaſſen iſt aber vielfach beſchränkt. Zunächſt iſt der Kaiſer 
zuſtändig, die Verwaltungsverordnungen für die Verwaltung 
der Poſt und Telegraphie (Art. 50) und für die kaiſerliche 
Marine (Art. 53) und als König von Preußen die Verord⸗ 
nungen für das Landheer in dem früher (S. 57 u. f.) angegebenen 
Umfange zu erlaſſen, die von den Landesherrn, ſoweit ſie noch 
eine ſelbſtändige Heeresverwaltung führen, ihren Behörden 
zur Nachachtung bekannt zu machen ſind (Art. 63). Sodann 
können die Verwaltungsvorſchriften, die zur Ausführung der 
Reichsgeſetze über die Zölle und die Verbrauchsabgaben er: 
laſſen ſind, nur mit Zuſtimmung Preußens abgeändert werden 
(Art. 37). In zahlreichen Reichsgeſetzen wird aber auch dem 
Kaiſer, dem Reichskanzler oder den Landesregierungen das Recht 
erteilt, allgemeine Verwaltungsvorſchriften zur Ausführung der 
Reichsgeſetze zu erlaſſen. 

Soweit der Bundesrat zuſtändig iſt, Verwaltungsver⸗ 
ordnungen zu erlaſſen, inſoweit iſt er auch zuſtändig, andere 
Einrichtungen, die zur Ausführung der Reichsgeſetze erforderlich 
ſind, zu beſchließen. So kann er insbeſondere über die Er⸗ 
richtung und Organiſation von Reichsbehörden Beſchluß faſſen. 
Jedoch unterliegt die Ausübung dieſes Rechtes des Bundes- 
rates noch weitergehenden Beſchränkungen. Sofern zur Er⸗ 
richtung und Unterhaltung einer Behörde Geldmittel erforder⸗ 
lich ſind — und dies wird faſt immer der Fall ſein —, müſſen 
dieſe Geldmittel durch Reichsgeſetz bereit geſtellt ſein. Infolge 
deſſen find Errichtung und Organiſation der meiſten Reichs—⸗ 
behörden durch Reichsgeſetz beſtimmt, ſo daß der Kaiſer, ohne 
daß es eines Beſchluſſes des Bundesrates bedürfte, die zur 
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Errichtung und Organiſation der Behörden erforderlichen Ver— 
waltungsakte vorzunehmen hat. 

Weiterhin hat der Bundesrat nach Art. 7 Ziffer 3 über 
die Beſeitigung der Mängel zu beſchließen, welche bei der Aus— 
führung der Reichsgeſetze oder der von ihm erlaſſenen Ver⸗ 
waltungsvorſchriften oder Einrichtungen hervortreten. Eine 
nähere Ausführung dieſer Vorſchrift enthält der Abſatz 3 des 
Art. 36 der Verfaſſung. Um die Einhaltung der geſetzlichen 
Vorſchriften bei der Erhebung und Verwaltung der Zölle und 
Verbrauchsſteuern des Reiches überwachen zu können, hat der 
Kaiſer Reichsbeamte zu beſtellen, welche den Zoll- und Steuer⸗ 
behörden der Bundesſtaaten beigeordnet werden. Die von 
dieſen Beamten erſtatteten Anzeigen über Mängel, welche bei 
der Ausführung der Reichsgeſetze ſich ergeben haben, hat der 
Kaiſer dem Bundesrate zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 

In einem anderen 5 iſt ſchon hervorge⸗ 
hoben worden, daß die Reichsverfaſſung darüber, in welcher 
Weiſe der Bundesrat derartige Mängel zu beſeitigen hat, keine 
beſonderen Rechtsſätze enthält. (Siehe oben S. 40.) Vielmehr 
hat der Bundesrat je nach der Lage des einzelnen Falles inner 
halb ſeiner allgemeinen Zuſtändigkeit Beſchluß zu faſſen, indem 
er entweder die beſtehenden Verwaltungsvorſchriften ändert oder 
neue erläßt oder einen Geſetzentwurf beſchließt, um durch eine 
Anderung oder durch eine authentiſche Interpretation eines 
Geſetzes dem Mangel Abhilfe zu ſchaffen. Auch darauf iſt 
ſchon hingewieſen worden, daß im Gebiete der Heeresverwaltung 
nach Art. 63 der Kaiſer die Abſtellung der Mängel, die ſich 
bei der Inſpektion der einzelnen Kontingente ergeben, unmittelbar 
anzuordnen hat. 

Der Bundesrat iſt nur zuſtändig über die Beſeitigung 
der Mängel, die bei der Ausführung der Reichsgeſetze hervor: 
treten, Beſchluß zu faſſen. Es iſt wohl zu beachten, daß ihm 
nicht die Behörden, welche die Reichsgeſetze auszuführen haben, 
untergeordnet find, weder die Reichsbehörden noch die Landes⸗ 
behörden. Er kann demnach auch an ſie keine Dienſtbefehle 
erlaſſen und nicht für die Erledigung einzelner Amtsgeſchäfte 
Anweiſung erteilen. 

Ferner hat der Bundesrat teils nach der Reichsverfaſſung, 
teils auf Grund einzelner Reichsgeſetze in einzelnen Verwal— 
tungsangelegenheiten Beſchluß zu faſſen. Dem Bundesrat iſt 
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dadurch in bedeutſamer Weiſe eine Mitwirkung bei der Ver— 
waltung des Reiches, die der Kaiſer zu führen hat, eingeräumt. 
Der Kaiſer hat, wie erwähnt, die Reichsbeamten zu ernennen, 
aber die Mitglieder ſehr wichtiger Reichsbehörden ſind vom 
Kaiſer nur zu ernennen auf Vorſchlag oder Wahl des Bundes- 
rates, fo daß die Amter thatſächlich, wenn auch nicht formell, 
von dem Bundesrat beſetzt werden, ſo die Mitglieder des 
Reichszerichtes und der Reichsanwaltſchaft, des Rechnungshofes 
des Deutſchen Reiches, des Bundesamts für das Heimatweſen, 
der Disziplinarkammern und des Disziplinarhofes, des Reichs— 
bankdirektoriums, des Patentamtes, des Reichsverſicherungs— 
amtes u. ſ. w. Die zur Kontrolle der Zoll- und Steuer: 
beamten beſtimmten Reichsbeamten, ſowie die Reichskonſuln 
ſind nach Vernehmung eines Ausſchuſſes des Bundesrates zu 
ernennen (Art. 36, 56 der Verfaſſung). 

Im Gebiete der Finanzverwaltung des Reiches hat 
der Bundesrat über zahlreiche und wichtige Angelegenheiten 
Beſchluß zu faſſen. Der Reichskanzler hat ihm über die 
Verwendung aller Einnahmen des Reiches jährlich Rechnung 
zu legen und der Bundesrat hat über ſeine Entlaſtung zu 
beſchließen (Art. 72). Anordnungen über die Verwaltung des 
Reichskriegsſchatzes und Verfügungen über ſeinen Beſtand kann 
der Kaiſer nur mit Zuſtimmung des Bundesrates treffen (Geſ. 
vom 12. Nov. 1871). Ebenſo bedürfen die Verfügungen des 
Reichskanzlers über die Ausprägung von Goldmünzen der Zu— 
ſtimmung des Bundesrates (Geſ. vom 4. Dez. 1871). Eine 
weitgehende Zuſtändigkeit hat der Bundesrat in Angelegenheiten 
der Reichsbank und der neben ihr beſtehenden Notenbanken 
(Reichsgeſetze vom 14. März 1875 und 7. Juni 1899), vor 
allem aber in der Verwaltung der Zölle und der Reichsſteuern. 
Der Bundesrat hat die Abrechnungen der Bundesſtaaten über 
die von ihnen für Rechnung des Reiches erhobenen Zölle und 
Abgaben zu prüfen und den von jedem Bundesſtaate der Reichs⸗ 
kaſſe ſchuldigen Betrag jährlich feſtzuſtellen (Art. 39). Die 
einzelnen Zoll- und Steuergeſetze weiſen dem Bundesrate auch 
in anderen wichtigen Angelegenheiten die Beſchlußfaſſung zu. 

Zahlreiche Reichsgeſetze, die den verſchiedenen Verwaltungs⸗ 
gebieten angehören, wie die Gewerbeordnung, die Arbeiter: 
verſicherungsgeſetze, das Viehſeuchengeſetz, das Geſetz betreffend 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten u. ſ. w. er⸗ 
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mächtigen den Bundesrat beſtimmte Vorſchriften zu erlaſſen 
oder erklären ihn zur Beſchlußfaſſung in einzelnen Verwaltungs⸗ 
geſchäften für zuſtändig. 

Der Bundesrat hat aber auch Funktionen der Recht⸗ 
ſprechung auszuüben. Er hat, wie ſchon erwähnt, darüber 
zu erkennen, ob ein Bundesſtaat ſeine verfaſſungsmäßigen 
Pflichten gegen das Reich verletzt hat und nötigenfalls Exe⸗ 
kution gegen ihn zu beſchließen (Art. 19). Er hat, wenn in 
einem Bundesſtaate der Fall der Juſtizverweigerung eintritt 
und auf geſetzlichen Wegen ausreichende Hilfe nicht erlangt 
erlangt werden kann, Beſchwerden über verweigerte oder ge⸗ 
hemmte Rechtspflege anzunehmen, darüber zu entſcheiden, und 
wenn er fie für begründet erklärt, bei der Bundesregierung, 
gegen die die Beſchwerde gerichtet iſt, gerichtliche Hilfe zu be⸗ 
wirken (Art. 77). Nachdem aber durch Reichsgeſetze die 
Rechtspflege in dem Deutſchen Reiche geordnet iſt, wird der 
Fall einer Juſtizverweigerung kaum mehr vorkommen. 

Weit wichtiger ſind die Beſtimmungen des Art. 76 der 
Reichsverfaſſung. Die Bundesſtaaten ſind Staaten, aber ſie 
ſind keine ſouveräne Staaten. Ihnen ſteht nicht mehr das Recht 
zu, völkerrechtliche Zwangsmittel anzuwenden. Sie können zwar 
untereinander wie mit auswärtigen Staaten in Bezug auf 
Angelegenheiten, die nicht zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit des 
Reiches gehören, in völkerrechtlichen Verkehr treten. Sie können 
aber, um ihre Anſprüche gegen andere Staaten zur Aner⸗ 
kennung und Durchführung zu bringen, weder Krieg erklären 
noch andere völkerrechtliche Zwangsmittel, wie Repreſſalien, er: 
greifen. Dem Auslande gegenüber iſt das Reich allein be- 
rechtigt, aber auch verpflichtet, die Rechte des Reiches wie der 
Bundesſtaaten zu vertreten und ſie, ſofern dies erforderlich iſt, 
mit Waffengewalt zu ſchützen und zu ſichern. Entſtehen aber 
Rechtsſtreitigkeiten der Bundesſtaaten untereinander, die zur 
Zuſtändigkeit der Gerichte gehören, insbeſondere ſolche privat⸗ 
rechtlicher Natur, etwa über das privatrechtliche Eigentum an 
Grundſtücken, ſo haben ſie durch Erhebung einer Klage vor 
Gericht die Streitigkeit auf dem Rechtswege zur Entſcheidung 
zu bringen. Wenn dagegen die Gerichte zur Entſcheidung 
einer zwiſchen Bundesſtaaten entſtehenden Streitigkeit nicht 
zuſtändig ſind, ſo hat der Bundesrat auf Anrufen des einen 
Teils die Streitigkeit zu erledigen. Der Bundesrat iſt dem⸗ 
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nach nicht zuſtändig, von Amtswegen in Streitigkeiten zwiſchen 
den Bundesſtaaten einzugreifen. Er würde hierzu nur be— 
rechtigt ſein, wenn durch die Streitigkeit der eine oder der 
andere Bundesſtaat verhindert wäre, ſeinen verfaſſungsmäßigen 
Pflichten gegen das Reich nachzukommen. Abgeſehen hiervon 
wird die Zuſtändigkeit des Bundesrates für den einzelnen 
Fall erſt durch Anrufen eines Bundesſtaates begründet. Der 
Bundesrat iſt dann aber nicht verpflichtet, ſelbſt ein richter⸗ 
liches Urteil zu fällen, um dadurch endgültig die erhobenen An⸗ 
ſprüche feſtzuſtellen oder als unbegründet zurückzuweiſen. Der 
Bundesrat hat nach der Verfaſſung die Streitigkeit „zu er— 
ledigen“. Damit iſt es ihm überlaſſen, im einzelnen Falle 
den Weg einzuſchlagen, auf dem er am zweckmäßigſten die Er⸗ 
ledigung herbeizuführen glaubt. Vielfach wird dies ſchon durch 
ſeine Vermittlung gelingen. Der Bundesrat kann aber auch 
die Entſcheidung der Streitigkeit einem Schiedsgericht über⸗ 
tragen, über deſſen Bildung er im einzelnen Fall die erforder⸗ 
lichen Beſtimmungen zu treffen hat. Dieſen Weg hat der 
Bundesrat in den Fällen, in denen er bisher zur Entſcheidung 
von Streitigkeiten zwiſchen Bundesſtaaten angerufen wurde, ein⸗ 
geſchlagen, ſofern es ihm nicht gelungen iſt, eine Vereinbarung 
herbeizuführen. So hat der Bundesrat die Entſcheidung durch 
ein Schiedsgericht angeordnet in einem Streite zwiſchen 
Preußen und Sachſen über die Berlin-Dresdner Eiſenbahn 
(1877), in Grenzſtreitigkeiten zwiſchen Preußen und Hamburg 
(1880) und zwiſchen den beiden Mecklenburg und Lübeck 
(1887), in einem Streite zwiſchen Preußen einerſeits und 
Sachſen⸗Weimar und Sachſen⸗Coburg⸗Gotha andererſeits über 
die Beſteuerung der Thüringiſchen Eiſenbahnen (1878). Mag 
der Bundesrat ſelbſt die Entſcheidung fällen oder mag er ſie 
einem Schiedsgerichte übertragen, ſo iſt die Entſcheidung immer 
eine rechtskräftige, durch kein Rechtsmittel anfechtbare Entſchei⸗ 
dung der ſouveränen Reichsgewalt, der ſich zu unterwerfen die 
beteiligten Staaten nach der Reichsverfaſſung verpflichtet ſind. 
Auch in ſolchem Fall würde, ſollte dies jemals notwendig werden, 
gegen den Staat, der die Entſcheidung nicht beachten wollte, 
Exekution zu beſchließen und zu vollſtrecken ſein. 

In Art. 76 Abſ. 2 iſt dem Bundesrat eine Funktion zu⸗ 
gewieſen, die nicht als eine richterliche bezeichnet werden kann, 
die aber doch in dieſem Zuſammenhang zu beſprechen iſt. Wie 
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der Eingang der Verfaſſung beſtimmt, iſt der Schutz des inner- 
halb des Reichsgebietes gültigen Rechtes die Aufgabe des 
Reiches. Das Reich hat demnach auch dem in den Bundes— 
ſtaaten geltenden Verfaſſungsrechte Schutz zu gewähren, ſo— 
fern nicht durch das Landesrecht ſelbſt hierfür genügende Schutz— 
einrichtungen getroffen ſind. Die ordentlichen Gerichte ſind zur 
Entſcheidung von Verfaſſungsſtreitigkeiten nicht zuſtändig. Aber 
in einzelnen Staaten beſtehen beſondere Staatsgerichtshöfe, 
welche hierüber zu entſcheiden haben, wenn auch in verſchiedener 
Zuſammenſetzung und mit verſchiedener Zuſtändigkeit, ſo in dem 
Königreich Sachſen, den Großherzogtümern Mecklenburg und 
Oldenburg, den Herzogtümern Braunſchweig und Sachſen-Alten⸗ 
burg wie in den Hanſeſtädten. Sofern aber nach Landesrecht 
eine Behörde zur Entſcheidung von Verfaſſungsſtreitigkeiten 
nicht beſteht, wird der Bundesrat auf Anrufen eines Teiles 
zwar nicht zur richterlichen Entſcheidung zuſtändig, aber ver— 
pflichtet, zur Erledigung der Verfaſſungsſtreitigkeit thätig zu 
werden. Freilich iſt es nicht unbeſtritten, was nach der Reichs— 
verfaſſung unter Verfaſſungsſtreitigkeiten zu verſtehen iſt. Zwar 
beſteht darüber keine Meinungsverſchiedenheit, daß dazu Streitig⸗ 
keiten der Staatsregierung und des Landtags über die Aus⸗ 
legung oder Ausführung der Verfaſſung gehören. Wenn zahl⸗ 
reiche Schriftſteller den Begriff der Verfaſſungsſtreitigkeiten aber 
darauf beſchränken wollen, ſo erſcheint dies nicht begründet. 
Verfaſſungsſtreitigkeiten im Sinne der Reichsverfaſſung ſind 
aber auch nicht alle Rechtsſtreitigkeiten, welche ſich auf die 
Auslegung oder Ausführung der Verfaſſung beziehen. Der 
Sinn, den die Reichsverfaſſung mit dieſem Ausdruck verbindet, 
ergiebt ſich aus dem Zwecke des Rechtsſatzes, der darin hervor: 
tritt, daß der Bundesrat nur zuſtändig iſt, ſofern in der 
Landesverfaſſung eine Behörde zur Entſcheidung ſolcher Streitig— 
keiten nicht beſtimmt iſt. Der Bundesrat iſt nur zuſtändig, zur 
Erledigung von Verfaſſungsſtreitigkeiten thätig zu werden, jo: 
fern ein rechtlich geordneter Weg, auf dem nach Landesrecht 
die Erledigung erfolgen könnte, nicht vorhanden iſt. Handelt 
es ſich um Streitigkeiten, die nach Landesrecht durch die Gerichte, 
die Verwaltungsbehörde oder den Landesherrn ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden find, fo findet der Art. 76 Abſ. 2 keine Anwendung. 
Anderenfalls iſt der Bundesrat zuſtändig; nicht nur in Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Staatsregierung und Landtag, ſondern auch in 
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anderen, wie namentlich in Thronfolgeſtreitigkeiten mehrerer 
Prätendenten. 

Auch in Verfaſſungsſtreitigkeiten kann der Bundesrat nicht 
von Amtswegen thätig werden, ſondern nur auf Anrufen eines 
Teiles. Er hat dann zunächſt ſich zu bemühen, die Streitigkeit 
gütlich auszugleichen. Gelingt der Verſuch nicht, ſo hat er aber 
nicht, wie die Streitigkeiten zwiſchen verſchiedenen Bundesſtaaten, 
die Streitigkeiten ſelbſt zu erledigen, ſondern er hat ſie „im 
Wege der Reichsgeſetzgebung zur Erledigung zu bringen“. Der 
Bundesrat iſt demnach verpflichtet, den Entwurf eines Geſetzes 
aufzuſtellen, der dem Reichstage vorzulegen iſt. Die Streitig⸗ 
keit kann freilich auf dieſem Wege nur erledigt werden, wenn 
ein übereinſtimmender Beſchluß des Reichstags und des Bundes: 
rates zu erzielen iſt. Erweiſt ſich dies als unmöglich, ſo führt 
auch der Weg, auf den die Reichsverfaſſung verweiſt, nicht zum 
Ziele. Verſtändigen ſich aber Reichstag und Bundesrat und 
kommt ein Reichsgeſetz zuſtande, ſo kann das Reichsgeſetz in 
jeder geeigneten Weiſe die Streitigkeit erledigen, nicht nur indem 
das Reichsgeſetz für dieſen einen Fall Recht ſchafft, ſondern 
auch indem das Reichsgeſetz eine authentiſche Auslegung eines 
Rechtsſatzes des Landesrechts giebt oder aber indem es den 
ſtreitigen Rechtsſatz aufhebt und ihn durch andere Rechtsſätze 
erſetzt. Das Reich kann — ungehindert durch die anderweiten 
Beſchränkungen ſeiner Zuſtändigkeit — das Verfaſſungsrecht 
jedes Bundesſtaates durch Reichsgeſetz unter den angegebenen 
Vorausſetzungen abändern. Es iſt, wie mit Recht geſagt wurde, 
der Punkt, wo die Reichsgewalt am tiefſten in den Kreis 
der Staatsgewalt eingreifen kann. So zeigt ſich auch hier, 
daß die Reichsgewalt die ſouveräne Staatsgewalt iſt, der die 
Staatsgewalt der Bundesſtaaten untergeordnet iſt. 


. 
Der Reichstag. 


Das 17. und 18. Jahrhundert ſind in faſt allen Staaten 
Europas die Zeiten der abſoluten Monarchie. Nicht bloß 
in Deutſchland, auch in Frankreich, in Spanien, in Dänemark 
verloren die alten, aus dem Lehnsſtaate erwachſenen Stände 
ihre Bedeutung, wurden entweder gänzlich beſeitigt oder behielten 
nur noch eine kümmerliche Exiſtenz und nur noch den Schatten 
ihrer früheren Macht. Sie waren die Vertreter der Rechte 
und Privilegien einzelner Klaſſen des Volkes, ſie wurzelten in 
rechtlichen, ſozialen und politiſchen Verhältniſſen, die der Ver⸗ 
gangenheit angehörten und die, ſoweit ſie ſich noch erhalten 
hatten, ſich hemmend und ſtörend der fortſchreitenden Ent⸗ 
wicklung des Staates, der wirtſchaftlichen und geiſtigen Kultur, 
der politiſchen und bürgerlichen Freiheit des Volkes entgegen- 
ſtellten. Sie mußten das Feld dem abſoluten Königtum räumen, 
das als Vertreter des geſamten Staates und des geſamten 
Volkes erſchien und das die Führung in jenem großen Prozeſſe, 
der den mittelalterlichen Staat in den modernen Staat um⸗ 
wandelte, übernommen hatte. Nur in einem Staate Europas, 
in England, hatten ſich die Stände des Reiches fortgebildet und 
waren aus Vertretern der Kronvaſallen und der Städte zu 
einem Organe des Staates geworden. Nur in England hatte 
ſich in ununterbrochener, wenn auch teilweiſe ſtürmiſcher Ent⸗ 
wicklung der ſtändiſche Lehnſtaat des Mittelalters in einen 
konſtitutionellen Staat umgebildet. Im Laufe langer Jahr⸗ 
hunderte hatte ſich aus den Keimen, die ſchon in der Ver⸗ 
faſſung des normanniſchen Lehnſtaates lagen, der mächtige Baum 
der Repräſentativverfaſſung Englands entwickelt. Daß hiermit 
in England eine neue, von der Verfaſſung des altſtändiſchen 
Staates durchaus verſchiedene Verfaſſungsform entſtanden ſei, 
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ward auf dem Feſtlande erſt ſeit der Mitte des 18. Jahr: 
hunderts erkannt. Dieſe Wahrheit gefunden und verkündet zu 
haben, iſt das große Verdienſt Montesquieus. Mochte 
auch das Bild, das er von der Verfaſſung Englands entwarf, 
in vielen einzelnen Zügen falſch ſein, er war es doch, der zu: 
erſt erkannte, daß in der Repräſentativverfaſſung die Form 
gegeben ſei, in der die Einheit und Macht der Staatsgewalt 
und die politiſche Freiheit des Volkes in dem modernen Staat 
verwirklicht werden können. In der engliſchen Verfaſſung er: 
ſcheint, wie er ſagte, die Freiheit wie in einem Spiegel. Er 
hat ein politiſches Ideal aufgeſtellt, deſſen Verwirklichung über 
ein Jahrhundert lang alle gebildeten Völker anſtrebten. Im 
19. Jahrhundert hat die Repräſentativverfaſſung die Welt er: 
obert. Ihr Grundgedanke beſteht darin, daß die Staatsgewalt 
ausgeübt wird unter Mitwirkung einer Verſammlung, deren 
Mitglieder aus dem Volke durch Wahl hervorgehen, die nicht 
perſönliche Rechte oder Privilegien einzelner Stände zu 
vertreten haben, ſondern das Intereſſe des Staates und des 
Volkes, die in ihren Funktionen nur den Geſetzen unterworfen 
und von niemandem rechtlich abhängig ſind. Freilich iſt die 
Repräſentativverfaſſung in den verſchiedenen Ländern auf ſehr 
verſchiedenartigen ſozialen und politiſchen Grundlagen aufgebaut 
worden. Sie hat eine ſehr verſchiedenartige Ausgeſtaltung erfahren 
und ſehr verſchiedenartige Wirkungen ausgeübt. Auch vermögen 
wir heute nach den Erfahrungen, die die Geſchichte der letzten 
Menſchenalter uns gelehrt, die Mängel und Schwächen, die auch 
dieſer Verfaſſungsform anhaften, beſſer zu erkennen als unſere 
Väter und Großväter dies vermochten. Aber trotz aller Mängel 
iſt die Repräſentativverfaſſung die Verfaſſungsform der Gegen⸗ 
wart und wird die herrſchende Verfaſſungsform der gebildeten 
Völker für abſehbare Zeit bleiben. 

Als im Jahre 1867 der Norddeutſche Bund gegründet 
ward, war es eine gemeinſame Überzeugung ſämtlicher deutſchen 
Staatsregierungen, aller politiſchen Parteien, des geſamten 
Volkes, daß ſeine Verfaſſung nur eine Repräſentativverfaſſung 
ſein könne und fein müſſe. Schon am 9. April 1866 hatte 
Preußen am Bundestage zu Frankfurt a. M. den Antrag ge⸗ 
ſtellt, ein aus direkten allgemeinen Wahlen der ganzen Nation 
hervorgehende Verſammlung einzuberufen, um mit ihr über 
eine Reform der Bundesverfaſſung zu beraten. Und in den 
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Grundzügen zu einer Bundesverfaſſung, die Preußen am 
10. Juni 1866 den deutſchen Regierungen mitteilte, ebenſo 
wie in dem Entwurf der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes, 
den Preußen am 15. Dezember 1866 den Geſandten der nord- 
deutſchen Staaten vorlegte, waren dem nach direktem und all⸗ 
gemeinem Wahlrecht zu wählenden Reichstage eine bedeutſame 
Stellung und wichtige Funktionen zugewieſen. Trotzdem das 
Königtum ſoeben erſt einen heftigen Verfaſſungskampf durch⸗ 
gekämpft und darin den Sieg errungen hatte, trotzdem die 
Macht des Königtums durch die ruhmreichen Siege in Böhmen 
außerordentlich geſteigert war, hegten doch König Wilhelm und 
ſein großer Miniſter nicht einen Augenblick einen Zweifel, daß 
der zu gründende Bund nur dann Beſtand haben werde und 
zum Deutſchen Reich ſich erweitern könne, wenn dem Volke 
der Anteil an der Regierung des Bundes und an der Geſetz⸗ 
gebung eingeräumt werde, den ein gebildetes und opferbereites 
Volk fordern muß. Und nicht bloß dies. Der Bund ſollte und 
konnte kein Einheitsſtaat ſein. Die Bundesgewalt mußte, ſo⸗ 
weit ſie nicht dem König von Preußen als Bundespräſidium 
und als Bundesfeldherr zu übertragen war, durch die Landes⸗ 
gewalten in dem Bundesrate ausgeübt werden. Der ganze 
bisherige Gang der deutſchen Geſchichte, vor allem die Geſchichte 
der letzten 60 Jahre ließen die Gefahr nicht unbegründet er⸗ 
ſcheinen, daß die partikulariſtiſchen Intereſſen und Beſtrebungen 
der Dynaſtien und Landſchaften in dem Bundesrate ſich geltend 
machen werden. Die Gefahr ſchien vorhanden, daß der Gedanke 
der nationalen Einheit und die gemeinſamen Intereſſen des 
deutſchen Volkes, wie in dem Bundestage zu Frankfurt a. M., 
ſo auch in dem Bundesrate durch den Partikularismus zurück⸗ 
gedrängt werden. Hiergegen bedurfte es in der Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes eines Gegengewichts, eines Organes, in 
dem die Einheit der Nation ihren Ausdruck findet, deſſen 
Glieder von dem geſamten Volke gewählt werden, eines Reichs⸗ 
tages, der, wie Fürſt Bismarck ſpäter einmal ſagte, den Brenn⸗ 
punkt des nationalen Einheitsgefühls zu bilden hat. 
Iſt der deutſche Reichstag immer dieſer hohen Aufgabe gerecht 
geworden? Die Geſchichte wird dieſe Frage nicht mit einem 
unbedingten Ja beantworten können. Auf Zeiten eines hohen 
patriotiſchen Aufſchwungs ſind auch Zeiten der Ermüdung und 
Erſchlaffung gefolgt und in dem Kampfe der wirtſchaftlichen 
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Intereſſen, der auch dem Reichstage nicht erſpart bleiben konnte, 
ſind die hohen idealen Ziele, die dem Reichstage geſteckt ſind, 
nicht immer im Auge behalten worden. Aber in allen großen 
Fragen, in denen es ſich um die Einheit und Sicherheit des 
Vaterlandes, um die höchſten Intereſſen der Nation handelt, 
hat der Reichstag jederzeit zu Kaiſer und Reich geſtanden. 
Die Gefahren, die von dem Bundesrate drohten, haben ſich 
nicht erfüllt. Aber ſo gerechtfertigt die Klagen über manche 
Mißſtände ſind, die in dem deutſchen Reichstage ſich zeigen, ſo 
hat ſich der Reichstag doch als nationale Volksvertretung be— 
währt, die das Reich befeſtigt und die Einheit des deutſchen 
Volkes geſtärkt hat. 

Der Reichstag iſt die nationale Volksvertretung. Seine 
Mitglieder werden gewählt von allen Reichsangehörigen, die 
die allgemeinen geſetzlichen Vorausſetzungen zur Ausübung des 
Wahlrechts haben. Deshalb ſind auch die Landesangehörigen 
von Elſaß⸗Lothringen wahlberechtigt und wahlfähig (Reichs⸗ 
geſetz vom 25. Juni 1873 § 3), obwohl Elſaß⸗Lothringen 
kein Bundesſtaat iſt. Aber das Reichsland gehört zu dem 
Reichsgebiet und die Landesangehörigen ſind Reichsangehörige. 

Die Mitglieder des Reichstags werden zwar in einzelnen 
Wahlkreiſen gewählt, aber jedes Mitglied iſt, wie Art. 29 der 
Verfaſſung ſagt, Vertreter des geſamten Volkes. Er iſt nicht 
Vertreter ſeines Wahlkreiſes, nicht Vertreter des Bundesſtaates, 
dem er angehört, ſondern er iſt Mitglied eines ſtaatlichen 
Organs des Reichs, das, ebenſo wie der Kaiſer und der 
Bundesrat, ſeine Funktionen nur auszuüben hat im Intereſſe 
des Reiches und der geſamten Nation. Nur in dieſem Sinne 
nennt die Verfaſſung die Mitglieder des Reichstages Vertreter 
des geſamten Volkes. Sie ſind nicht Vertreter im rechtlichen 
Sinne. Sie ſind nicht Vertreter im Sinne von Beauftragten. 
Sie haben die Rechte und Anſichten keines Auftraggebers zu 
vertreten. Ihre Rechte und Funktionen ſind nur in der Ver⸗ 
faſſung, nicht in einem Auftrage begründet. Sie ſind deshalb, 
wie Art. 29 erklärt, an Aufträge und Inſtruktionen nicht ge⸗ 
bunden. Ein rechtliches Verhältnis zwiſchen den Wählern und 
dem von ihnen gewählten Mitgliede des Reichstags beſteht 
nicht. Die Wahl iſt nur die Form, in welcher die Mitglieder 
des Reichstags beſtimmt werden. So wenig wie die Wähler 
ihnen Aufträge erteilen können, ſo wenig ſind ſie den Wählern 
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für ihre Thätigkeit verantwortlich und für die Ausübung ihrer 
Funktionen Rechenſchaft ſchuldig. Wenn ein Mitglied des 
Reichstags ſich verpflichtet fühlt, ſeinen Wählern über ſeine 
Thätigkeit und die Thätigkeit der politiſchen Partei, der er an⸗ 
gehört, von Zeit zu Zeit Bericht zu erſtatten, ſo iſt dies nur 
eine politiſche, keine rechtliche Pflicht. In der Regel geſchieht 
dies auch nicht, um einer Pflicht zu genügen, ſondern um den 
Boden für eine Wiederwahl oder, falls das Mitglied entſchloſſen 
iſt, eine Wahl nicht wieder anzunehmen, um den Boden für 
die Wahl eines Parteigenoſſen vorzubereiten. 

Die Mitglieder des Reichstags ſind nicht nur nicht ihren 
Wählern gegenüber unverantwortlich, ſondern ſie ſind in Ausübung 
ihrer Funktionen rechtlich überhaupt unverantwortlich. Sie ſind 
hierin ebenſo unverantwortlich, wie der Kaiſer in Ausübung der 
Reichsgewalt. Die Verfaſſung bietet keine rechtliche Garantie da⸗ 
für dar und kann keine rechtliche Garantie dafür darbieten, daß 
das einzelne Mitglied in Ausübung ſeiner Funktionen nicht per⸗ 
ſönliche Intereſſen oder die Intereſſen des Standes oder der 
Beſitzesklaſſe, denen es angehört, verfolgt. Die Vaterlands⸗ 
liebe der Wähler und die Vaterlandsliebe der Gewählten bieten 
die einzigen Garantien dagegen, daß in dem Reichstage nicht 
die perſönlichen Intereſſen einzelner, nicht die Intereſſen einzelner 
Stände oder Beſitzerklaſſen für die einzelnen Mitglieder maß⸗ 
gebend werden. 

Der Reichstag iſt nach der Verfaſſung nur berufen zur 
Mitwirkung bei der Ausübung der Reichsgewalt durch den 
Kaiſer und den Bundesrat. Er hat die Reichsgewalt nicht 
ſelbſt auszuüben. Er hat keine obrigkeitlichen Funktionen. Er 
kann keine Befehle, keine Anordnungen erlaſſen, abgeſehen von 
ſolchen, die ſich auf die Ordnung feiner eigenen Geſchäfts— 
thätigkeit beziehen. Aber Kaiſer und Bundesrat können ohne 
ſeine Zuſtimmung einzelne Funktionen der Reichsgewalt nicht 
ausüben und die geſamte Verwaltung des Reiches unterliegt 
nach Maßgabe der Beſtimmungen der Verfaſſung ſeiner 
Prüfung. 

Indes auch das ihm zuſtehende Recht der Mitwirkung 
bei Ausübung der Reichsgewalt geht nicht ſoweit, daß der 
Reichstag den Kaiſer oder den Bundesrat nötigen könnte, die 
Regierung des Reiches nach den Beſchlüſſen des Reichstags 
zu führen. Ohne Genehmigung des Reichstags können von 
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ihnen einzelne Funktionen der Reichsgewalt nicht ausgeführt 
werden. Aber ſie ſind auch nicht rechtlich verpflichtet, auf 
Beſchluß des Reichstages irgend einen Akt der Reichsgewalt 
vorzunehmen. Die Verfaſſung des Reiches iſt eine konſtitu— 
tionelle, nicht eine parlamentariſche Verfaſſung. In England, 
in Italien, in Belgien und in den Niederlanden, in Rumänien, 
in Griechenland hat die politiſche Entwicklung dahin geführt, 
daß der Monarch zwar nicht nach formellem Rechte, aber that: 
ſächlich genötigt iſt, die Staatsregierung ausüben zu laſſen, 
nicht durch die Staatsmänner, denen er ſein Vertrauen ſchenkt, 
ſondern durch Staatsmänner, die Führer der im Parlamente 
herrſchenden Partei ſind, daß er genötigt iſt, jedem Geſetzes— 
entwurfe, der von dem Parlamente angenommen iſt, ſeine 
Sanktion zu erteilen. Er kann dieſe Notwendigkeit nur hin⸗ 
ausſchieben, aber ihr nicht auf die Dauer entgehen. Er kann 
das Parlament oder die Wahlkammer desſelben auflöſen. Er⸗ 
hält aber die bisher herrſchende Partei in den Neuwahlen 
wiederum die Mehrheit, ſo muß er ſich ihren Beſchlüſſen fügen. 
In keiner Verfaſſungsurkunde haben dieſe Sätze Aufnahme 
gefunden. Auch in England ſind ſie nicht Rechtsſätze. Aber 
in England und den anderen genannten Staaten hat das 
Parlament die rechtlichen Machtmittel, um die Ausübung der 
Staatsregierung jedem Miniſter auf die Dauer unmöglich zu 
machen, der in Widerſpruch mit den Beſchlüſſen der herrſchenden 
Partei ſich ſetzt. Thatſächlich liegt in dieſen Staaten die ent— 
ſcheidende Gewalt nicht mehr in der Hand des Königs, ſondern 
bei der im Parlamente herrſchenden Partei. Nicht ſo in 
Deutſchland. Kaiſer und Bundesrat ſind in Ausübung der 
Reichsgewalt durch den Reichstag beſchränkt, aber ſie ſind weder 
rechtlich verpflichtet noch thatſächlich genötigt, den Beſchlüſſen 
des Reichstags zuzuſtimmen. Der Reichstag kann verhindern, 
daß Kaiſer und Bundesrat Akte der Reichsgewalt vornehmen, 
die ſeiner Genehmigung bedürfen, indem er dieſe verweigert. 
Nicht aber der Reichstag, ſondern Kaiſer und Bundesrat leiten 
den Gang der deutſchen Politik. Von der politiſchen Auto⸗ 
rität, die der Reichstag ſich zu erringen vermag, hängt das 
Maß des Einfluſſes ab, den er hierauf ausüben kann. 

Allerdings gehören zu den Akten der Reichsgewalt, die 
ohne Genehmigung des Reichstags nicht vorgenommen werden 
können, auch ſolche, die vorgenommen werden müſſen, damit 
Aus Natur u. Geiſteswelt 34: Loening, Reichsverfaſſung. 6 
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das Reich leben kann. Die Verfaſſung beruht auf der Voraus⸗ 
ſetzung, daß jederzeit Kaiſer, Bundesrat und Reichstag ſich über 
dieſe Akte vereinigen werden. Wie ſchon Montes quieu bemerkt 
hat, ſind in dem konſtitutionellen Staate die höchſten Organe des 
Staates durch die Notwendigkeit des Staatslebens auch genötigt, 
im Einverſtändnis miteinander thätig zu werden. Daß dieſes 
Einverſtändnis zu allen denjenigen Staatsakten, ohne die der 
Staat nicht zu exiſtieren vermag, ſich verwirklichen laſſe, iſt eine 
notwendige Vorausſetzung der Verfaſſung. Erwieſe ſie ſich als 
irrig, ſo wäre die Verfaſſung nicht durchführbar. Um die 
Verfaſſung aufrechtzuhalten und durchzuführen, ſind die ver— 
bündeten Regierungen wie der Reichstag nicht rechtlich, aber 
politiſch verpflichtet, ſich gegenſeitig Zugeſtändniſſe zu machen, 
um in allen den Angelegenheiten zu übereinſtimmenden Be— 
ſchlüſſen zu gelangen, in denen eine geſetzliche Ordnung her— 
geſtellt werden muß, damit das Reich die Funktionen ausüben 
kann, ohne die es nicht zu leben vermag. So iſt es eine politiſche 
Notwendigkeit, daß jedes Jahr Bundesrat und Reichstag ſich über 
das Reichshaushalts-Etatgeſetz verſtändigen, auf Grund deſſen 
die Ausgaben des Reiches zu leiſten ſind, So iſt es eine politiſche 
Notwendigkeit, daß das Geſetz, durch welches die Friedens: 
präſenzſtärke des Heeres feſtgeſtellt wird, jederzeit vor Ablauf 
des geltenden, nur auf eine beſtimmte Reihe von Jahren er: 
laſſenen Geſetzes erneuert wird. Damit iſt nicht geſagt, daß 
der Reichstag verpflichtet ſei, allen Forderungen des Bundes: 
rates zuzuſtimmen, er iſt dies ſo wenig, wie der Bundesrat 
verpflichtet iſt, allen Forderungen des Reichstags ſich zu beugen. 
Es gehört zu den ſchwierigſten Fragen der Politik, die Grenze 
zu beſtimmen, bis zu welcher der Reichstag dem Bundesrate 
und der Bundesrat dem Reichstage Zugeſtändniſſe zu machen 
hat, um ein Einverſtändnis in Angelegenheiten zu erzielen. 
deren rechtliche Ordnung einen Aufſchub nicht geſtattet. Aber 
eine gemeinſame Grenze muß gefunden werden, wenn das Reich 
nicht in die verderblichſten Verfaſſungskämpfe geſtürzt werden 
ſoll. So iſt das Kompromiß ein unentbehrliches Element des 
konſtitutionellen Verfaſſungslebens. Mit Recht hat Fürſt Bis⸗ 
marck gejagt: „Wer das Anſehen der Kompromiſſe nicht ehrt, 
der iſt für eine konſtitutionelle Verfaſſung überhaupt nicht reif. 
Denn das Verfaſſungsleben beſteht aus einer Reihe von 
Kompromiſſen.“ 
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Nach dem Vorbilde der engliſchen Verfaſſung iſt die Volks⸗ 
vertretung in allen größeren Staaten aus zwei Abteilungen, 
zwei Kammern oder Häuſern, zuſammengeſetzt. Nur die Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reiches bildet eine Ausnahme. Auch 
demokratiſche Staaten, in denen nicht die eine Kammer dazu 
dienen ſoll, der Ariſtokratie der Geburt oder des Reichtums 
eine Einwirkung auf die Ausübung der Staatsgewalt und 
insbeſondere der Geſetzgebung zu ſichern, haben das Zwei— 
kammerſyſtem eingeführt, damit die eine nach einem be⸗ 
ſchränkteren Wahlrecht gewählte Kammer ein Gegengewicht 
gegen die aus den Wahlen aller Staatsbürger hervorgehende 
Kammer bilde. Auch ſoll durch die Beratung und Beſchluß— 
faſſung in zwei Kollegien eine größere Gewähr für eine Be⸗ 
rückſichtigung und Abſchätzung aller berechtigten Intereſſen, die 
in den Geſetzen eine Ausgleichung finden ſollen, geboten werden. 
Zu keinem dieſer Zwecke erſchien eine Teilung des Reichstages 
in zwei Kammern erforderlich. Mit Recht ſind deshalb auch 
die im konſtituierenden Reichstage im Jahre 1867 hierauf 
gerichteten Anträge abgelehnt worden. Der Bundesrat, in 
dem die Macht ſämtlicher deutſcher Staatsregierungen vereinigt 
iſt, bietet ein genügendes Gegengewicht gegen die einheitliche 
Verſammlung des Reichstags und die kollegiale Zuſammen⸗ 
ſetzung des Bundesrats aus den bewährteſten und erfahrenſten 
Staatsmännern aller Staaten ſoll dafür bürgen, daß auch die- 
jenigen Intereſſen, die von der Mehrheit des Reichstags 
nicht in vollem Maße berückſichtigt werden, genügend zur 
Geltung gelangen. Neben dem Bundesrat iſt ein Raum für 
ein Oberhaus nicht vorhanden. Damit würde die Maſchine 
allzuſehr kompliziert, die Reibungen würden vermehrt und die 
Gefahr nahe gerückt werden, daß die Maſchine zum Stillſtand 
komme. 

Der Reichstag iſt eine einheitliche Verſammlung, deren 
Mitglieder nach allgemeinem, direktem und gleichem Wahlrecht 
von allen wahlberechtigten Reichsangehörigen gewählt werden. 
Dieſe Beſtimmung war, wie in dem preußiſchen Antrag vom 
9. April 1866 und in den Grundzügen vom 10. Juni 1866, 
ſo auch in dem Entwurfe der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes enthalten. In dem Reichstag begegnete das allge— 
meine und gleiche Wahlrecht großer Abneigung, nicht bloß bei 
den konſervativen, ſondern auch bei den gemäßigt liberalen 
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Parteien. Einer der hervorragenſten Führer der national⸗ 
liberalen Partei, Heinrich von Sybel, bekämpfte es auf 
das entſchiedenſte. Aber Bismarck, der es der Reichsver— 
faſſung von 1849 entnommen hatte, wies alle Bedenken, 
die dagegen geäußert wurden, zurück. Nicht irgend eine 
politiſche Theorie war es, noch weniger war es eine demo- 
kratiſche Geſinnung, die ihn hierzu beſtimmten. Es waren 
vielmehr durchaus praktiſche Erwägungen, die ihn veranlaßten, 
den kühnen Schritt zu wagen. Ihm kam es in der Zeit der 
Gründung des Norddeutſchen Bundes und des Reiches in erſter 
Linie darauf an, den nationalen Geiſt durch Beteiligung aller 
Klaſſen des Volkes an den Wahlen zum Reichstag zu ſtärken. 
Das allgemeine und gleiche Wahlrecht war ihm eine Waffe in 
dem Kampfe um die Einheit Deutſchlands gegen ihre Gegner 
im In⸗ und Auslande. Hierzu kam ſeine Abneigung gegen 
das in Preußen ſeit 1849 beſtehende Dreiklaſſenſyſtem, das 
den wohlhabenden Klaſſen in allen Wahlkreiſen eine Mehrheit 
ſichert, das aber in völlig willkürlicher Weiſe die Wahlrechte 
abſtuft und in jeder Gemeinde mit anderem Maße mißt. Die 
Gefahren, welche mit dem allgemeinen und gleichen Wahl: 
rechte verbunden ſein können, erkannte er wohl. Er ſah ſie 
vor allem in dem Übergewicht, das dadurch die große Maſſe 
der Begehrlichen, der novarum rerum cupidi, in dem Reichs⸗ 
tag erlangen könne. Dieſer Gefahr glaubte er dadurch be— 
gegnen zu können, daß die Wahlen nicht mit geheimer, ſondern 
mit öffentlicher Stimmabgabe ſtattzufinden haben. Dadurch 
werde der Einfluß der Beſitzenden und Einſichtigen geſtärkt 
und vermehrt. Die Einflüſſe und Abhängigkeiten, die das prak— 
tiſche Leben der Menſchen mit ſich bringe, ſeien gottgegebene 
Velleitäten, die man nicht ignorieren könne und ſolle und deren 
Berechtigung man auch im politiſchen Leben nicht ablehnen 
dürfe. Trotz des Widerſpruches der verbündeten Regierungen 
nahm jedoch der Reichstag die Worte „mit geheimer Ab— 
ſtimmung“ in den Art. 20 der Verfaſſung auf und die Re⸗ 
gierungen fügten ſich dieſem Beſchluſſe des Reichstags. Doch 
ſei daran erinnert, daß die Verfaſſung nur das allgemeine 
und direkte Wahlrecht mit geheimer Stimmabgabe ſanktioniert, 
nicht das gleiche Wahlrecht. Indes beſtand nach Ablehnung 
aller Anträge, die das Wahlrecht beſchränken oder abſtufen 
ſollten, kein Zweifel darüber, daß das zu erlaſſende Wahlgeſetz 
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auch den Grundſatz der Gleichheit des Wahlrechtes durchzuführen 
habe, wie dies auch in dem Wahlgeſetz vom 31. Mai 1869 
geſchehen iſt. 

Es wird kaum zu beſtreiten ſein, daß die Zahl der 
Gegner des allgemeinen und gleichen Wahlrechts in Deutſchland 
in den letzten Jahrzehnten ſich nicht verringert, ſondern ver— 
mehrt hat. Wenn ſie mit ihrer Gegnerſchaft nicht immer 
offen hervortreten, ſo ſind hierfür politiſche Gründe maßgebend. 
Die Einwände, die gegen das allgemeine und gleiche Wahl— 
recht erhoben werden, liegen auf der Hand. Unter ſeiner 
Herrſchaft kommt der Stimme des einſichtigſten und klügſten 
Staatsmannes bei den Wahlen kein größeres Gewicht zu als der 
Stimme eines Mannes, der politiſch völlig ungebildet iſt oder 
phantaſtiſchen Träumen nachjagt, der Stimme des opfer⸗ 
willigſten Patrioten kein größeres Gewicht als der Stimme 
eines Mannes, der in der Politik ausſchließlich ſein perſönliches 
Intereſſe verfolgt. Es wird dies gut charakteriſiert durch eine 
Anekdote, die, wenn ich nicht irre, von dem verſtorbenen 
Miniſter von Friedenthal erzählt wird. Zur Zeit einer 
Reichstagswahl befand er ſich auf ſeinem Gut in Schleſien 
und ließ ſich in die Stadt fahren, um dort an der Wahl, 
für die nur zwei Kandidaten aufgeſtellt waren, ſich zu bes 
teiligen. Unterwegs frug er den Kutſcher, wem dieſer ſeine 
Stimme geben wolle. Als der Kutſcher den Namen des 
regierungsfeindlichen Kandidaten nannte, forderte er ihn auf 
umzukehren. Sie könnten ſich die Fahrt in die Stadt erſparen, 
da ihre Stimmen ſich aufhöben und es im Erfolg auf das— 
ſelbe hinauskomme, ob ſie beide ihre Stimmen abgeben oder 
beide ſich des Stimmens enthielten. 

Auch von ernſten und gewiſſenhaften Patrioten, die ſich 
nicht von dem Intereſſe einer politiſchen oder wirtſchaftlichen 
Partei leiten laſſen, wird die Frage erhoben, ob das allgemeine 
und gleiche Wahlrecht, aus dem der Reichstag hervorgeht, ein 
Segen für Deutſchland geweſen, ob der auf demokratiſcher 
Baſis ruhende Reichstag der großen Aufgabe, die ihm die 
Verfaſſung auferlegt, gewachſen ſei. Ich teile dieſe Zweifel 
nicht. Nach meiner Überzeugung gehört die Einführung des 
allgemeinen und gleichen Wahlrechts, aus welchen Beweg— 
gründen ſie auch erfolgt ſein mag, zu den Großthaten des 
Fürſten Bismarck. Nur das allgemeine und gleiche Wahl— 
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recht giebt uns die Bürgſchaft, daß der Reichstag nicht die 
Vertretung einſeitiger Klaſſenintereſſen wird, daß in ihm alle 
in dem Volke lebenden Kräfte ſich bethätigen können und die 
Sonderintereſſen einzelner Stände und Berufe in dem Ge— 
ſamtintereſſe der Nation ihre Ausgleichung finden. Wenn 
man dem allgemeinen Wahlrecht vorwirft, daß in ihm dem Ge— 
bildeten wie dem Ungebildeten ein gleichmäßiger Anteil an der 
Bildung der Volksvertretung eingeräumt wird, ſo überſieht man 
meines Erachtens, daß auch die umfaſſendſten Kenntniſſe und 
die größte Verſtandsbildung keine Gewähr dafür bieten, daß 
ſie nicht in den Dienſt von Sonderintereſſen geſtellt werden 
und dann um ſo verderblicher wirken. Das Repräſentativ⸗ 
ſyſtem birgt unleugbar die Gefahr in ſich, daß es zu einer 
Klaſſenherrſchaft in dem Parlamente führt. Kein Wahlſyſtem 
vermag für ſich allein dieſer Gefahr vorzubeugen. Aber ſie 
wird vermindert, wenn das Wahlrecht allen Parteien und 
allen Beſtrebungen die rechtliche Möglichkeit giebt, ſich nach 
dem Maße ihrer Kräfte geltend zu machen. 

Sicherlich iſt das allgemeine und gleiche Wahlrecht nicht, 
wie es in den romaniſchen Ländern vielfach aufgefaßt wird, ein 
angeborenes Menſchenrecht, es iſt vielmehr ein vom Staat 
verliehenes öffentliches Recht, das ſeiner Idee nach eine öffent⸗ 
liche Pflicht iſt, und das dem Wähler verliehen iſt nicht 
um ſeine perſönlichen Intereſſen zu fördern, ſondern um im 
Intereſſe des Staates und der Geſamtheit thätig zu werden. 

Weit verbreitet iſt die Anſicht, daß die Sicherheit und 
Fortbildung des Staates nur geſichert ſeien, wenn diejenigen, 
die den Beſitz vertreten, auch das Übergewicht im Staate 
haben. Sonſt werde der Staat zu einer Unruhe der Ent⸗ 
wicklung verurteilt, die zu Diktatur und Gewaltherrſchaft führe. 
Gewiß können ſich, wie Fürſt Bismarck in den Gedanken und 
Erinnerungen ſagt, ſchwere Maſſen, zu denen große Nationen 
in ihrem Leben und ihrer Entwicklung gehören, nur mit 
Vorſicht bewegen, da die Bahnen, in denen ſie einer unbe— 
kannten Zukunft entgegenlaufen, nicht geglättete Eiſenſchienen 
haben. Gewiß kann jedes große ſtaatliche Gemeinweſen des 
vorſichtigen und hemmenden Einflußes der Beſitzenden und 
Gebildeten nicht entbehren, ohne Gefahr zu laufen in eine den 
Staatswagen zerbrechende Geſchwindigkeit zu geraten. Aber 
in einer Zeit, wie der gegenwärtigen, in der die arbeitenden 
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Klaſſen zu dem Bewußtſein des ſozialen Wertes ihrer Arbeit 
und damit auch ihrer Macht gelangt ſind, gehört es zu den 
wichtigſten Aufgaben des Staates, das Recht dahin umzu— 
geſtalten, daß den arbeitenden Klaſſen eine ſolche rechtliche 
Stellung und ſolche Lebensbedingungen geſichert werden, die 
zu dem ſozialen Werte ihrer Arbeit in einem gerechten Ver— 
hältnis ſtehen. Darin beſteht, wie Kaiſer Wilhelm in der 
Botſchaft vom 17. November 1881 erklärte, eine ſchwierige, 
aber auch eine der höchſten Aufgaben jedes Gemeinweſens, 
welches auf den ſittlichen Fundamenten des chriſtlichen Volks 
lebens ſteht. Dieſe Aufgabe iſt aber nicht durchzuführen, 
ohne daß den Beſitzenden große Opfer auferlegt werden. Nur 
wenn der Reichstag nicht nur eine Vertretung der beſitzenden 
Klaſſen, ſondern aller Klaſſen des Volkes iſt, wird er bereit 
ſein, an der Erfüllung dieſer Aufgabe mitzuwirken. 

Nach der Verfaſſung Art. 20 beſteht der Reichstag 
aus 397 Abgeordneten, die nach dem Wahlgeſetz vom 
31. Mai 1869 gewählt werden. Die Wahlkreiſe, in denen 
je ein Abgeordneter zu wählen iſt, ſollen durch Reichsgeſetz 
abgegrenzt werden und zwar der Art, daß auf durchſchnittlich 
100000 Einwohner derjenigen Bevölkerungszahl, welche den 
Wahlen zum verfaſſungsgebenden Reichstage im Jahre 1867 
zu Grunde gelegt war, ein Abgeordneter gewählt wird. Indes 
iſt dieſes Reichsgeſetz über die Abgrenzung der Wahlkreiſe bis 
heute noch nicht erlaſſen worden. Noch ſteht in Geltung die 
Abgrenzung, wie ſie in den Staaten des Norddeutſchen Bundes 
durch Verordnung der Landesregierungen, in den ſüddeutſchen 
Staaten und Elſaß⸗Lothringen durch Verordnung des Bundes⸗ 
rates erfolgt iſt. Eine jede Anderung dieſer Abgrenzung 
kann nur durch Reichsgeſetz vorgenommen werden (Wahl— 
geſetz §S 5, 6). Inzwiſchen hat aber eine große Vermehrung 
und eine bedeutſame Verſchiebung der Bevölkerung ſtattgefunden. 
Die Bevölkerung des Reiches hat ſich von ca. 40 Millionen 
im Jahr 1871 auf ca. 56 Millionen im Jahre 1900 ver⸗ 
mehrt. Weit größer aber als die Vermehrung der Bevölkerung 
auf dem Lande und in den kleinen Städten iſt die in den 
Großſtädten. Trotzdem haben ſie dieſelbe Zahl der Ab— 
geordneten behalten, die ihnen vor mehr als 30 Jahren zuge— 
wieſen wurden. Denn eine Vermehrung der Zahl der Abge— 
ordneten infolge der ſteigenden Bevölkerung kann nur durch 
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das Geſetz beſtimmt werden (Wahlgeſetz $ 5). So hat Berlin 
mit einer Bevölkerung von 1900000 Einwohnern doch nur 
ſechs Abgeordnete zu wählen. Hamburg mit 770000 Ein: 
wohnern drei, München mit 550000 Einwohnern nur zwei Ab— 
geordnete zu wählen u. ſ. w. Demgemäß iſt die Zahl der 
Wahlberechtigten in den einzelnen Wahlkreiſen außerordentlich 
verſchieden. Bei der letzten Reichstagswahl im Jahre 1898 
hatten dünnbevölkerte ländliche Wahlkreiſe in den öſtlichen 
Provinzen Preußens, namentlich in Weſtpreußen, Poſen, 
einzelnen Teilen von Brandenburg 12000 bis 20000 Wähler, 
großſtädtiſche Wahlkreiſe oder Wahlkreiſe in dicht bevölkerten 
Induſtriegegenden 50000 bis 80000 Wähler. Einzelne Wahl⸗ 
kreiſe zählten über 100000 Wähler, der ſechſte Berliner Wahl— 
kreis ſogar 142000. Der ländlichen Bevölkerung iſt dadurch 
eine weit ſtärkere Vertretung in dem Reichstage geſichert als 
der ſtädtiſchen. Die Gleichheit des Wahlrechts wird dadurch 
in hohem Maße beeinträchtigt. Der Wähler eines ländlichen 
Wahlkreiſes mit 12⸗ bis 14000 Wählern hat ein zehn- bis 
elfmal ſtärkeres Wahlrecht als ein Wähler in einem Wahl— 
kreiſe mit 140000 Wählern. In beiden iſt nur je ein Ab— 
geordneter zu wählen. Da in den ländlichen Wahlkreiſen des 
Oſtens der politiſche Einfluß der grundbeſitzenden Ariſtokratie 
immer noch vorherrſchend iſt, jo wird dadurch auch der demo— 
kratiſche Charakter des Wahlſyſtems in bedeutendem Maße ab— 
geſchwächt. 

Das Wahlrecht ſteht jedem männlichen Reichsangehörigen, 
der das 25. Lebensjahr vollendet hat, zu. Doch ſind von der 
Berechtigung zum Wählen ausgeſchloſſen: 1. Perſonen, die 
unter Vormundſchaft ſtehen, 2. Perſonen, über deren Vermögen 
Konkurs eröffnet iſt während der Dauer des Konkursverfahrens, 
3. Perſonen, die eine öffentliche Armenunterſtützung beziehen 
oder im letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen 
haben, 4. Perſonen, denen die bürgerlichen Ehrenrechte aber— 
kannt ſind für die Dauer des Ehrverluſtes. Die Perſonen 
des Soldatenſtandes des Heeres und der Marine haben zwar 
die Wahlberechtigung, aber ſie ruht ſo lange, als ſie ſich bei 
der Fahne befinden. Auch die Wahlberechtigten können nur 
in dem Wahlkreiſe, in dem ſie ihren Wohnſitz haben und in 
denen ſie in die Wahlliſten eingetragen ſind, ihr Wahlrecht 
ausüben. 
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Wählbar ſind alle Wahlberechtigten, demnach auch die 
Perſonen des Soldatenſtandes, deren Wahlrecht nur ruht. So 
waren Moltke, Roon und andere der großen Heerführer lange 
Jahre hindurch Mitglieder des Reichstages. Doch ſind zwar 
wahlberechtigt, aber nicht wählbar diejenigen, die noch nicht 
ſeit mindeſtens einem Jahre die Reichsangehörigkeit beſitzen. 
Auch kann niemand gleichzeitig Mitglied des Reichstages und 
Bevollmächtigter zum Bundesrate ſein. Die Bevollmächtigten 
zum Bundesrat ſind demnach zwar wählbar, aber ſie können 
die Wahl nur annehmen, nachdem ſie vorher aus dem Bundes⸗ 
rate ausgeſchieden ſind (Verfaſſung Art. 9). 

Die Wahlen finden mit geheimer Stimmabgabe ſtatt 
(Art. 20). Schon erwähnt habe ich, daß Fürſt Bismarck in 
der Offentlichkeit der Abſtimmung ein Gegengewicht gegen das 
allgemeine und gleiche Wahlrecht erblickte und nur widerwillig 
dem Beſchluſſe des konſtituierenden Reichstages, der die ge— 
heime Abſtimmung der Verfaſſung einfügte, zuſtimmte. Wie 
das allgemeine und gleiche Wahlrecht hat auch heute noch die 
geheime Stimmabgabe zahlreiche und einflußreiche Gegner. 
Meiſt führen die Gegner aber nicht, wie dies Fürſt Bismarck 
in ehrlicher Offenheit gethan hat, den wahren Grund ihrer 
Gegnerſchaft ins Feld, ſondern einen Scheingrund, indem ſie 
mit ſittlichem Pathos die geheime Stimmabgabe als unwürdig 
und für einen ehrenhaften und freien Mann, der ſeine höchſte 
Bürgerpflicht nur öffentlich und mit voller Verantwortlichkeit 
ausüben ſolle, verächtlich erklären. Gewiß wäre es ein idealer 
Zuſtand, wenn wir der geheimen Stimmabgabe nicht bedürften. 
Aber ein ſolcher idealer Zuſtand ſetzt ideale Menſchen voraus, 
die die Macht, die ſie über die in wirtſchaftlicher oder ſozialer 
Abhängigkeit von ihnen ſtehenden Menſchen beſitzen, nicht dazu 
benutzen, um ſie zu nötigen, ihre Stimme nicht nach ihrer 
Überzeugung, ſondern nach dem Gebote des Machthabers abzu⸗ 
geben. Zieht man hieraus aber, wie es häufig geſchieht, die 
Folgerung, daß das Wahlrecht nicht auf Klaſſen ausgedehnt 
werden ſolle, die nicht ſelbſtändig genug ſeien, um öffentlich 
ohne Rückſicht auf die nachteiligen Folgen, die ihre Stimm⸗ 
abgabe für ſie haben könne, ihre Stimmen abzugeben, ſo 
würde nur eine ſehr kleine Minderheit der Staatsbürger zur 
Ausübung des Wahlrechts zuzulaſſen ſein. Daß dieſer Grund 
aber nur ein Scheingrund iſt, das ergiebt ſich deutlich aus 
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der Thatſache, daß diejenigen, die ihn vorbringen, als Mitglieder 
des Reichstags, als Profeſſoren der Univerſität, als Mitglieder 
irgend eines Vereines u. ſ. w. es mit ihrer Ehre durchaus 
vereinbar finden, bei Wahlen, die in dem Reichstage, in dem 
Konzile der Univerſität, in der Verſammlung der Vereins— 
mitglieder ſtattfinden, in geheimer Stimmabgabe ihre Stimme 
abzugeben und daran durchaus keinen Anſtoß nehmen. Hier 
überall hat man mit gutem Grunde geheime Stimmabgabe 
eingeführt, um zu verhüten, daß dem Abſtimmenden aus ſeiner 
Abſtimmung ein geſellſchaftlicher Nachteil erwachſe und daß nicht 
Störungen der kollegialen Verhältniſſe eintreten. 

Gewählt iſt derjenige Kandidat, der in der Wahl die abſolute 
Mehrheit, d. h. mindeſtens eine Stimme über die Hälfte aller 
gültig abgegebenen Stimmen erhalten hat. Wird in dem erſten 
Wahlgang dies Ergebnis nicht erzielt, ſo hat eine zweite Wahl 
und zwar eine ſogenannte Stichwahl ſtattzufinden. Bei ihr 
können gültige Stimmen nur abgegeben werden für einen der 
beiden Kandidaten, die in der erſten Wahl die meiſten Stimmen 
erhalten hatten. Ergiebt eine Stichwahl Stimmengleichheit, ſo 
entſcheidet das Los. 

Über die Rechtsgültigkeit der Wahl und damit über die 
Legitimation ſeiner Mitglieder hat nach der Verfaſſung allein 
der Reichstag zu entſcheiden (Art. 27). 

Die Mitgliedſchaft wird nicht ſchon durch die Wahl, ſondern 
erſt durch die Annahme der Wahl begründet. 

Die Wahl erfolgt auf eine Legislaturperiode von fünf 
Jahren. Die Reichsverfaſſung Art. 24 hatte ſie urſprünglich 
auf drei Jahre feſtgeſetzt. Sie iſt aber durch das Reichs- 
geſetz vom 19. März 1888 auf fünf Jahre ausgedehnt 
worden. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht durch Ablauf der Legislatur⸗ 
periode. Sie erliſcht aber auch vorher durch Auflöſung des 
Reichstages, durch Verluſt einer der Vorausſetzungen der 
Wählbarkeit, durch Verzicht, durch Annahme eines beſoldeten 
Reichs- oder Staatsamtes ſowie, wenn das Mitglied ſchon bei 
ſeiner Wahl ein ſolches Amt bekleidete, durch Beförderung in 
ein Amt, mit welchem ein höherer Rang oder ein höherer 
Gehalt verbunden iſt (Art. 21). Doch ſteht nichts im Wege, 
daß in den letzteren Fällen das ausgeſchiedene Mitglied wieder 
gewählt wird. In dem Verfaſſungsentwurf, den die ver— 
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bündeten Regierungen dem konſtituierenden Reichstag vorlegten, 
war die Beſtimmung enthalten, daß Beamte, die im Dienſte 
eines Bundesſtaates ſtehen, nicht wählbar ſein ſollten. Doch 
fand ſie faſt allgemeinen Widerſpruch und ward vom Reichstag 
abgelehnt. Nur der Abgeordnete Tweſten hat ſich für ſie 
ausgeſprochen. Mochte dieſe Beſtimmung auch zu weit gehen, 
ſo hat doch, wie ich glaube, die Erfahrung bewieſen, daß 
wenigſtens diejenigen Beamten für nicht wählbar erklärt 
werden ſollten, die kraft ihres Amtes verpflichtet ſind, außer⸗ 
halb des Reichstags die Politik ihrer Staatsregierung zu ver⸗ 
treten und die deshalb jederzeit in den einſtweiligen Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt werden können, ſobald die Staatsregierung ſie 
zur Vertretung ihrer Politik nicht mehr für geeignet erachtet. 
Es kann daraus ein Widerſtreit der Pflichten, die ihnen als 
Beamte und als Reichstagsmitglieder obliegen, entſtehen, ein 
Widerſtreit der Pflichten, dem das Geſetz vorbeugen ſollte. 

Der Reichstag kann nur auf Berufung des Kaiſers 
zuſammentreten. Aber der Kaiſer iſt verpflichtet, den Reichs⸗ 
tag jährlich wenigſten einmal zu berufen (Art. 13). Der 
Kaiſer hat den Reichstag ferner zu eröffnen, zu vertagen und 
zu ſchließen (Art. 12). Doch darf die Vertagung ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Reichstags die Friſt von 30 Tagen nicht 
überſteigen und während derſelben Seſſion, das heißt während 
der Zeit von dem Tage der Eröffnung bis zum Tage der 
Schließung des Reichstages, nicht widerholt werden (Art. 26). 
Auch hat der Kaiſer auf Grund eines mit ſeiner Zuſtimmung 
gefaßten Beſchluſſes des Bundesrates den Reichstag aufzulöſen. 
Dann müſſen aber innerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen 
nach der Auflöſung Neuwahlen ſtattfinden und innerhalb eines 
Zeitraumes 90 Tagen nach derſelben hat die Eröffnung des 
neugewählten Reichstages zu erfolgen (Art. 25). 

Den Mitgliedern des Reichstags iſt, um ihnen die volle 
Freiheit in der Ausübung ihrer Funktionen zu ſichern, eine 
beſondere Rechtsſtellung gewährt. Wegen ſeiner Abſtimmung 
oder wegen der in Ausübung ſeines Berufes gethanen Auße⸗ 
rungen kann kein Mitglied außerhalb der Verſammlung zur 
Verantwortung gezogen und gerichtlich oder disziplinariſch ver: 
folgt werden (Art. 30). Kein Mitglied darf während der 
Sitzungsperiode ohne Genehmigung des Reichstags in einem 
civilprozeſſualen Verfahren verhaftet, wegen einer ſtrafbaren 
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Handlung in Unterſuchung gezogen oder verhaftet werden, es 
ſei denn, daß es bei der Ausübung der ſtrafbaren Handlung 
oder im Laufe des nächſtfolgenden Tages ergriffen wird. Iſt 
ſchon vor Beginn der Sitzungsperiode ein Mitglied in Civil— 
haft genommen oder gegen ein ſolches ein Strafverfahren ein- 
geleitet worden, ſo muß auf einen dahingehenden Beſchluß des 
Reichstags die Civil- und Unterſuchungshaft, wie das Straf— 
verfahren überhaupt für die Dauer der Sitzungsperiode auf— 
gehoben werden (Art. 31). Doch ſollte damit den Mitgliedern 
des Reichstags nicht ein Privilegium der Straffreiheit gegeben 
werden. Die angegebenen Beſtimmungen führten dies aber in 
dem Falle herbei, daß die Strafverfolgung während der Zeit, 
während welcher ſie hiernach nicht ſtattfinden konnte, verjährte. 
Dem wurde vorgebeugt durch das Reichsgeſetz vom 26. März 
1893, nach welchem die Verjährung der Strafverfolgung während 
dieſer Zeit ruht, ſo daß nach ihrem Ablauf die Strafverfolgung 
eingeleitet oder fortgeſetzt werden kann. Auch dürfen die Mit⸗ 
glieder des Reichstags als Zeugen oder Sachverſtändige in 
einem Civil- wie in einem Strafverfahren, ſofern fie ſich, während 
der Reichstag verſammelt iſt, an dem Orte der Verſammlung 
aufhalten, nur an dieſem Orte vernommen werden, wenn der 
Reichstag nicht zu einer Vernehmung an einem anderen Orte 
die Genehmigung erteilt (Civil⸗Prozeß⸗Ord. $ 382, 402. Straf: 
Prozeß⸗Ord. 8 49, 72). Auch find fie berechtigt, die Berufung 
zum Schöffen⸗ und Geſchworenenamte abzulehnen (Gerichtsver— 
faſſungsgeſetz § 35, 85). Gegen ſtrafbare Handlungen, durch 
welche ſie an der freien Ausübung ihrer Funktionen gehindert 
werden ſollen, iſt ihnen ein erhöhter ſtrafrechtlicher Schutz in dem 
Strafgeſetzbuche ($ 105, 106) gewährt. 

Ein Rechtsanſpruch auf Tagegelder oder Entſchädigung 
iſt dagegen den Mitgliedern des Reichstags bekanntlich nicht 
gegeben. Die Reichsverfaſſung hat ſogar in Art. 32 beſtimmt, 
daß ſie als ſolche keine Beſoldung oder Entſchädigung beziehen 
dürfen. Da aber die Reichstagsmitglieder, die dieſem Verbote 
zuwider eine Beſoldung oder Entſchädigung beziehen, nicht mit 
Strafe oder einem anderen Rechtsnachteil bedroht ſind, ſo be— 
ſtehen die Rechtswirkungen dieſes Satzes der Verfaſſung nur 
darin, daß ihnen aus öffentlichen Kaſſen keine Tagegelder oder 
Entſchädigungen gezahlt werden dürfen und daß Verträge, 
durch welche dritte Perſonen ſich verpflichten, ſolche zu zahlen, 
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nichtig ſind. Daß dritte Perſonen oder Vereine, die einzelnen 
Abgeordneten Diäten zahlen wollen, das Verbot leicht umgehen 
können und nicht ſelten umgehen, iſt eine bekannte Thatſache. 

Wie der konſtituierende Reichstag im Jahre 1867, ſo hat 
ſeitdem der Reichstag wiederholt — zuletzt noch in dieſem 
Winter — die Beſeitigung dieſer Verfaſſungsvorſchrift und die 
Gewährung von Diäten für die Mitglieder des Reichstags 
verlangt, während die verbündeten Regierungen bisher dieſer 
Forderung immer Widerſtand geleiſtet haben. Eine grundſätz⸗ 
liche Bedeutung kann ich der Frage nicht zuerkennen, ſie iſt 
nur eine Frage der Zweckmäßigkeit. Jedenfalls hat die Er- 
fahrung erwieſen, daß die Diätenloſigkeit die Wirkungen, die 
Fürſt Bismarck vor allem von ihr erwartete, nicht gehabt hat; 
ſie hat nicht langdauernde Sitzungsperioden des Reichstags 
verhindert und ſie hat nicht verhindert, daß ſogenannte Berufs⸗ 
politiker in den Reichstag gewählt werden. Wohl aber iſt ſie 
eine, wenn auch nicht die alleinige, Urſache dafür, daß zahl- 
reiche Mitglieder des Reichstags ihrer Pflicht, im Reichstage 
anweſend zu ſein, nur ſehr läſſig nachkommen. 

Die innere Organiſation und die Geſchäftsthätigkeit des 
Reichstags werden teils durch die Verfaſſung ſelbſt normiert, 
teils, ſoweit dies nicht der Fall iſt, durch autonome Beſchlüſſe, 
die der Reichstag allein ohne Mitwirkung des Bundesrates zu 
faſſen hat. Nach der Verfaſſung Art. 27 hat er ſeinen Vor⸗ 
ſtand ſelbſt zu wählen. Er iſt beſchlußfähig, ſofern die Mehrheit 
der geſetzlichen Anzahl der Mitglieder (alſo 199 von 397) an⸗ 
weſend iſt (Art. 25). Doch beſteht nach einem allgemein an⸗ 
erkannten Gewohnheitsrecht die rechtliche Vermutung, daß der 
Reichstag ſolange beſchlußfähig iſt, bis durch den Präſidenten 
feſtgeſtellt iſt, daß die Mehrheit der geſetzlichen Anzahl der Mit⸗ 
glieder nicht anweſend iſt. Nach der Geſchäftsordnung des Reichs— 
tags ($ 51) iſt aber der Präſident verpflichtet vor einer Ab- 
ſtimmung auf Antrag auch nur eines Mitgliedes feſtzuſtellen, 
ob die verfaſſungsmäßige Anzahl der Mitglieder anweſend iſt 
oder nicht. Dadurch iſt es einem jeden Mitgliede des Reichs- 
tags ermöglicht, zu verhindern, daß in einer Sitzung, in der 
nicht die verfaſſungsmäßige Anzahl der Mitglieder vorhanden 
iſt, ein Beſchluß gefaßt werde. 

Alle ſeine Beſchlüſſe hat der Reichstag mit abſoluter 
Stimmenmehrheit zu faſſen (Art. 28). Auch für Beſchlüſſe 
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über Entwürfe von Geſetzen, durch welche die Verfaſſung ab- 
geändert werden ſoll, wird eine größere Stimmenmehrheit nicht 
erfordert. Verfaſſungsänderungen ſind im Deutſchen Reiche nur 
dadurch erſchwert, daß ſie als abgelehnt gelten, wenn im Bundes⸗ 
rat 14 Stimmen gegen ſie abgegeben werden. 

Die Verhandlungen des Reichstags ſind öffentlich und wahr⸗ 
heitsgetreue Berichte über ſie bleiben von jeder Verantwortlichkeit 
frei (Art. 22). 

Im übrigen hat der Reichstag ſelbſt durch autonome Be⸗ 
ſchlüſſe, die ſogenannte Geſchäftsordnung, die Normen für ſeine 
Geſchäftsthätigkeit aufzuſtellen und Disziplinarvorſchriften, denen 
ſeine Mitglieder unterliegen, zu erlaſſen (Art. 27). Gegen Mit⸗ 
glieder kann der Präſident die Disziplinarmittel der Rüge (des 
ſogenannten Ordnungsrufes), der Entziehung des Wortes und 
des Ausſchluſſes aus der Sitzung verhängen. Hiergegen kann 
Berufung an den Reichstag ſelbſt eingelegt werden. Doch hat 
die Berufung gegen den Ausſchluß aus der Sitzung keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung (Geſchäftsordnung vom 10. Februar 1876 
mit mehreren Ergänzungen, namentlich vom 16. Februar 1895). 


Wie ſchon geſagt, hat der Reichstag die Reichsgewalt nicht 
ſelbſt auszuüben, er hat keine obrigkeitlichen Funktionen. Seine 
Funktionen ſind im Gegenſatze zu denen des Kaiſers und des 
Bundesrates nur unſelbſtändige. Er hat nur mitzuwirken bei 
der Ausübung der Reichsgewalt durch Kaiſer und Bundesrat 
und er hat über die geſamte Reichsregierung nach Maßgabe 
der Beſtimmungen der Verfaſſung eine Kontrolle zu führen. 
Wir können hiernach ſeine Funktionen als ſolche der Mit⸗ 
wirkung und der Kontrolle bezeichnen. 

Zu den Mitwirkungsrechten gehört insbeſondere, daß 
der Reichstag jedem Geſetzentwurf vorher ſeine Zuſtimmung 
zu erteilen hat, bevor ihn der Bundesrat ſanktionieren und 
damit zum Geſetz erheben kann. Der Geſetzentwurf kann ſowohl 
von dem Bundesrat beſchloſſen und dem Reichstag durch den 
Reichskanzler vorgelegt werden, als der Reichstag auch ſelbſt 
auf Antrag aus ſeiner Mitte einen Geſetzentwurf beſchließen 
kann, der dann dem Bundesrat vorzulegen iſt. Dem Reichs⸗ 
tage ſteht das ſogenannte Recht der Initiative zu (Art. 23). 
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Das Geſetz iſt die Form, in der der oberſte Staats⸗ 
wille zu erklären iſt, dem alle anderen rechtlichen Willens- 
erklärungen untergeordnet ſind, d. h. alle anderen Willens⸗ 
erklärungen der Organe des Staates wie der Unterthanen 
ſind nur inſoweit rechtsgültig, als ſie nicht im Wider⸗ 
ſpruch mit den Geſetzen ſtehen. Das Geſetz iſt deshalb die 
höchſte Offenbarung des Herrſcherwillens. In der Form der 
Reichsgeſetze müſſen die von dem Reiche zu erlaſſenden all⸗ 
gemeinen Rechtsſätze erklärt werden, ſofern nicht durch die 
Reichsverfaſſung oder ein Reichsgeſetz ſelbſt eine andere Form, 
wie die der Verordnung, zugelaſſen iſt. Aber nicht nur all⸗ 
gemeine Rechtsſätze ſind in dieſer Form zu erlaſſen, ſondern 
ſoweit die Reichsverfaſſung dies beſtimmt, auch Willens⸗ 
erklärungen des Reiches, durch welche einzelne konkrete Ver: 
hältniſſe geordnet werden. Auch ſolche Reichsgeſetze haben die 
rechtliche Wirkung eines Geſetzes. Nicht nur können ſie nur 
durch ein anderes Geſetz abgeändert und aufgehoben werden, 
ſondern auch anderweite ſtaatliche Willenserklärungen, die mit 
ihnen in Widerſpruch ſtehen, können rechtliche Geltung nicht 
erlangen. 

Ein Geſetz mit eigenartigem Inhalt, für das aber auch 
eigenartige Vorausſetzungen beſtehen, iſt das Reichs haus⸗ 
halts⸗Etatgeſetz. Nach Art. 69 der Verfaſſung müſſen alle 
Einnahmen und Ausgaben des Reiches für jedes Jahr ver⸗ 
anſchlagt und auf den Reichshaushaltsetat gebracht werden, 
der vor Beginn des Etatsjahres durch ein Reichsgeſetz feſt— 
zuſtellen iſt. Das Etatsjahr des Deutſchen Reiches läuft nach 
dem Geſetz vom 29. Februar 1876 von dem 1. April des einen 
bis zu dem 31. März des anderen Jahres. Da alle Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben auf den Reichshaushaltsetat gebracht 
werden müſſen, ſo ergiebt ſich daraus, daß er nicht nur ein 
Voranſchlag iſt, wie in einer jeden größeren Privatwirtſchaft 
ein ſolcher Voranſchlag aufgeſtellt wird, um eine Überſicht zu 
gewinnen über die Einnahmen, die zu erwarten ſind, und die 
Ausgaben, die vorausſichtlich zu machen ſind. Die rechtliche 
Bedeutung des Reichshaushaltsetats vielmehr beſteht darin, daß 
er die rechtliche Grundlage bildet für die Finanzwirtſchaft des 
Reiches. Die Feſtſtellung des Reichshaushaltsetats iſt deshalb 
nicht, wie die bloße Veranſchlagung der Einnahmen und Aus⸗ 
gaben, ein Verwaltungsakt, ſondern ein Akt der Geſetzgebung. 
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Der Reichshaushaltsetat wird, wie Art. 69 jagt, durch ein 
Geſetz feſtgeſtellt. Während aber im allgemeinen es der freien 
Willensbeſtimmung des Bundesrates und des Reichstags anheim⸗ 
gegeben iſt, einem Geſetze ſeinen Inhalt zu geben, iſt dies bei 
dem Reichs haushalts⸗Etatgeſetz nur in beſchränktem Umfange der 
Fall. Die Aufſtellung des Reichshaushaltsetats hat zu erfolgen 
nach den in der Verfaſſung und in den Reichsgeſetzen enthaltenen 
Rechtsnormen (Art. 69). Sie zu beachten ſind Bundesrat wie 
Reichstag verpflichtet. Sie ſind verpflichtet diejenigen Ein⸗ 
nahmen aufzunehmen, zu deren Bezug das Reich nach den be⸗ 
ſtehenden Reichsgeſetzen berechtigt iſt (Zölle, Verbrauchsabgaben, 
Gebühren u. ſ. w.), und ſie ſind verpflichtet diejenigen Ausgaben 
einzuſtellen, die zu leiſten das Reich rechtlich verpflichtet iſt, 
und für deren Deckung Sorge zu tragen (Zinſen und Tilgungs⸗ 
raten der Reichsanlehen, Gehälter der Reichsbeamten u. ſ. w.). 
Insbeſondere müſſen nach Art. 62 der Verfaſſung die Ausgaben 
bewilligt werden, die zur Erhaltung der geſetzlich feſtſtehenden 
Organiſation des Reichsheeres erforderlich ſind. Nur inſoweit 
es ſich um Ausgaben handelt, zu deren Leiſtung eine Pflicht 
nicht beſteht, ſind Bundesrat und Reichstag in ihren Be⸗ 
ſchlüſſen frei. 

Bundesrat und Reichstag ſind aber nicht bloß in Bezug 
auf den Inhalt des Reichshaushalts⸗Etatgeſetzes durch die Ver⸗ 
faſſung und die Reichsgeſetze gebunden, ſondern die Verfaſſung 
beruht auch auf der Vorausſetzung, daß Bundesrat und Reichstag 
ſich jährlich über den geſamten Inhalt des Reichshaushalts⸗ 
Etatgeſetzes vereinigen und damit deſſen Erlaß ermöglichen. 
Indes ſo wenig wie die Erfüllung der Pflichten, die die Reichs⸗ 
verfaſſung dem Kaiſer auferlegt, ſo wenig kann die Erfüllung 
dieſer Pflichten des Bundesrates und des Reichstages erzwungen 
werden. Bundesrat und Reichstag ſind ebenſo unverantwortlich 
wie der Kaiſer. Wenn für die Handlungen und Unterlaſſungen 
des Kaiſers der Reichskanzler die Verantwortlichkeit zu tragen 
hat, ſo erſtreckt ſich dieſe Verantwortlichkeit nicht auf die Be⸗ 
ſchlüſſe des Bundesrates und Reichstages. Die Reichsverfaſſung 
hat aber auch keine Vorſorge getroffen für den Fall, daß ein 
Etatgeſetz nicht zuſtande kommt, oder daß in das Etatgeſetz 
Einnahmen oder Ausgaben, die rechtlich begründet ſind, nicht 
aufgenommen werden. Die Verfaſſung enthält eine Lücke, die 
durch künſtliche Auslegungen und durch Theorien, die dem 
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deutſchen Verfaſſungsrechte fremd ſind, nicht ausgefüllt werden 
kann. Die Verfaſſung giebt ebenſowenig dem Kaiſer ein 
Recht, die Finanzverwaltung des Reiches auf Grund eines 
Reichshaushaltsetats zu führen, der nicht durch Reichsgeſetz 
feſtgeſtellt iſt, wie die Verfaſſung den Bundesrat verpflichtet, 
den Entwurf eines Etatgeſetzes, wie er von dem Reichstag be— 
ſchloſſen worden iſt, zu ſanktionieren. Sollte der Fall eintreten, 
daß die verfaſſungsmäßige Grundlage der Finanzverwaltung 
des Reiches in einem Reichshaushalts⸗Etatgeſetze nicht hergeſtellt 
werden kann, weil ſich Bundesrat und Reichstag über deſſen 
Inhalt nicht einigen können, ſo wäre dies ein verfaſſungsrecht⸗ 
licher Notſtand, der eine ſchwere Kriſis über das Deutſche Reich 
herbeiführen würde. 

Vielfach wird dem Reichstage zum Vorwurfe gemacht — 
und vielleicht nicht ganz mit Unrecht — daß die Beratungen 
des Reichshaushaltsetats von ihm allzu ſehr in die Länge ge⸗ 
zogen werden. Die meiſt nur geringfügigen Anderungen, die 
durch die Beſchlüſſe des Reichstages herbeigeführt würden, ſtänden 
in keinem Verhältnis zu der Dauer der Verhandlungen Doch 
wird hierbei vielfach zweierlei überſehen. Zunächſt iſt die 
ſorgfältige und bis in die einzelnen Poſitionen des Etats 
wohlbegründete Aufſtellung des Entwurfes zu nicht geringem 
Teile dadurch bedingt und dadurch verbürgt, daß der Reichstag 
den Entwurf der eingehendſten Prüfung in allen ſeinen Teilen 
unterzieht. Sodann aber bietet die Beratung des Etatentwurfes 
dem Reichstage zugleich die rechtliche Möglichkeit, alle Akte der 
Reichsregierung einer Prüfung zu unterziehen. Die Mit⸗ 
wirkungsfunktion, die der Reichstag bei Erlaß des Reichshaus⸗ 
halts⸗Etatgeſetzes auszuüben hat, enthält zugleich ſeine wirkſamſte 
Kontrollfunktion. 

Wie der Kaiſer die ordentliche Finanzverwaltung des 
Reiches auf Grund des Reichshaushalts⸗Etatgeſetzes zu führen 
hat, ſo bedarf er auch, wenn in Fällen eines außerordentlichen 
Bedürfniſſes die Aufnahme einer Anleihe oder die Übernahme 
einer finanziellen Garantie zu Laſten des Reiches erforderlich 
iſt, hierzu einer beſonderen Ermächtigung, die durch ein Reichs 
geſetz zu erteilen iſt (Art. 73). 

Daß der Kaiſer völkerrechtliche Verträge über ſolche 
Gegenſtände, die in den Bereich der Reichsgeſetzgebung gehören, 
nur mit Zuſtimmung des Bundesrates abſchließen kann, iſt 
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ſchon erwähnt worden. Aber ſolche Verträge erlangen auch erſt 
volle Rechtsgültigkeit, wenn ſie vom Reichstage genehmigt worden 
ſind (Art. 11). Hat ſie der Kaiſer abgeſchloſſen, ohne vorher die 
Genehmigung des Reichstages eingeholt zu haben, ſo ſchließt er 
ſie unter der aufſchiebenden Bedingung ab, daß der Reichstag die 
Genehmigung erteile. Verſagt der Reichstag die Genehmigung, 
ſo gilt der Vertrag als nicht geſchloſſen. Ein Vertrag kann 
nicht völkerrechtlich gültig, aber ſtaatsrechtlich ungültig ſein, wie 
von manchen Theoretikern behauptet wird. 

Seine Funktion, die geſamte Regierung des Reiches einer 
Prüfung zu unterziehen, übt der Reichstag, wie ſoeben erwähnt 
worden, namentlich bei den Etatsberatungen aus. 

Ferner iſt der Reichskanzler dem Reichstage für alle An⸗ 
ordnungen und Verfügungen des Kaiſers, und damit für die 
geſamte Politik des Kaiſers verantwortlich. Freilich hat die 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers, wie noch in anderem Zu— 
ſammenhang auszuführen ſein wird, mehr eine politiſche als eine 
rechtliche Bedeutung. Auch iſt der Reichskanzler nach Art. 72 
der Verfaſſung verpflichtet, wie dem Bundesrate, ſo auch dem 
Reichstage jährlich über die Verwendung aller Einnahmen des 
Reiches Rechnung zu legen und er bleibt ſolange für die Recht— 
mäßigkeit aller Ausgaben verantwortlich, bis der Reichstag ihm 
Entlaſtung erteilt hat. 

Zu den Kontrollfunktionen des Reichstages gehört es auch, 
daß er ebenſo wie der Bundesrat drei ſeiner Mitglieder in die 
Reichsſchuldenkommiſſion zu wählen hat, der die Aufſicht über 
die Verwaltung der Reichsſchulden u. ſ. w. obliegt und die jähr⸗ 
lich dem Reichstage einen Bericht über die Ergebniſſe der ihrer 
Aufſicht unterſtehenden Verwaltung zu erſtatten hat. 

Auch indem die Verfaſſung (Art. 23) den Reichstag für 
zuſtändig erklärt hat, Petitionen, die an ihn gerichtet werden, 
zu beraten und ſie dem Bundesrate oder dem Reichskanzler zu 
überreichen, um den darin erhobenen Beſchwerden Abhilfe zu 
verſchaffen, hat ſie ihm ein Mittel gegeben, das zur Ausübung 
des ihm zuſtehenden Kontrollrechtes dienlich iſt. 

Endlich iſt in zahlreichen Reichsgeſetzen beſtimmt, daß dem 
Reichstag über die Ausführung des Geſetzes oder einzelner 
darin enthaltenen Beſtimmungen jährlich oder ſo oft ſich dazu 
Gelegenheit bietet, Berichte der Reichsregierung zur Kenntnis⸗ 
nahme mitgeteilt werden. Auch dieſe Berichte kann der Reichs— 
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tag zum Gegenſtand feiner Beratung machen und die Ver— 
waltungsthätigkeit des Bundesrates wie des Reichskanzlers und 
der zuſtändigen Reichsbehörden ſeiner Prüfung unterziehen. 

Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches hat das große 
Problem zu löſen geſucht, eine ſtarke monarchiſche Gewalt mit 
der politiſchen Freiheit des Volkes, mit dem Rechte der Volks— 
vertretung auf Mitwirkung bei der Ausübung der Staatsgewalt 
zu vereinen. Sie giebt nicht, wie in England, wie in den 
romaniſchen Staaten, einer Parlamentsmehrheit die Herrſchaft 
über den Staat, ſie erkennt nicht, wie die Verfaſſungen der 
Nordamerikaniſchen Union und der Schweizer Eidgenoſſenſchaft, 
die Souveränetät des Volkes an und giebt nicht dem ſouveränen 
Volke die Entſcheidung in allen großen Fragen des Staatslebens. 
Sie hat uns den Segen einer mächtigen, über den Parteien 
und den ſchwankenden Mehrheiten ſtehenden Monarchie erhalten, 
ſie hat aber auch der Volksvertretung einen ungeſchmälerten 
Anteil an der Geſetzgebung geſichert und ihr die rechtlichen 
Mittel gewährt, um die geſamte Verwaltung des Reiches einer 
wirkſamen Prüfung zu unterziehen. 


2 
Die Zuſtändigkeit des Reiches und die 
Reichsregierung. 

I: 


Die Zuſtändigſteit des Reiches. 


Die Zwecke, für welche das Reich gegründet iſt, ſind die 
Aufgaben, die es zu erfüllen hat. Das Reich aber iſt, wie der 
Eingang zu ſeiner Verfaſſung ſagt, gegründet worden zum Schutze 
des Bundesgebietes und zum Schutze des innerhalb desſelben 
gültigen Rechtes ſowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutſchen 
Volkes. Damit ſind, wenn auch nur in allgemeinen Umriſſen, 
die Aufgaben unſchrieben, die dem Staate der Gegenwart ob⸗ 
liegen. Während aber im Einheitsſtaat es der Inhaber der 
Staatsgewalt iſt, der die geſamte ſtaatliche Thätigkeit, die zur 
Erfüllung der ſtaatlichen Aufgaben erforderlich iſt, beſtimmt 
und ausübt oder durch die ihm untergeordneten Organe des 
Staates ausüben läßt, muß im Bundesſtaate — und ſo auch 
im Deutſchen Reiche — eine verfaſſungsmäßige Verteilung der 
ſtaatlichen Aufgaben und ſtaatlichen Thätigkeiten unter das 
Reich und die Gliedſtaaten erfolgen. In der Gründung des 
Reiches mußten ſich die Landesgewalten Opfer auferlegen im 
Intereſſe der Geſamtheit, die Opfer, die die gemeinſamen 
nationalen Intereſſen des deutſchen Volkes erforderten. Den 
Landesgewalten dagegen iſt ihre ſelbſtändige politiſche Exiſtenz 
und die Möglichkeit einer eigenen ſtaatlichen Entwicklung unter 
dem Schutze des geeinten Vaterlandes verblieben. In der 
Thronrede, mit der der König von Preußen im Namen der 
verbündeten Regierungen den konſtituierenden Reichstag am 
17. April 1867 ſchloß, erklärte er: „Es iſt uns gelungen, auf 
ſicherem Grund ein Verfaſſungswerk zu errichten, deſſen weitere 
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Entwicklung wir mit Zuverſicht der Zukunft überlaſſen dürfen. 
Die Bundesgewalt iſt mit den Befugniſſen ausgeſtattet, welche 
für die Wohlfahrt und Macht des Bundes unentbehrlich, aber 
auch ausreichend ſind. Den Einzelſtaaten iſt unter Verbürgung 
ihrer Zukunft durch die Geſamtheit des Bundes die freie Be— 
wegung auf allen den Gebieten verblieben, auf welchen die 
Mannigfaltigkeit und Selbſtändigkeit der Entwicklung zuläſſig 
und erſprießlich iſt. Wir alle haben bereitwillig Opfer gebracht. 
Wir durften es in der Überzeugung thun, daß dieſe Opfer für 
Deutſchland gebracht werden und daß unſere Einigung derſelben 
wert war.“ 

Freilich iſt in der Verfaſſung des Reichs kein theoretiſches 
Ideal verwirklicht, in dem, wie Fürſt Bismarck ſagte, einer: 
ſeits die Einheit Deutſchlands verkörpert werde, andererſeits 
jeder partikulariſtiſchen Regung die freie Bewegung geſichert 
bliebe. Das war unmöglich. Eine ſolche Quadratur des Zirkels 
zu finden, war nicht Aufgabe der Regierungen und des Reichs⸗ 
tages. „Die Verfaſſung ſollte das Minimum der Konzeſſionen 
feſtſtellen, welche die Landesgewalten in Deutſchland der Allge⸗ 
meinheit machen mußten, wenn dieſe Allgemeinheit lebensfähig 
ſein ſoll.“ 

Eine dreißigjährige Erfahrung hat gezeigt, daß der Scharf: 
blick und die geſtaltende Kraft Bismarcks im großen Ganzen 
die Grenzlinie zwiſchen der Zuſtändigkeit des Reiches und der 
der Bundesſtaaten derart gezogen hat, daß alle gemeinſamen 
nationalen Intereſſen durch das Reich geſichert ſind und doch 
den Bundesſtaaten ein großes und reiches Feld der ſelbſtändigen 
ſtaatlichen Thätigkeit verblieben iſt. Trotz der Einheit des 
Reiches haben ſie die Möglichkeit, ein geſundes und kräftiges 
ſtaatliches Leben zu entfalten. Mit außerordentlicher Mäßigung 
und dem ihm eigenen diplomatiſchen Geſchick hat der große 
Staatsmann den Bundesſtaaten auch auf den meiſten Gebieten, 
auf denen die Zuſtändigkeit des Reiches begründet iſt, eine 
ſelbſtändige Verwaltung nach Maßgabe der Reichsgeſetze und 
unter Überwachung des Kaiſers belaſſen. Die Eigenliebe und 
das Selbſtgefühl der deutſchen Fürſten wie der Partikularismus 
der deutſchen Stämme ſind überall inſoweit geſchont worden, als 
es möglich erſchien, ohne die Macht und die Einheit des Reiches 
zu ſchwächen. Nicht als Unterworfene und Beſiegte ſollten die 
deutſchen Staaten in das Reich eintreten, ſondern als freie 
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und gleichberechtigte Glieder, die im nationalen Intereſſe und 
zu ihrem eigenen Nutzen dem Reiche ſich unterordnen, aber ihre 
Eigenart und eine, wenn auch beſchränkte Selbſtändigkeit be— 
wahren. Daraus erklärt ſich auch, daß die deutſche Reichs— 
verfaſſung, nicht wie die Verfaſſungen der Nordamerikaniſchen 
Union und der Schweizer Eidgenoſſenſchaft, die Zuſtändigkeit 
des Reiches durch einige einfache Rechtsſätze normiert und ab— 
grenzt, ſondern daß die Verfaſſung in zahlreichen und zum 
Teil ſehr verwickelten Rechtsſätzen die Zuſtändigkeit des Reiches 
und das Zuſammenwirken des Reiches und der Bundesſtaaten 
regelt. Und die hierüber aufgeſtellten allgemeinen Rechtsſätze 
ſind vielfach wiederum durch mannigfache Ausnahmen durch— 
brochen. 

Daraus erklärt ſich ein weiterer Unterſchied, der ſich 
zwiſchen unſerer Verfaſſung und der Verfaſſung anderer großer 
Bundesſtaaten findet. In der Schweiz, aber namentlich in den 
Vereinigten Staaten iſt die Zuſtändigkeit des Bundes und der 
Union weit beſchränkter als die Zuſtändigkeit des Reiches. 
Aber in Betreff aller ſtaatlichen Angelegenheiten, für welche ſie 
zuſtändig ſind, üben ſie auch durch ihre Organe und ihre Be— 
hörden alle ſtaatlichen Funktionen aus. Die Union iſt es, die, 
ſoweit ihre Zuſtändigkeit reicht, Geſetze erläßt, die Gerichtsbarkeit 
durch ihre Gerichte ausübt und die Verwaltung durch ihre 
Behörden führt, und dasſelbe gilt, wenn auch mit mancherlei 
Beſchränkungen, für den Bund in der Schweiz. In Bezug auf 
die meiſten Angelegenheiten dagegen, für welche die Zuſtändigkeit 
des Reiches begründet iſt, hat das Reich nur eine Aufjicht zu 
führen, Geſetze zu erlaſſen und darüber zu wachen, daß die 
Bundesſtaaten die Reichsgeſetze ausführen. Die Gerichte, die 
nach den Reichsgeſetzen zu verfahren und nach ihnen Recht zu 
ſprechen haben, ſind nicht Reichsgerichte, ſondern Gerichte der 
Bundesſtaaten, die Verwaltungsbehörden, die nach den Reichs— 
geſetzen die Verwaltung zu führen haben, ſind nicht Reichs— 
behörden, ſondern Landesbehörden. Selbſt die Offiziere des 
Reichsheeres ſind nicht kaiſerliche, ſondern landesherrliche Offi— 
ziere. Nur um die Einheit der Rechtſprechung und der Ver— 
waltung aufrecht zu halten, übt das Reich durch das Reichs— 
gericht die Rechtſprechung höchſter Inſtanz in Civil- und Straf: 
ſachen aus und ſtehen dem Reiche einzelne Funktionen zu, die 
als oberſte Verwaltungsfunktionen zu bezeichnen ſind. 
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Bevor ich auf einige Einzelheiten eingehe, ſei es geſtattet 
drei allgemeine Bemerkungen vorauszuſchicken. 

1. Wie ſchon erwähnt wurde, kann das Reich jederzeit 
ſeine Zuſtändigkeit erweitern. Es genügt dazu ein Reichsgeſetz, 
deſſen Erlaß nur dadurch erſchwert iſt, daß der Geſetzentwurf 
im Bundesrat als abgelehnt gilt, wenn vierzehn Stimmen da— 
gegen abgegeben werden. Freilich, ſoweit einzelne Staaten 
Exemtionsprivilegien haben, iſt die Zuſtimmung des privilegierten 
Staates zur Aufhebung oder Beſchränkung des Privilegiums 
erforderlich (Art. 78). 

2. Die Zuſtändigkeit des Reiches reicht nur ſoweit, als 
ſie durch eine ausdrückliche Beſtimmung der Verfaſſungsurkunde 
oder eines Verfaſſungsgeſetzes begründet iſt. Soweit dies nicht 
der Fall iſt, ſind für alle anderen ſtaatlichen Angelegenheiten 
und für alle anderen ſtaatlichen Funktionen die Bundesſtaaten 
zuſtändig. 

3. Soweit die Zuſtändigkeit des Reiches begründet iſt, iſt 
doch wiederum zu unterſcheiden. In Bezug auf einzelne An— 
gelegenheiten iſt die Zuſtändigkeit des Reiches eine ausſchließ⸗ 
liche, ſo daß, auch wenn das Reich von ſeiner Zuſtändigkeit 
noch keinen Gebrauch gemacht hat, die Zuſtändigkeit der Bundes⸗ 
ſtaaten ausgeſchloſſen iſt. Dahin gehören die Geſetzgebung über 
das Reichsheer, über die kaiſerliche Marine, über die Zölle 
und die in der Verfaſſung angegebenen Verbrauchsſteuern, über 
Poſt⸗ und Telegraphenweſen, über die Organiſation des Schutzes 
des deutſchen Handels und der Schiffahrt. In Bezug auf 
andere Angelegenheiten iſt zwar das Reich zuſtändig, Geſetze 
zu erlaſſen; ſolange dies aber nicht geſchehen iſt, bleiben hierfür 
die Bundesſtaaten zuſtändig. Nicht nur bleiben die beſtehenden 
Landesgeſetze in Kraft, ſondern jeder Bundesſtaat kann auch 
neue Geſetze hierüber erlaſſen. Dahin gehören die meiſten 
Angelegenheiten, die der Art. 4 der Verfaſſung der Geſetz⸗ 
gebung des Reiches zugewieſen hat. Über die meiſten dieſer 
Angelegenheiten hat das Reich inzwiſchen Reichsgeſetze erlaſſen 
und damit iſt, ſoweit dies geſchehen, die Zuſtändigkeit der 
Bundesſtaaten zur Geſetzgebung beſeitigt. Doch unterſtehen 
noch heute das Eiſenbahnweſen, das öffentliche Vereinsrecht, 
ſowie wichtige Materien des bürgerlichen Rechts der Landes- 
geſetzgebung, da das Reich hierüber keine oder keine erſchöpfenden 
Geſetze erlaſſen hat. 


ae 
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Die erſte und wichtigſte Aufgabe des Reiches beſteht darin, 
das Reich gegen äußere Angriffe zu ſchützen, ſeine Machtſtellung 
und die nationalen Intereſſen des deutſchen Volkes anderen 
Staaten gegenüber zu wahren und zu ſichern. Dem Auslande 
gegenüber iſt das Reich eine Einheit. Der Kaiſer hat das 
Reich nach außen zu vertreten, er hat Krieg zu erklären, 
Frieden zu ſchließen, andere völkerrechtliche Verträge einzugehen, 
Geſandte und Konſuln abzuſenden und Geſandte und Konſuln 
auswärtiger Staaten zu empfangen und zuzulaſſen. Doch iſt 
ſelbſt hier den Bundesſtaaten eine Zuſtändigkeit verblieben. 
Und auch hier hat die Erfahrung erwieſen, daß trotz mancher 
Bedenken, die dagegen erhoben werden können, dies ohne 
Schädigung der nationalen Intereſſen geſchehen konnte. Die 
Bundesſtaaten können völkerrechtliche Verträge nicht nur unter⸗ 
einander, ſondern auch mit auswärtigen Staaten abſchließen, 
aber nur inſoweit als das Reich hierzu nicht ausſchließlich zu— 
ſtändig iſt oder das Reich von ſeiner Zuſtändigkeit noch keinen 
Gebrauch gemacht hat. So iſt das Reich ausſchließlich zum 
Abſchluß von Zoll- und Handelsverträgen zuſtändig. Dagegen iſt 
das Reich zwar zuſtändig, aber nicht ausſchließlich zuſtändig 
Auslieferungsverträge mit fremden Staaten zu ſchließen. Mit 
einem Staate, mit dem das Reich noch keinen Auslieferungs⸗ 
vertrag abgeſchloſſen hat, kann jeder Bundesſtaat einen ſolchen 
ſchließen. Die Bundesſtaaten können ſowohl untereinander 
als mit auswärtigen Staaten in Geſandtenverkehr treten. Sie 
können ſelbſt zu denjenigen Staaten, bei denen ein Geſandter 
des Kaiſers beglaubigt iſt, Geſandte entſenden. Kaum eine 
Beſtimmung der Reichsverfaſſung iſt häufiger getadelt worden. 
Aber auch hier hat die Erfahrung gezeigt, daß das Recht der 
Bundesſtaaten fremde Geſandte zu empfangen und an fremden 
Höfen Geſandte zu beglaubigen ohne Gefährdung des Reiches 
ihnen belaſſen werden konnte. Das Ausland weiß, daß das 
Deutſche Reich eine einheitliche Macht und ſo feſt und ſtark 
iſt, daß jeder Verſuch, durch diplomatiſche Künſte und Ver⸗ 
ſprechungen ein Glied dem Reiche abwendig zu machen, ver— 
geblich wäre. Die Zeiten Ludwigs XIV. und Napoleons, aber 
auch die Zeiten, in denen ein Beuſt, ein Borries, ein Dalwigk 
ſehnſüchtig nach Paris und St. Petersburg ſchielten, ſind vor⸗ 
über und werden niemals wiederkehren. Als ſehr wertvoll hat 
ſich das Recht der Bundesſtaaten, untereinander einen Ge: 
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ſandtenverkehr zu unterhalten, erwieſen. Dadurch iſt es Preußen 
ermöglicht bei allen deutſchen Staaten Geſandte zu beglaubigen, 
deren Aufgabe es iſt, die Übereinſtimmung des Kaiſers und 
der deutſchen Fürſten und Regierungen in allen wichtigen An⸗ 
gelegenheiten des Reiches herzuſtellen und zu erhalten. Recht⸗ 
lich ſind die Geſandten Geſandte des Königs von Preußen und 
preußiſche Beamte. Aber die wichtigſten Funktionen, die ſie aus⸗ 
zuüben haben, führen ſie für das Reich aus. Sie ſichern die poli⸗ 
tiſche Einigkeit der Staatsregierungen. Kaum jemals wird ein 
wichtiger Antrag im Bundesrate geſtellt, ohne daß nicht vorher 
die Übereinſtimmung zwiſchen Preußen und den größeren Staaten 
geſichert wäre. Durch die preußiſchen Geſandten ſetzt der 
Kaiſer die Fürſten auch in Kenntnis von dem Gange der aus— 
wärtigen Politik des Reiches, ſo daß ſie in der Regel die 
Aufgabe erfüllen, die in der Verfaſſung dem Ausſchuß des 
Bundesrates für auswärtige Angelegenheiten zugedacht war. 
(Siehe oben S. 66.) 

Iſt das Reich eine nationale Einheit in der Völker⸗ 
gemeinſchaft, ſo bedarf es auch eines einheitlichen Heeres und 
einer einheitlichen Kriegsflotte. Wie ſchon geſagt, iſt das Reich 
ausſchließlich zuſtändig zur Geſetzgebung über das Militärweſen 
und die Kriegsmarine. Aber die Kriegsflotte iſt auch aus⸗ 
ſchließlich eine kaiſerliche Flotte. Nicht nur führt der Kaiſer 
den Oberbefehl, auch die Offiziere und die Mannſchaften ſind 
kaiſerliche Offiziere und kaiſerliche Mannſchaften, der Kaiſer 
verwaltet die Flotte, das Reich trägt allein die Koſten. Den 
Bundesſtaaten iſt jede ſtaatliche Thätigkeit entzogen, nur bei 
der Aushebung der Mannſchaft für die Flotte haben die 
Landesbehörden mitzuwirken. Anders verhält es ſich mit dem 
Reichsheer. Zwar führt der Kaiſer in Frieden und Krieg den 
militäriſchen Oberbefehl. Freilich auch dieſer Satz der Ver— 
faſſungsurkunde iſt durchbrochen durch das Sonderrecht Bayerns, 
wonach über die bayeriſchen Truppen der König von Bayern 
in Friedenszeiten den Oberbefehl führt, dem Kaiſer aber nur 
beſtimmte militäriſche Aufſichtsrechte zuſtehen. Das Reich hat 
ferner alle Koſten und Laſten des geſamten Kriegsweſens zu 
tragen (Art. 58). Aber das Reich führt nicht die Verwaltung 
des Reichsheeres. Das Reichsheer beſteht aus den Truppen 
der einzelnen Bundesſtaaten, die die Verwaltung nach den ein⸗ 
heitlichen Normen der Reichsgeſetze zu führen haben. Um aber 
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die Einheitlichkeit der Verwaltung zu ſichern, hat der Kaiſer 
weit ausgedehnte Aufſichtsrechte und hat er die Abſtellung der 
bei der Aufſichtsführung vorgefundenen Mängel ſelbſt und un⸗ 
mittelbar anzuordnen. Ferner hat der Kaiſer auch alle Anord⸗ 
nungen zu erlaſſen, die behufs Erhaltung der unentbehrlichen 
Einheit in der Verwaltung, Verpflegung, Bewaffnung und 
Ausrüſtung aller Truppenteile des Heeres erforderlich ſind. 
Freilich giebt die Verfaſſung dem Kaiſer dieſes Recht nicht 
formell, ſie hat hier — wohl auch um das Selbſtgefühl der 
Fürſten zu ſchonen — einen ſehr eigentümlichen Weg ein: 
geſchlagen. Die Anordnungen, welche der König von Preußen 
in Bezug auf Verwaltung, Verpflegung, Bewaffnung und Aus⸗ 
rüſtung des preußiſchen Heeres erläßt, hat er dem Ausſchuß 
des Bundesrates für das Landheer und die Feſtungen bekannt 
zu geben und dieſer hat ſie den Kommandeuren der übrigen 
Kontingente mitzuteilen, die ſie für ihre Truppen zu erlaſſen 
und auszuführen haben (Art. 63). Nach der Verfaſſung könnte 
es demnach 25 Heeresverwaltungen in Deutſchland geben. Doch 
haben, wie ſchon erwähnt (ſiehe oben S. 58), 21 Staaten mit 
Preußen Militärkonventionen abgeſchloſſen, durch welche ſie die 
Verwaltung ihrer Truppen dem König von Preußen übertragen 
haben. So giebt es im Reiche nicht 25, ſondern nur vier Heeres⸗ 
verwaltungen, die von Preußen, Bayern, Sachſen und Württemberg. 
Aber auch Sachſen und Württemberg haben Militärkonventionen 
abgeſchloſſen, Sachſen mit dem König von Preußen als dem 
Bundesfeldherrn des zu errichtenden Norddeutſchen Bundes am 
7. Februar 1867, Württemberg mit dem Norddeutſchen Bunde 
am 25. November 1870, deren fortdauernde Gültigkeit in der 
Verfaſſung (Art. 66) anerkannt iſt. Darnach kommen beiden 
Staaten auch in Bezug auf die Militärverwaltung mancherlei 
Sonderrechte zu. Viel weitergehend ſind die Sonderrechte, 
welche Bayern auf Grund des Verſailler Vertrags vom 23. No: 
vember 1870 beſitzt. 

Nach dem Eingang der Verfaſſung hat das Reich nicht 
nur Schutz gegen außen zu gewähren und die Intereſſen 
Deutſchlands in ſeinen Verhältniſſen zu auswärtigen Staaten 
zu wahren, ſondern auch das in Deutſchland geltende Recht zu 
ſchützen. Nach den Beſtimmungen des Art. 4 der Verfaſſung 
erſtreckt ſich die Zuſtändigkeit des Reiches aber nicht nur hier⸗ 
auf, ſondern das Reich iſt auch berufen, die gemeinſame Ge- 


V. Die Zuftändigfeit des Reiches und die Reichsregierung. 107 


ſetzgebung über das geſamte bürgerliche Recht, das Strafrecht 
und das gerichtliche Verfahren auszuüben. Durch das Gerichts- 
verfaſſungsgeſetz, durch die Civil- und Strafprozeßordnungen, 
durch die Konkursordnung hat das Reich ſchon im Jahre 1877 
die Organiſation der Civil- und Strafgerichte wie das Ber: 
fahren vor ihnen einheitlich normiert. Durch das Strafgeſetz⸗— 
buch, das Handelsgeſetzbuch, die Wechſelordnung und ſchließlich 
durch das große Werk des bürgerlichen Geſetzbuchs hat es dem 
deutſchen Volke die lang erſtrebte und erſehnte Rechtseinheit des 
Straf: und Privatrechtes gegeben und nur noch einzelne, wenn 
auch recht zahlreiche Nebengebiete ſind dem Landesrecht über— 
laſſen. Auch das Militärſtrafrecht ſowie die Organiſation und 
das Verfahren der Militärſtrafgerichte ſind einheitlich geſtaltet. 
Die Gerichtsbarkeit dagegen iſt nach der Verfaſſung nicht von 
dem Reiche, ſondern von den Bundesſtaaten durch Landesgerichte 
auszuüben. Doch hat das Reich ſeine Zuſtändigkeit ausgedehnt 
und, ſoweit ein Bedürfnis hierfür vorlag, die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit an ſich gezogen. Um die Rechtseinheit auf dem 
Gebiete des Straf- und Privatrechts aufrecht zu halten, übt 
das Reich durch das Reichsgericht und das Reichsmilitärgericht 
die Gerichtsbarkeit in Civil- und Strafſachen in höchſter In⸗ 
ſtanz ſelbſt aus. Gerichte des Reiches find ferner die Marine- 
ſtrafgerichte (Bordkriegsgerichte und Oberkriegsgerichte der 
Marine), ſowie die Konſulargerichte und die Gerichte in den 
Schutzgebieten des Reiches. 

Zur Pflege der Wohlfahrt des deutſchen Volkes, zur 
Förderung ſeiner wirtſchaftlichen und geiſtigen Kultur hat das 
Reich eine ausgedehnte Zuſtändigkeit, die jedoch hauptſächlich, 
wenn auch nicht ausſchließlich, in dem Erlaſſen von Geſetzen 
und der Führung einer Aufſicht über diejenigen Angelegenheiten 
ſich äußert, die in dem Art. 4 der Verfaſſung aufgeführt werden. 

Die meiſten Verfaſſungsurkunden, die im Laufe des 
19. Jahrhunderts erlaſſen worden find, haben nach dem Vor: 
bilde der franzöſiſchen Verfaſſungen allgemeine Rechtsſätze auf- 
genommen, welche die perſönliche Freiheit der Staatsangehörigen 
gewährleiſten und welche beſtimmen, daß die perſönliche Freiheit 
der einzelnen nur nach Maßgabe geſetzlicher Normen von den 
Staatsbehörden, insbeſondere den Polizeibehörden beſchränkt 
werden darf. Solche Beſtimmungen über die ſogenannten 
Grundrechte wurden früher als ein wichtiger, unentbehrlicher 
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Beſtandteil einer Verfaſſungsurkunde erachtet. Die Reichsver⸗ 
faſſung hat davon abgeſehen, derartige allgemeine Rechtsſätze 
aufzunehmen. Wohl aber hat ſie die Zuſtändigkeit des Reiches 
begründet, die Bethätigung der perſönlichen Freiheit durch 
Reichsgeſetze nach den wichtigſten Richtungen hin auch gegen⸗ 
über der Staatsgewalt zu ſchützen und die Vorausſetzungen 
aufzuſtellen, unter denen ſie allein im öffentlichen Intereſſe 
beſchränkt werden darf. So iſt das Reich zuſtändig zur Geſetz⸗ 
gebung über die Freizügigkeit, die Heimats⸗ und Niederlaſſungs⸗ 
verhältniſſe, über das Paßweſen und die Fremdenpolizei, über 
die Preſſe und über das Vereinsweſen, ſowie über den Ge⸗ 
werbebetrieb. Über alle dieſe Materien haben teils ſchon der 
Norddeutſche Bund, teils das Reich Geſetze erlaſſen, durch die 
drückende Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit, wie ſie in 
einzelnen Bundesſtaaten noch beſtanden, aufgehoben und der 
Entfaltung des geiſtigen wie des wirtſchaftlichen Lebens des 
Volkes freie Bahn geſchaffen wurden. War der Grundſatz, 
daß die bürgerlichen und die politiſchen Rechte der Staatsan⸗ 
gehörigen von dem religiöſen Bekenntniſſe unabhängig ſind, in 
den meiſten deutſchen Staaten ſchon vor Gründung des Nord⸗ 
deutſchen Bundes verwirklicht worden, ſo war er in einigen 
Staaten doch noch durch manche Ausnahmen durchbrochen. 
Das Geſetz des Norddeutſchen Bundes vom 3. Juli 1869, das 
jetzt im ganzen Reich als Reichsgeſetz gilt, hat auch dieſe letzten 
Reſte der früheren Unduldſamkeit beſeitigt, indem es alle noch 
beſtehenden, aus der Verſchiedenheit der religiöſen Bekenntniſſe 
hergeleiteten Beſchränkungen der bürgerlichen und ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte aufgehoben hat. Nur das öffentliche Vereinsrecht 
iſt von dem Reiche trotz ſeiner Zuſtändigkeit noch nicht ein⸗ 
heitlich normiert. Nur vereinzelte Beſtimmungen hierüber ſind 
in mehreren Reichsgeſetzen erlaſſen worden, durch welche nament⸗ 
lich für die Vorbereitung der Reichstagswahlen den Wahl⸗ 
berechtigten die Vereinsfreiheit geſichert iſt und das Verbot, 
daß politiſche Vereine nicht miteinander in Verbindung treten 
dürfen, aufgehoben ward. Abgeſehen hiervon aber ſtehen noch 
die Landesgeſetze in Kraft, die in einigen Mittel- und Klein⸗ 
ſtaaten dem freien Ermeſſen der Polizeibehörden einen weiten 
Spielraum gegenüber den politiſchen Vereinen einräumen oder 
aber den arbeitenden Klaſſen die Bildung von politiſchen Ver: 
einen völlig unterſagen. 
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Weit ausgedehnt iſt die Zuſtändigkeit des Reiches zur 
Geſetzgebung über die Volkswirtſchaftspflege. Sie erſtreckt ſich 
auf das Gewerbe- und Verſicherungsweſen, die Ordnung des 
Maß⸗, Münz⸗ und Gewichtsſyſtems, auf Feſtſtellung der Grund— 
ſätze über die Ausgabe von Papiergeld, die Beſtimmungen 
über das Bankweſen, Erfindungspatente, Schutz des geiſtigen 
Eigentums, See- und Binnenſchiffahrt, Poſt- und Telegraphen⸗ 
weſen u. ſ. w. Auch in Bezug auf alle dieſe Angelegenheiten 
hat das Reich eine große und ſegensreiche Thätigkeit entfaltet. 
Das geſamte wirtſchaftliche Leben des deutſchen Volkes in 
Gewerbebetrieb, Induſtrie und Handel, wie die freien geiſtigen 
Erwerbsthätigkeiten ſtehen unter einer einheitlichen Geſetzgebung, 
die dem Landesrechte nur wenige Lücken zur Ergänzung belaſſen 
hat. Mit kühnem Mut hat das Reich den großartigen und 
weittragenden Gedanken die Arbeiterverſicherung zu verwirk— 
lichen begonnen, und damit eine Bahn geöffnet, auf der ihm 
alle civiliſierten Staaten ſchon begonnen haben nachzufolgen 
oder ſicherlich über kurz oder lang nachfolgen werden. Freilich 
zeigen unſere Geſetze über die Arbeiterverſicherung noch manche 
Unvollkommenheiten, noch iſt das Gebäude unvollendet. Vor 
allem wird die Arbeiterverſicherung noch der Ausdehnung auf 
die Witwen- und Waiſenverſorgung bedürfen. Aber ſchon durch 
die geltenden Geſetze hat das Reich in höherem Maße als 
irgend ein anderer Staat ſich bemüht, den arbeitenden Klaſſen 
Gerechtigkeit zu gewähren und das Mißverhältnis zwiſchen dem 
ſozialen Werte ihrer Arbeit und ihrer Lebensſtellung auszu— 
gleichen. 

Alle dieſe Geſetze hat aber nicht das Reich auszuführen, 
ſondern jeder Bundesſtaat innerhalb ſeines Gebietes, ſoweit 
nicht einzelne Funktionen dem Reiche überwieſen ſind, um die 
Einheit der Verwaltung zu ſichern. Nur auf einem Gebiete 
der inneren Verwaltung hat das Reich nicht nur Geſetze zu 
erlaſſen und eine Aufſicht zu führen, ſondern nach ſeinen Ge— 
ſetzen ſelbſt zu verwalten. Die Verwaltung der Poſt- und 
Telegraphenanſtalten iſt Reichsverwaltung, die Beamten ſind 
Reichsbeamte. Freilich haben auch hier Bayern und Württem⸗ 
berg Exemtionsprivilegien. Für fie gelten zwar die Reichs: 
geſetze über Poſt- und Telegraphenweſen, aber die Poſt- und 
Telegraphenverwaltung iſt Landesverwaltung. 

Die Verfaſſung giebt dem Reiche auch die Zuſtändigkeit 


110 V. Die Zuftändigfeit des Reiches und die Reichsregierung. 


über das Eiſenbahnweſen Geſetze zu erlaſſen und verleiht dem 
Reiche in Bezug auf die Verwaltung der Eiſenbahnen in 
Art. 41 bis 47 wichtige Rechte, die ſich allerdings zum größten 
Teile nicht auf Bayern beziehen. Seitdem aber faſt ſämtliche 
größere Eiſenbahnen Deutſchlands Staatsbahnen geworden ſind, 
hat das Reich darauf verzichtet, ein Eiſenbahngeſetz zu erlaſſen. 
Wohl aber ſind durch Verordnungen des Bundesrates einheit— 
liche Normen über die Betriebseinrichtungen und über den 
Eiſenbahnverkehr erlaſſen worden. Zur Ausübung der Auf⸗ 
ſichtsrechte iſt durch Reichsgeſetz vom 27. Juni 1873 das 
Reichseiſenbahnamt errichtet worden, freilich mit einer engbe— 
grenzten Zuſtändigkeit. 

Sehr eigenartig ſind die Beſtimmungen der Reichsver— 
faſſung über die Zuſtändigkeit des Reiches auf dem Gebiete 
des Finanzweſens. Das Reich hat nicht nur die Koſten ſeiner 
eigenen Verwaltung aufzubringen und zu beſtreiten und die 
von ihm aufgenommenen Anlehen zu verzinſen und zu tilgen, 
ſondern das Reich iſt nach der Verfaſſung auch verpflichtet, 
einen bedeutſamen Teil der Koſten der Landesverwaltung der 
Bundesſtaaten zu tragen. Die Heeresverwaltung iſt, wie ich 
ſchon ausgeführt habe, Landesverwaltung. Aber fie wird von 
den Bundesſtaaten auf Koſten des Reiches geführt. Nach einer 
Übergangszeit, für die in den Art. 62 und 71 der Verfaſſung 
beſondere Vorſchriften getroffen waren, werden ſeit dem Jahre 
1874 die Ausgaben für das geſamte Reichsheer in dem Reichs— 
haushaltsetat jährlich durch Geſetz feſtgeſtellt. Allerdings 
geſchieht dies nicht nach dem freien Ermeſſen von Bundesrat 
und Reichstag; die Feſtſtellung des Militärausgabeetats muß 
vielmehr erfolgen nach Maßgabe der geſetzlich feſtgeſtellten 
Organiſation des Reichsheeres und des Geſetzes über die 
Friedenspräſenzſtärke (Art. 62). Die etatmäßigen Beträge 
werden von der Reichskaſſe an die Landesmilitärverwaltungen 
von Preußen, Sachſen und Württemberg überwieſen, die ſie 
nach Maßgabe des Reichshaushaltsetats zu verausgaben haben. 
Werden hierbei Erſparniſſe gemacht, ſo fallen ſie an die Reichs— 
kaſſe (Art. 67). Bayern nimmt auch hier eine Sonderſtellung 
ein. Zwar trägt das Reich auch die Koſten für das bayeriſche 
Heer. Aber ſie werden in dem Reichshaushaltsetat nicht, wie 
für die übrigen Heere, für die einzelnen Ausgaben in beſonderen 
Poſitionen ſpezialiſiert, ſondern in einer Pauſchſumme für den 
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Geſamtaufwand des bayeriſchen Heeres ausgeworfen. Bayern 
hat zwar die Pflicht, dieſe Pauſchſumme für die Verwaltung 
ſeines Heeres nach den von ihm aufgeſtellten Spezialetats zu 
verwenden; ergeben ſich hierbei aber Erſparniſſe, ſo fallen ſie 
nicht an die Reichskaſſe, ſondern an die bayeriſche Staatskaſſe. 

Weiterhin iſt das Reich, wenn auch nicht durch die Ver: 
faſſung, ſo doch durch Reichsgeſetz verpflichtet, einen Teil 
feiner eignen Einnahmen nicht zur Deckung der eigenen Aus— 
gaben des Reiches oder der Heeresverwaltung der Bundes— 
ſtaaten zu verwenden, ſondern an die Bundesſtaaten nach dem 
Verhältnis ihrer Bevölkerung zu verteilen. Schon in einem 
anderen Zuſammenhang habe ich dargelegt, daß nach dem 
Reichsgeſetz vom 15. Juli 1879 das Reich den Jahres: 
ertrag der Zölle und Tabakſteuer, ſoweit er den Betrag von 
130 Mill. Mark überſteigt, ſowie den geſamten Reinertrag 
der Branntweinverbrauchsabgabe und der Reichsſtempelabgabe 
den Bundesſtaaten zu überweiſen hat, ſofern nicht, wie dies 
ſeit 1896 allerdings in jedem Jahr geſchehen iſt, ein Teil 
dieſer Einnahmen zur Tilgung der Reichsſchulden durch Geſetz 
beſtimmt wird. (Siehe oben S. 43 u. f.) 

Um die Mittel für die Beſtreitung der Ausgaben zu er⸗ 
langen, iſt das Reich zuſtändig, direkte wie indirekte Steuern 
aufzulegen (Verfaſſung Art. 4 Ziff. 2). Doch hat das Reich 
bisher nur indirekte Steuern auferlegt und die direkten Steuern 
den Bundesſtaaten überlaſſen. Dafür find durch die Reichs: 
verfaſſung dem Reich die wichtigſten der indirekten Steuern 
ausſchließlich vorbehalten, die Zölle ſowie die Verbrauchs- 
ſteuern auf Bier, Branntwein, Salz, Tabak und Zucker. Doch 
haben Bayern, Württemberg und Baden ein Exemtions⸗ 
privilegium für die Beſteuerung des Bieres. Außer dieſen 
durch die Verfaſſung dem Reiche vorbehaltenen Steuern hat 
das Reich noch eingeführt: die Wechſelſtempelabgabe, die ſog. 
Börſenſteuer (eine Stempelſteuer, der Aktien, Inhaberpapiere, 
Lotterielooſe, Kaufgeſchäfte über ausländiſche Wertpapiere u. ſ. w., 
ſowie Kaufgeſchäfte über Waaren unterliegen, die börſenmäßig 
gehandelt werden, ſofern fie unter Zugrundelegung der Börſen⸗ 
Uſancen abgeſchloſſen werden, u. ſ. w.), den Spielkartenſtempel 
und die Abgabe von Notenbanken. Aber dem Reiche fließen 
nur die Reineinnahmen aus dieſen Zöllen und dieſen Abgaben 
zu und ihm ſteht nur die Leitung und Beaufſichtigung der 
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Verwaltung zu. Die Erhebung der Zölle und Abgaben er⸗ 
ſolgt durch die Bundesſtaaten innerhalb ihrer Gebiete. Jeder 
Bundesſtaat hat den Reinertrag an die Reichskaſſe abzuliefern 
und dem Bundesrate Rechnung zu legen, der auf Grund der 
Prüfung der vorgelegten Überſichten die von der Kaſſe jedes 
Bundesſtaates der Reichskaſſe ſchuldigen Beträge endgültig 
feſtzuſtellen hat. 

Zu den Einnahmen des Reiches gehören ferner die Rein⸗ 
erträge der Verwaltung der Reichspoſt⸗ und Telegraphenanſtalten 
wie der dem Reiche gehörigen Eiſenbahnen in Elſaß⸗Lothringen, 
der Anteil des Reiches an dem Reingewinn der Reichsbank u. ſ. w. 

Werden durch dieſe Einnahmen die Ausgaben des Reiches 
nicht gedeckt, ſo kann das Reich neue Steuern auferlegen oder 
Anleihen aufnehmen. Doch iſt es hierzu nicht genötigt. Nach 
Art. 70 der Reichsverfaſſung ſind die Bundesſtaaten ver⸗ 
pflichtet, den Betrag, um welchen die Ausgaben des Reiches 
die eigenen Einnahmen des Reiches überſteigen, durch Beiträge 
zu decken, welche ſie nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzu⸗ 
bringen haben, durch ſogenannte Matrikularbeiträge, die ſie 
an die Reichskaſſe zu entrichten haben. Der Betrag der Ma⸗ 
trikularbeiträge wird jedes Jahr durch das Reichshaushalts⸗ 
Etatgeſetz feſtgeſtellt und hiernach von dem Reichskanzler aus⸗ 
geſchrieben. Nur bis zu der durch das Geſetz feſtgeſetzten Höhe 
ſind die Bundesſtaaten zur Zahlung der Matrikularbeiträge 
verpflichtet. Infolge der eigentümlichen Einrichtung der Über⸗ 
weiſung beſtimmter Einnahmen des Reiches an die Bundes: 
ſtaaten haben die Bundesſtaaten in Wirklichkeit von den 
Matrikularbeiträgen nur die Beträge an die Reichskaſſe zu 
zahlen, um welche ihr Matrikularbeitrag den ihnen zukommenden 
Anteil an den überwieſenen Reichseinnahmen überſteigt. In 
den Jahren, in welchen der Betrag der Überweiſungen die 
Matrikularbeiträge überſteigt, wird ihnen von ihrem Anteil nur 
ſo viel herausgezahlt, als nach Abzug ihres Matrikular⸗ 
beitrages verbleibt. So wenig rationell dieſes ganze Syſtem 
der Finanzwirtſchaft des Reiches auch erſcheint, ſo trägt es 
doch weſentlich dazu bei, den Einfluß des Reichstages auf die 
Geſtaltung des Reichshaushaltsetats zu ſtärken und das 
Zuſtandekommen des von der Reichsverfaſſung geforderten 
jährlichen Reichshaushalt⸗Etatsgeſetzes zu ſichern. Denn ſofern 
ein ſolches nicht zuſtande kommt, ſind die Bundesſtaaten auch 
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zur Zahlung der Matrikularbeiträge nicht verpflichtet. Auch 
kann bei dieſem Syſtem das Reich niemals ein budgetmäßiges 
Defizit haben, ſo daß das Reich zur Deckung der ordentlichen 
Ausgaben außerordentlicher Deckungsmittel bedürfte. Denn die 
Matrikularbeiträge gehören zu den ordentlichen Deckungsmitteln 
und können jederzeit derart geſteigert werden, daß dadurch die 
ordentlichen Ausgaben des Reichs beſtritten werden können. 
Freilich werden dadurch die Finanzen des Reiches und die 
der Bundesſtaaten in ein Abhängigkeitsverhältnis zueinander 
gebracht, das für beide mit Nachteilen verbunden iſt. Nament⸗ 
lich hat die Finanzverwaltung der Bundesſtaaten darunter zu 
leiden, daß die von Jahr zu Jahr ſchwankenden Beträge der 
Überweifungen und Matrikularbeiträge die Aufſtellung und Be— 
folgung eines Finanzplanes außerordentlich erſchweren. 


II. 
Die Reichsregierung. 


Die Reichsregierung wird von dem Kaiſer geführt. Nur 
über einzelne Verwaltungsgeſchäfte hat der Bundesrat Beſchluß 
zu faſſen. Mit der Ausführung der Verwaltungsgeſchäfte des 
Reiches hat der Kaiſer Reichsbehörden zu beauftragen. Zum 
Teil ſind die Errichtung und Organiſation der Reichsbehörden 
durch Reichsgeſetz beſtimmt. Soweit dies nicht der Fall iſt, 
hat der Bundesrat darüber Beſchluß zu faſſen (nach Art. 7 
Ziff. 2 der Reichsverfaſſung). Doch bedarf es hierzu der Mit⸗ 
wirkung des Reichstages in allen den Fällen — und dies iſt 
die Regel — in denen die Errichtung und Organiſation der 
Reichsbehörde Ausgaben veranlaſſen, die durch das Reichshaus⸗ 
halts⸗Etatgeſetz bewilligt werden müſſen. Die Ernennung der 
Reichsbeamten ſteht dagegen allein dem Kaiſer zu (Art. 18). 
Doch giebt es hiervon Ausnahmen. Die bei den eigentlichen 
Betriebsſtellen der Reichspoſt und Telegraphenanſtalten ange: 
ſtellten Beamten ſind zwar Reichsbeamte nach dem Geſetz über 
die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten vom 31. März 1873 
§ 1, aber fie find von den Landesregierungen anzuſtellen. 
Indes hat dies praktiſch geringe Bedeutung, da die meiſten 
Staaten, ſo auch Preußen, das Recht dieſe Beamten zu ernennen, 
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den Reichsbehörden übertragen haben. Sodann hat, wie früher 
ſchon erwähnt ward (ſiehe S. 71), der Bundesrat für die Be⸗ 
ſetzung zahlreicher und wichtiger Stellen ein Vorſchlagsrecht. 
Unter den Reichsbeamten nimmt der Reichskanzler die 
erſte und eine ſtaatsrechtlich ausgezeichnete Stellung ein. Der 
Kaiſer kann ihn jederzeit entlaſſen, wie auch er berechtigt iſt, 
jederzeit feine Entlaſſung zu nehmen (Reichsbeamtengeſetz $ 35). 
Der Reichskanzler vereinigt in ſich zwei ſtaatsrechtlich wohl 
zu ſcheidende Funktionen: 1. Er iſt Vorſitzender des Bundes⸗ 
rates und hat deſſen Geſchäfte zu leiten (Art. 15). Von den 
Funktionen, die ihm als Vorſitzenden des Bundesrates zu⸗ 
kommen, iſt ſchon früher die Rede geweſen. (Siehe oben S. 63.) 
2. Der Reichskanzler iſt aber auch der Miniſter des Kaiſers, 
er iſt Reichsminiſter und zwar der einzige Reichsminiſter nach 
Art. 17 der Verfaſſung. Er iſt nicht nur verantwortlich für 
ſeine ſelbſtändigen Amtshandlungen, ſondern er iſt auch ver⸗ 
antwortlich für alle Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers, 
die erſt durch ſeine Gegenzeichnung Rechtsgültigkeit erlangen. 
Er iſt aber auch dafür verantwortlich, daß, ſolange er in 
ſeinem Amt ſich befindet, der Kaiſer diejenigen Regierungs⸗ 
akte ausübt, zu denen er nach der Verfaſſung und den 
Geſetzen verpflichtet iſt. Daraus ergiebt ſich eine wichtige 
Folgerung. Ein Menſch kann nur für ſeine eigenen Handlungen 
und Unterlaſſungen verantwortlich ſein und gemacht werden. 
Für Handlungen und Unterlaſſungen anderer Menſchen kann 
er nur verantwortlich gemacht werden, ſofern er freiwillig 
durch ſeine Mitwirkung oder Zuſtimmung die Verantwortlichkeit 
dafür übernimmt. Indem der Reichskanzler nach Art. 17 die 
Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers gegenzeichnet, 
macht er damit die Regierungsakte des Kaiſers zu ſeinen 
eigenen Handlungen. Er kann deshalb ſein Amt auch nur 
ſolange führen, als er für die Handlungen des Kaiſers die 
Verantwortlichkeit glaubt übernehmen zu können. Wie er die 
Verantwortlichkeit für die Regierungsakte des Kaiſers zu 
tragen hat, ſolange er im Amte bleibt, ſo iſt der Kaiſer auch 
genötigt, in Übereinſtimmung mit ihm zu handeln, ſolange er 
ihn im Amte beläßt. Gerade deshalb iſt der Kaiſer berechtigt, 
ihn jederzeit zu entlaſſen, wie er berechtigt iſt, jederzeit ſeine 
Entlaſſung zu nehmen. So iſt der Reichskanzler als einziger 
Miniſter des Kaiſers der Träger der kaiſerlichen Politik. Da 
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er aber zugleich Vorſitzender des Bundesrates iſt, ſo iſt er 
zugleich auch das Organ, dem die Vermittlung zwiſchen dem 
Kaiſer und dem Bundesrat zufällt. Die Organiſation des 
Reiches beruht aber nicht nur auf dem Zuſammenwirken von 
Kaiſer und Bundesrat, ſondern auch auf dem ununterbrochenen 
Zuſammenwirken des Reiches und Preußens. Deshalb muß 
der Reichskanzler, zwar nicht nach einem Rechtsſatze, aber mit 
politiſcher Notwendigkeit zugleich der leitende Staatsmann in 
Preußen, der Präſident des preußiſchen Staatsminiſteriums 
ſein. Zweimal iſt man hiervon abgewichen, in beiden Fällen 
ergab ſich aber ſehr bald wieder die Notwendigkeit, beide 
Amter in einer Perſon zu vereinen. 

Nach der Reichsverfaſſung Art. 17 übernimmt der Reichs- 
kanzler für die von ihm gegengezeichneten Akte des Kaiſers die 
Verantwortlichkeit. Die Verfaſſung jagt aber nicht, wem gegen- 
über er die Verantwortlichkeit zu übernehmen hat. Indes iſt 
der Sinn des Satzes zweifellos. Er ergiebt ſich nicht nur 
aus ſeiner Entſtehungsgeſchichte, indem er auf Antrag von 
Benningſens der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes ein— 
gefügt wurde, um dem Grundſatze der Miniſterverantwortlichkeit 
Ausdruck zu geben, ſondern er ergiebt ſich auch daraus, daß 
es beſonderer Beſtimmung darüber, daß der Reichskanzler dem 
Kaiſer verantwortlich iſt, nicht bedurfte, da er als Beamter des 
Kaiſers, wie alle Beamten, ihm verantwortlich iſt. Nach 
Art. 17 iſt der Reichskanzler dem Reichstage verantwortlich. 
Freilich iſt bisher kein Reichsgeſetz erlaſſen worden, durch 
welches es dem Reichstag ermöglicht würde, dieſe Verantwort— 
lichkeit rechtlich geltend zu machen. Das Verfaſſungsrecht des 
Reiches zeigt hier noch eine Lücke, die auszufüllen der Zukunft 
vorbehalten bleibt. Wie in früherer Zeit der praktiſche Wert 
der Miniſterverantwortlichkeit, die von der Volksvertretung 
rechtlich geltend gemacht werden kann, für den Schutz des 
Verfaſſungsrechtes nicht ſelten überſchätzt ward, ſo wird er 
heute von vielen Schriftſtellern unterſchätzt. Vor kurzem erſt 
hat ein hervorragender Staatsrechtslehrer in etwas ſpöttiſcher 
Weiſe diejenigen zurecht zu weiſen geſucht, die der Aus— 
geſtaltung der Miniſterverantwortlichkeit zu einem Rechtsinſtitut 
nicht nur theoretiſche, ſondern auch eine praktiſche Bedeutung 
noch gegenwärtig beimeſſen. Er meint, einerſeits ſei die Ge— 
fahr, daß ein Miniſter ſich einer Rechtsverletzung ſchuldig 
8 * 
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mache, heute keine große mehr. Sodann aber — und dies 
ſei noch wichtiger — die politiſche Verantwortlichkeit, die heute 
durch die Offentlichkeit gegeben ſei und die den Miniſter 
nötige, öffentlich über alle von ihm getroffenen Maßregeln 
Rede zu ſtehen, auch wenn keine poſitive Verfaſſungsbeſtimmung 
ihn dazu verpflichte, habe die juriſtiſche Verantwortlichkeit ent- 
behrlich gemacht. Das Recht der Miniſteranklage gleiche einer 
alten Waffe, welche ehemals gut und tauglich geweſen, jetzt 
aber außer Gebrauch gekommen ſei und verroſte. Dabei wird 
denn mit Vorliebe auf England verwieſen, wo ſeit anderthalb 
Jahrhunderten eine Miniſteranklage nicht mehr erhoben worden 
iſt. Es wird aber überſehen, daß in England die Verhält— 
niſſe durchaus anders liegen als in Deutſchland. In England 
iſt das Miniſterium nur ein Ausſchuß der Partei, die im Unter: 
hauſe die Mehrheit hat. Es kann die Regierung nur ſolange 
führen, als es über die Mehrheit im Unterhauſe verfügt. Das 
Unterhaus bedarf der Miniſteranklage nicht mehr, weil ein 
Beſchluß genügt, um das Miniſterium zu nötigen feine Ent: 
laſſung zu nehmen. Hier iſt die Miniſteranklage, wie eine der 
erſten Autoritäten des Staatsrechtes in England (Dicey) ſagt, 
eine roſtige Waffe geworden, die auch in Zukunft niemals 
mehr aus der Scheide gezogen werden wird, weil das Miniſte⸗ 
rium in völliger Abhängigkeit von dem Unterhauſe ſich be— 
findet. Auch kann daraus, daß eine Rechtseinrichtung, die be— 
ſtimmt iſt Rechtsſchutz zu gewähren, lange Zeit hindurch nicht 
in Thätigkeit tritt, nicht auf ihre praktiſche Bedeutungsloſigkeit 
geſchloſſen werden. Iſt ſie beſtimmt gegen Rechtsverletzungen 
Rechtsſchutz zu gewähren, ſo erfüllt ſie ihre Aufgabe gerade 
dadurch am vollſtändigſten, daß fie jeder Rechtsverletzung vor— 
beugt und deshalb, weil eine ſolche nicht vorkommt, auch nicht 
in Thätigkeit zu treten braucht. Unſer Verfaſſungsrecht iſt 
aber keineswegs ſchon jo gefeſtigt, daß es der Sicherung des 
Rechtsſchutzes überhaupt nicht mehr bedürfte. 

Aber wenn es auch dem Reichstage nicht möglich iſt, die 
Verantwortlichkeit der Reichskanzlers rechtlich geltend zu machen, 
ſo iſt ſie doch auch für das Verhältnis des Reichskanzlers zum 
Reichstage keineswegs bedeutungslos. Der Reichstag iſt, wie 
früher gezeigt (ſiehe S. 97 u. f.), zuſtändig, alle Handlungen und 
Unterlaſſungen der Reichsregierung zum Gegenſtand ſeiner 
Beratung und Prüfung zu machen. Soweit das Recht des 
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Kaiſers zur Regierung des Reiches reicht, ſoweit erſtreckt ſich 
auch die Verantwortlichkeit des Reichskanzlers. Er kann ſich 
nicht, um Regierungsakte zu rechtfertigen, auf einen Befehl 
des Kaiſers berufen. Denn er iſt nur ſolange verpflichtet, die 
Befehle des Kaiſers auszuführen, als er die Verantwortlichkeit 
hierfür zu übernehmen bereit iſt. Er iſt berechtigt ſeine Ent⸗ 
laſſung zu nehmen, ſobald der Kaiſer einen Befehl an ihn’ 
richtet, für den er die Verantwortlichkeit nicht zu übernehmen 
vermag. Der Kaiſer hat dann das Amt des Reichskanzlers 
einem Manne zu übertragen, der für ſeinen Befehl die Ver⸗ 
antwortlichkeit zu übernehmen willens iſt. 

Die Verantwortlichkeit des Reichskanzlers erſtreckt ſich 
dagegen nicht auf die Beſchlüſſe des unverantwortlichen Bundes⸗ 
rates. Hierin liegt der Grund, weshalb die verbündeten 
Regierungen den mehrfach, namentlich in den Jahren 1867, 
1869, 1878 und 1884 gemachten Beſtrebungen, an Stelle 
des einen Reichsminiſters ein Reichsminiſterium, das aus 
mehreren Miniſtern beſtehe, zu ſetzen, entſchiedenen Widerſpruch 
entgegengeſetzt haben. In der Erklärung, die Preußen am 
5. April 1884 in dem Bundesrat abgab und der alle 
Regierungen zuſtimmten, hob Fürſt Bismarck hervor, daß die 
Einrichtung verantwortlicher Miniſterien im Deutſchen Reiche 
nicht anders möglich ſei, als auf Koſten der vertragsmäßigen 
Rechte, welche die verbündeten Regierungen gegenwärtig im 
Bundesrate üben. Die weſentlichen Regierungsrechte der Bundes— 
ſtaaten würden dann von einem Reichsminiſterium abſorbiert 
werden, deſſen Thätigkeit durch die Art der ihm auferlegten 
Verantwortlichkeit dem maßgebenden Einfluſſe der jedesmaligen 
Majorität des Reichstages unterliegen müſſe. Die Regierung 
eines großen Volkes durch die Mehrheit einer gewählten Ber: 
ſammlung ſei aber untrennbar von all den Schäden und Ge— 
fahren, an welchen ein jedes Wahlreich nach den Erfahrungen der 
Geſchichte zu Grunde gehe. Der Gedanke der Errichtung eines 
verantwortlichen Reichsminiſteriums ſei deshalb im Intereſſe 
des Reiches, ſeiner Verfaſſung und der Sicherheit ſeines Fort⸗ 
beſtandes, wo immer er auch auftrete, zu bekämpfen. Weiter kam 
aber die Befürchtung hinzu, daß zwiſchen dem Reichskanzler und 
den andern Reichsminiſtern, wie zwiſchen den Reichsminiſtern und 
den preußiſchen Miniſtern Reibungen unausbleiblich ſeien, die 
den Gang der Reichsregierung außerordentlich erſchweren würden. 
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Indes erwies ſich, nachdem die Reichsverwaltung eine 
weit größere Ausdehnung gewonnen hatte, als anfänglich 
vorausgeſehen war, die Arbeitslaſt, die auf dem Reichskanzler 
ruhte, ſelbſt für einen Mann, wie den Fürſten Bismarck, als 
zu groß. Abhilfe ward in einer ſehr eigentümlichen Weiſe 
durch das Reichsgeſetz über die Stellvertretung des Reichs 
kanzlers vom 27. März 1878 geſchaffen. Dasſelbe bezieht 
ſich nur auf die Stellvertretung des Reichskanzlers in ſeiner 
Stellung als Miniſter des Kaiſers, nicht in der eines Vor⸗ 
ſitzenden des Bundesrates. Hierüber enthält die Verfaſſung 
ſelbſt Vorſchriften. (Siehe oben S. 63.) Nach dem Geſetze von 
1878 kann der Kaiſer auf Antrag des Reichskanzlers Stell⸗ 
vertreter desſelben ernennen und zwar ſowohl einen General⸗ 
ſtellvertreter für den geſamten Umfang der Geſchäfte und Ob- 
liegenheiten des Reichskanzlers wie auch Spezialſtellvertreter 
für die einzelnen Amtszweige, welche ſich in der eigenen und 
unmittelbaren Verwaltung des Reiches befinden. Während aber 
der Kaiſer in der Ernennung eines Generalſtellvertreters unbe— 
ſchränkt iſt, kann er für dieſe einzelnen Amtszweige nur die 
Vorſtände der dem Reichskanzler untergeordneten oberſten Reichs⸗ 
behörden mit der Stellvertretung desſelben im ganzen Um⸗ 
fange oder in einzelnen Teilen ihres Geſchäftskreiſes beauf⸗ 
tragen. Die Stellvertreter find zuſtändig, ſoweit ihre Gtell- 
vertretung reicht, alle Funktionen des Reichskanzlers auszuüben. 
Sie können inſoweit die Anordnungen und Verfügungen des 
Kaiſers gegenzeichnen, die dadurch Gültigkeit erlangen, und 
haben dann dafür die Verantwortlichkeit zu übernehmen. Aber 
trotzdem ſind ſie keine Reichsminiſter, ſie haben gegenüber dem 
Reichskanzler keine Selbſtändigkeit, ſie ſind ſeiner Amtsgewalt 
unterſtellt. Er kann auch während der Dauer der Stellver⸗ 
tretung jede Amtshandlung ſelbſt vornehmen und kann demnach 
auch die Vornahme beſtimmter Amtshandlungen ſich vorbehalten. 
Aber ſoweit er den Stellvertretern die Ausübung ſeiner Amts⸗ 
funktionen überläßt, iſt er von der Verantwortlichkeit für dieſe 
frei und iſt die Verantwortlichkeit von dem Stellvertreter zu 
tragen. Aber trotzdem verbleibt dem Reichskanzler, wie Fürſt 
Bismarck bei Beratung des Geſetzes erklärte, die politiſche und 
geſchichtliche Verantwortlichkeit für die Geſamtrichtung der 
Politik und für die Auswahl der Perſonen, eine Verantwort⸗ 
lichkeit, die dem leitenden Miniſter niemals werde abgenommen 
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werden können. Es hat ſich deshalb auch das Amt eines 
Generalſtellvertreters bald als wenig bedeutungsvoll erwieſen. 
Dagegen werden die Vorſtände des Reichsamtes des Innern, 
des auswärtigen Amtes, des Reichsmarineamtes, des Reichs⸗ 
juſtizamtes, des Reichsſchatzamtes, des Reichspoſtamtes und des 
Reichsamtes für die Verwaltungen der Reichseiſenbahnen in 
Elſaß⸗Lothringen in der Regel zu Spezialſtellvertretern ernannt. 
Sie können aber die Funktionen des Reichskanzlers nur inſoweit 
ausüben, als es ſich um Geſchäfte der eigenen und unmittel⸗ 
baren Verwaltung des Reiches handelt, nicht inſoweit nur die 
Ausführung der Reichsgeſetze durch die Bundesſtaaten zu beauf⸗ 
ſichtigen iſt. 

Unter Leitung und Aufſicht des Reichskanzlers werden 
die ſtaatlichen Funktionen des Reiches von den Reichsbehörden 
ausgeführt. Dies ſind einerſeits die Gerichte des Reiches, 
andererſeits ſeine Verwaltungsbehörden. Zu den Gerichten des 
Reiches, die die bürgerliche und Strafrechtspflege auszuüben 
haben und die früher ſchon erwähnt worden find (ſiehe oben 
S. 107), kommen noch einige Reichsbehörden, welche über einen, 
wenn auch engbegrenzten Kreis von Verwaltungsrechtsſtreitig⸗ 
keiten eine Verwaltungsgerichtsbarkeit auszuüben haben, wie 
das Bundesamt für das Heimatweſen, das Streitigkeiten von 
Armenverbänden untereinander zu entſcheiden hat, das Reichs⸗ 
verſicherungsamt, das verſtärkte Reichseiſenbahnamt u. ſ. w. 
Für die einzelnen Zweige der Reichsverwaltung ſind in un⸗ 
mittelbarer Unterordnung unter den Reichskanzler Central- 
ämter organiſiert. Soweit deren Vorſtände zu Spezialſtell— 
vertretern des Reichskanzlers ernannt werden können, habe ich 
fie ſoeben ſchon aufgeführt. Zu ihnen kommen noch das 
Reichseiſenbahnamt, das nur eine Aufſicht zu führen hat, und 
das Direktorium der Reichsbank, die eine Anſtalt mit ſelbſt⸗ 
ſtändiger juriſtiſcher Perſönlichkeit iſt, die aber von dem Reiche 
verwaltet wird. Dieſen Centralämtern ſind wieder die anderen 
Reichsbehörden unterſtellt. Zum Teil erſtreckt ſich deren ört⸗ 
licher Wirkungskreis ebenfalls über das geſamte Reichsgebiet, 
ſo daß auch ſie Centralbehörden ſind. Derartige Behörden ſind 
das Reichspatentamt, das Reichsverſicherungsamt, das Reichs⸗ 
geſundheitsamt, das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt, das Oberſee— 
amt u. ſ. w. Zum Teil haben die Reichsbehörden ihren 
Amtsbezirk im Auslande, wie die Geſandtſchaften und Konſulate 
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des Reiches. Einen Central⸗, Mittel⸗ und Unterbehörden um: 
faſſenden Organismus von Behörden mit räumlich abgeſtuften 
Amtsbezirken, in die das geſammte Reichsgebiet (freilich auch 
nur mit Ausnahme von Bayern und Württemberg) gegliedert 
iſt, hat das Reich nur in feinen Poft: und Telegraphen⸗ 
behörden. . 

Aus den früheren Ausführungen erklärt es ſich auch, 
daß das Reich eine Centralbehörde für die Verwaltung des 
Reichsheeres nicht beſitzt und nicht beſitzen kann. Denn die 
Verwaltung des Reichsheeres wird nicht von dem Reiche, 
ſondern von den Bundesſtaaten geführt. Die Militärbehörden 
find nicht Reichs- ſondern Landesbehörden. Das Reich hat 
nur durch den Kaiſer und den Reichskanzler darüber die Auf⸗ 
ſicht zu führen, daß die Verwaltung des Heeres nach Maßgabe 
der Reichsverfaſſung und der Reichsgeſetze geführt werde. Auch 
daß dem Kaiſer beſondere Aufſichtsrechte zuſtehen, um die Ein: 
heitlichkeit des Reichsheeres herzuſtellen und aufrecht zu er— 


halten — trotz ſeiner Zuſammenſetzung aus den Kontingenten 
der Bundesſtaaten und trotz der Verwaltung durch die Bundes— 
ſtaaten — iſt in anderem Zuſammenhange ſchon beſprochen 


worden. 
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Das Reichsland Elſaß-Tothringen und die 
Sıhukaebiete des Reiches. 


I; 
Das Reichsland. 


In dem Präliminarfriedensvertrag vom 26. Februar 1871 
Art. 1 erklärte Frankreich zu Gunſten des Deutſchen Reiches 
auf alle ſeine Rechte und Anſprüche auf Elſaß-Lothringen zu 
verzichten. Das Deutſche Reich wird, wie Art. 2 beſtimmt, dieſe 
Gebiete für immer mit vollem Souveränetäts⸗- und Eigentums⸗ 
recht beſitzen. Am 2. März 1871 erfolgte zu Verſailles der 
Austauſch der Ratifikationen des Vertrages. Damit war 
Deutſchland wieder in den Beſitz ſeiner alten, zum größten 
Teile von einer noch immer kerndeutſchen Bevölkerung be— 
wohnten Landesteile gelangt, die ihm in den Zeiten ſeiner Zer— 
riſſenheit und politiſchen Ohnmacht von dem eroberungsſüchtigen 
Nachbarn entriſſen worden waren. Damit war völkerrechtlich, 
d. h. in dem Verhältnis zu allen anderen Staaten, Elſaß⸗ 
Lothringen dem Gebiete des Deutſchen Reiches einverleibt. 
Staatsrechtlich konnte das Land aber nur auf Grund eines 
Reichsgeſetzes mit dem Reichsgebiete, in dem die Reichsgewalt 
nach Maßgabe der Reichsverfaſſung ausgeübt wird, vereinigt 
werden, da die Grenzen des Reichsgebietes nur durch Reichs— 
geſetz verändert werden können (Art. 1 der Reichsverfaſſung). 
Dieſe ſtaatsrechtliche Vereinigung Elſaß-Lothringens mit dem 
Reiche erfolgte durch das Reichsgeſetz vom 9. Juni 1871. 

Aber Elſaß⸗Lothringen iſt nicht, wie die übrigen Teile des 
Reichsgebietes, das Gebiet eines Bundesſtaates. Damals, im 
Frühjahre 1871, wie auch noch in ſpäteren Jahren, ſind mannig⸗ 
fache Pläne über die ſtaatsrechtliche Geſtaltung Elſaß⸗Lothringens 
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aufgetaucht. Es kam in Frage es zu einem neuen Bundesſtaate, 
etwa unter der Herrſchaft einer preußiſchen Secundogenitur zu— 
geſtalten, oder es mit der preußiſchen Rheinprovinz oder mit 
dem Großherzogtum Baden zu vereinen. Indes allen dieſen 
Plänen ſtanden ſehr gewichtige politiſche Bedenken entgegen. 
Es ward deshalb beſchloſſen, Elſaß-Lothringen eine Sonder— 
ſtellung im Reiche zu geben und es als unmittelbares Reichs⸗ 
land zu einer Provinz des Reiches und zwar der einzigen 
Provinz, die dem Reichsgebiete angehört, zu machen. 

Das Reichsgebiet beſteht aus den Gebieten der 25 Bundes- 
ſtaaten und dem Reichslande. Die Inhaber der Staatsgewalt über 
Elſaß⸗Lothringen ſind Kaiſer und Bundesrat als die Inhaber 
der Reichsgewalt. Es giebt nicht, wie in den Bundesſtaaten, 
eine von der Reichsgewalt getrennte Landesgewalt, ſondern die 
Landesgewalt über Elſaß-Lothringen iſt in der Reichsgewalt 
enthalten. Während in den übrigen Teilen des Reiches, in 
den Bundesſtaaten, die Reichsgewalt auf diejenigen Angelegen⸗ 
heiten und auf diejenigen Funktionen beſchränkt iſt, welche die 
Reichsverfaſſung ihr zuweiſt, beſteht eine derartige Beſchränkung 
der Reichsgewalt in Elſaß-Lothringen nicht. Die verfaſſungs⸗ 
mäßige Selbſtändigkeit und Zuſtändigkeit, welche den Bundes—⸗ 
ſtaaten gegenüber dem Reiche zuſtehen, kommen dem Reichslande 
nicht zu. Das Reich iſt es, welches die Verfaſſung und die 
Rechtsverhältniſſe Elſaß⸗Lothringens ordnet. Der Reichsgewalt 
ſteht eine Landesgewalt nicht gegenüber. Das Reich hat zwar 
durch ſeine Geſetze dem Reichslande eine beſondere Organiſation 
gegeben und es mit einer weitgehenden Autonomie und Selbſt— 
verwaltung ausgeſtattet. Es hat dem Reichslande eine ver— 
mögensrechtliche Selbſtändigkeit auf dem Gebiete des Privat: 
rechts wie des öffentlichen Rechtes verliehen. Aber dieſe ganze 
Rechtsſtellung beruht ausſchließlich auf Reichsgeſetzen, die jeder: 
zeit ohne Mitwirkung Elſaß-Lothringens und ohne eine Anderung 
der Reichsverfaſſung abgeändert werden können. Daraus er— 
giebt ſich auch, daß Elſaß⸗Lothringen durch einen Bevollmächtigten 
im Bundesrate nicht vertreten fein kann. Der Bundesrat ift, 
wie wir geſehen haben, das Organ des Reiches, durch welches 
den Gliedern des Reiches ihr verfaſſungsmäßiger Anteil an 
der Ausübung der Reichsgewalt geſichert iſt. Die Vertretung 
Elſaß⸗Lothringens im Bundesrate hätte die Begründung einer 
ſelbſtändigen Landesgewalt zur Vorausſetzung (ſiehe oben S. 60). 
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Iſt demnach Elſaß⸗Lothringen kein Bundesſtaat, ſondern 
eine Provinz des Reiches, ſo bildet das Land doch einen Teil 
des Reichsgebietes, in welchem die Reichsgewalt nach Maßgabe 
der Reichsverfaſſung und der Reichsgeſetze ausgeübt wird. 
Nach einer Übergangszeit iſt die Reichsverfaſſung am 1. Januar 
1874 in Elſaß⸗Lothringen in Wirkſamkeit getreten. Aber 
einerſeits können die Beſtimmungen der Reichsverfaſſung auf 
Elſaß⸗Lothringen inſoweit keine Anwendung finden, als ſie das 
Verhältnis der Bundesſtaaten zum Reich zu normieren be: 
zwecken, und andererſeits bedurfte die Reichsverfaſſung in ihrer 
Anwendung auf Elſaß⸗Lothringen der Ergänzung durch Reichs: 
geſetze, welche die Organiſation der Staatsgewalt, ſoweit ſie 
in den Bundesſtaaten den Landesregierungen zuſteht, in dem 
Reichslande normieren und das Verhältnis des Reichslandes zu 
dem Reiche im einzelnen ordnen. 

Die Einführung der Reichsverfaſſung in Elſaß⸗Lothringen 
hatte hiernach zunächſt zur Folge, daß die verfaſſungsmäßigen 
Organe des Reiches, der Kaiſer und der Bundesrat, unter 
Mitwirkung des Reichstags in Bezug auf Elſaß⸗Lothringen 
dieſelben Funktionen in derſelben Zuſtändigkeit wie in Bezug 
auf die anderen Teile des Reichsgebietes auszuüben haben. 
Erläßt das Reich ein Reichsgeſetz, ſo tritt dasſelbe in Elſaß⸗ 
Lothringen, wie in allen Bundesſtaaten, in Geltung, wenn es 
nicht ſelbſt ſein Geltungsgebiet beſchränkt. Ferner aber ſind 
die Landesangehörigen von Elſaß-⸗Lothringen Reichsangehörige. 
Nach demſelben Reichsgeſetze vom 1. Juni 1870, nach welchem 
die Staatsangehörigkeit in einem Bundesſtaate und damit die 
Reichsangehörigkeit erworben und verloren wird, wird die 
Landesangehörigkeit in Elſaß⸗Lothringen und damit die Reichs⸗ 
angehörigkeit erworben und verloren. Die Landesangehörigen 
haben alle Rechte und Pflichten der Reichsangehörigen, ſie ſind 
unter denſelben geſetzlichen Vorausſetzungen, wie alle Reichs: 
angehörige, wehrpflichtig, berechtigt an den Wahlen zum deutſchen 
Reichstag ſich zu beteiligen, für den Reichstag wahlfähig u. ſ. w. 

Die Reichsverfaſſung enthält keine Vorſchriften über die 
Perſonen und die Formen, durch welche und in welchen das 
Reich diejenigen Funktionen der Staatsgewalt auszuüben hat, 
die in den Bundesſtaaten zu der Zuſtändigkeit der Landesgewalt 
gehören. Auch dieſe Funktionen ſind in Bezug auf Elſaß⸗ 
Lothringen in der Reichsgewalt enthalten, aber ſie ſtehen dem 
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Reiche auch nur in Elſaß⸗Lothringen zu und können deshalb 
der Kürze wegen als elſaß⸗lothringiſche Landesgewalt des 
Reiches bezeichnet werden. Die Ausübung dieſer Landesgewalt 
iſt durch das Reichsgeſetz am 9. Juni 1871 dem Kaiſer über⸗ 
tragen worden. Durch die Reichsgeſetze vom 25. Juni 1873, 
2. Mai 1877 und 4. Juli 1879 hat dann das Reichsland 
ſeine heutige Organiſation erhalten. Es mag hier genügen 
folgende Hauptzüge hervorzuheben: 

Das Reichsland iſt nur eine Provinz des Reiches, aber 
es iſt nicht ein bloßer Verwaltungsbezirk, in welchem die 
Provinzialbehörden des Reiches die Verwaltung führen, ſondern 
es iſt von dem Reiche korporativ geſtaltet und organiſiert worden. 
Dieſes korporative Gemeinweſen iſt der unbeſchränkten Staats⸗ 
gewalt des Reiches unterſtellt. Von ihm erhält es ſeine Ver⸗ 
faſſung und die Rechtsnormen für ſeine Thätigkeit. Das Reichs⸗ 
land als korporatives Gemeinweſen, als Kommunalverband, iſt 
nur ein Organ des Reiches, deſſen Funktionen ſtaatliche Funktionen 
des Reiches ſind. Die rechtlichen Folgen dieſer korporativen Ge⸗ 
ſtaltung des Reichslandes zeigen ſich zunächſt auf dem Gebiete des 
Vermögens- und Finanzrechtes. Das Reichsland hat ein von dem 
Vermögen des Reiches rechtlich geſondertes Vermögen, wie die 
preußiſchen Provinzen ein von dem Vermögen des Staates, 
die engliſchen Kolonien mit Repräſentativverfaſſung ein von 
dem engliſchen Staatsvermögen rechtlich geſondertes Vermögen 
beſitzen. So ſteht das Land als Fiskus mit ſelbſtändiger 
juriſtiſcher Perſönlichkeit dem Reiche als Fiskus gegenüber. 
Das Land hat ſeine eigenen Einnahmen und Ausgaben, die 
nicht durch das Reichshaushalts⸗Etatgeſetz, ſondern durch das 
Geſetz über den Landeshaushalts⸗Etat jährlich feſtgeſtellt werden. 
Das Land wird deshalb auch in allen finanziellen Verhältniſſen 
von der Reichsgeſetzgebung durchaus wie ein Bundesſtaat be⸗ 
handelt. Der Reichskaſſe fließen die Erträge der Zölle und 
der indirekten Steuern des Reiches, die in dem Lande er— 
hoben werden, zu, wie dies auch in den Bundesſtaaten der 
Fall iſt. Das Reichsland hat nach Maßgabe ſeiner Bevölkerung 
einen Matrikularbeitrag an das Reich zu zahlen und einen An⸗ 
ſpruch gegen das Reich auf einen Anteil an den Überweiſungen. 
Die Landesverwaltung wird nicht auf Rechnung des Reiches 
geführt, ſondern auf Rechnung des Landes, das die Koſten der 
Verwaltung ſelbſt aufzubringen hat. 
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Die Landesgewalt aber wird im Namen des Reiches von 
dem Kaiſer ausgeübt. Soweit er hierin durch Reichsgeſetz 
nicht beſchränkt iſt, hat der Kaiſer in Elſaß⸗Lothringen die 
Funktionen eines Landesherrn auszuüben. Aber er iſt nicht 
Landesherr, denn er hat kein eigenes, ſelbſtändiges Recht auf 
Ausübung der Landesgewalt, ſondern das Recht iſt ihm nur 
durch Reichsgeſetz übertragen und könnte ihm nach formellem 
Rechte durch ein ſelbſt gegen ſeinen Willen erlaſſenes Reichs⸗ 
geſetz wieder entzogen werden. Freilich iſt dies durch die 
politiſchen Verhältniſſe völlig ausgeſchloſſen. 

Daß der Kaiſer nicht Landesherr iſt, ſondern nur im Namen 
des Reiches die Funktionen der Landesgewalt auszuüben hat, tritt 
auch darin hervor, daß der Bundesrat nach Zuſtimmung des 
Reichstages Geſetze für Elſaß-Lothringen erlaſſen kann. Sie ſind 
der Form nach Reichsgeſetze, dem Inhalte nach Landesgeſetze, ſie 
können aber auch nur durch ein Reichsgeſetz abgeändert oder auf⸗ 
gehoben werden (Geſetz vom 2. Mai 1877 § 2). Doch werden 
nur ſelten Landesgeſetze in der Form von Reichsgeſetzen von 
dem Bundesrate erlaſſen. In der Regel werden vielmehr die 
Landesgeſetze vom Kaiſer nach vorheriger Zuſtimmung des 
Bundesrates und des Landesausſchuſſes von Elſaß-Lothringen 
erlaſſen. Der Landesausſchuß iſt die Landesvertretung. Er 
beſteht aus 58 Mitgliedern, von denen 34 von den Bezirks⸗ 
tagen der Bezirke Unter⸗Elſaß, Ober⸗Elſaß und Lothringen, 
4 von den Gemeinderäten von Straßburg, Colmar, Mülhauſen 
und Metz und 20 von Wahlmännern gewählt werden, die 
ihrerſeits wieder von den Gemeinderäten der anderen Städte 
und der Landgemeinden gewählt werden. Berechtigt zur Teil- 
nahme an der Wahl der Mitglieder der Bezirkstage und der 
Gemeinderäte ſind nach den Geſetzen vom 6. Juni 1895 und 
15. Juli 1896 alle Reichsangehörige nach vollendetem 25. Lebens—⸗ 
jahre, die entweder drei Jahre in der Gemeinde ihren Wohnſitz 
haben oder bei einjährigem Wohnſitz in der Gemeinde entweder 
ein Wohnhaus beſitzen oder ein Gewerbe oder Landwirtſchaft 
betreiben oder ein öffentliches Amt oder die Rechtsanwaltſchaft 
ausüben. 

Indes kann doch die Notwendigkeit eintreten, in Zeiten, in 
denen der Reichstag nicht verſammelt iſt, im Intereſſe der äußeren 
oder inneren Sicherheit des Landes oder aus anderen Gründen 
möglichſt raſch beſtehende Rechtsnormen abzuändern oder neue 
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Rechtsnormen zu erlaſſen, während hierzu die Zuſtimmung des 
Landesausſchuſſes nicht zu erzielen iſt oder aus politiſchen 
Gründen die Beratung eines Geſetzesentwurfes in dem Landes— 
ausſchuſſe vermieden werden fol. Der Kaiſer iſt deshalb be: 
rechtigt, während der Reichstag nicht verſammelt iſt, unter 
Zuſtimmung des Bundesrates eine ſogenannte Notverordnung 
oder Verordnung mit proviſoriſcher Geſetzeskraft zu erlaſſen. 
Doch dürfen dadurch Reichsgeſetze nicht abgeändert oder auf⸗ 
gehoben werden, auch nicht ſolche Reichsgeſetze, welche für Elſaß— 
Lothringen Landesrecht enthalten. Sobald der Reichstag zu: 
ſammentritt, ſind derartige kaiſerliche Verordnungen ihm zur 
Genehmigung vorzulegen und ſie verlieren ihre Geltung, wenn 
der Reichstag beſchließt, die Genehmigung zu verſagen (Geſetz 
vom 25. Juni 1873 $ 8). 

Inſoweit der Kaiſer im Namen des Reiches die Landes: 
gewalt in Elſaß⸗Lothringen ausübt, iſt er unverantwortlich. 
Aber ſeine Anordnungen und Verfügungen erhalten nur Gültig⸗ 
keit durch Gegenzeichnung des Reichskanzlers, der dadurch die 
Verantwortlichkeit übernimmt (Geſetz von 1871 $ 4). Damit 
iſt der Reichskanzler zugleich zum Reichsminiſter für Elſaß⸗ 
Lothringen erklärt. Indes erwies es ſich mit der Zeit doch 
unmöglich, daß der Reichskanzler neben ſeinen anderweiten 
Amtsgeſchäften noch dauernd die Funktionen eines verantwort⸗ 
lichen Miniſters für Elſaß⸗Lothringen ausübe. Auch erſchien 
es wünſchenswert und im Intereſſe des Landes geboten, den 
Mittelpunkt der Verwaltung mehr in das Land ſelbſt zu ver⸗ 
legen, ohne daß dadurch die Machtvollkommenheit des Kaiſers 
beſchränkt und die Möglichkeit aufgehoben werde, daß, ſobald 
es erforderlich erſcheint, der Reichskanzler wieder in die Stellung 
eines verantwortlichen Miniſters eintrete. Dieſe Zwecke ſucht 
das Reichsgeſetz vom 4. Juli 1879 zu erreichen. Hiernach 
kann der Kaiſer zur Ausübung landesherrlicher Befugniſſe 
einen Statthalter ernennen, den er jederzeit abzuberufen be⸗ 
rechtigt iſt. Ernennt der Kaiſer einen Statthalter, wie dies 
ſeit 1879 durchweg geſchehen iſt, ſo kann der Kaiſer durch 
Verordnung die Ausübung einzelner landesherrlicher Funktionen 
dem Statthalter übertragen. Für ſolche von dem Statthalter 
in Stellvertretung des Kaiſers vollzogene Regierungsakte iſt er 
nur dem Kaiſer verantwortlich. Aber ſie bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung des Staatsſekretärs für Elſaß⸗ 
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Lothringen, der dafür die Verantwortlichkeit gegenüber dem 
Reichstage übernimmt. Der Statthalter iſt aber zugleich auch 
der Reichsminiſter für Elſaß⸗Lothringen, er iſt es ſelbſt dann, 
wenn ihm der Kaiſer nicht die Ausübung landesherrlicher Be⸗ 
fugniſſe überträgt. Als ſolcher hat er die Anordnungen und 
Verfügungen, die der Kaiſer in Ausübung der elſaß⸗lothringiſchen 
Landesgewalt erläßt, gegenzuzeichnen. Sie erhalten dadurch 
erſt Gültigkeit und der Statthalter iſt dafür dem Reichstage 
verantwortlich. Der Statthalter hat aber als Miniſter auch 
die oberſte Leitung und Beaufſichtigung der Landesverwaltung 
zu führen. Auf ihn ſind alle Obliegenheiten übergegangen, 
welche dem Reichskanzler in elſaß⸗lothringiſchen Angelegenheiten 
durch Geſetze und Verordnungen überwieſen ſind. Auch ſteht 
ihm die außerordentliche Gewalt zu, welche nach dem ſoge— 
nannten Diktaturparagraphen des Geſetzes vom 30. Dezember 
1871 ($ 10) dem früheren Oberpräſidenten von Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen übertragen ward. Er iſt hiernach bei Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit ermächtigt, alle Maßregeln ungeſäumt zu 
treffen, welche er zur Abwendung der Gefahr für erforderlich 
erachtet. Insbeſondere kann er innerhalb des der Gefahr 
ausgeſetzten Bezirkes in ſehr weitgehendem Maße die perſön⸗ 
liche Freiheit der Bewohner beſchränken. Er hat diejenigen 
Befugniſſe, die nach dem franzöſiſchen Geſetze vom 9. Auguſt 
1849 den Militärbehörden für den Fall des Belagerungs⸗ 
zuſtandes zuſtehen. Aber ſeine Zuſtändigkeit geht darüber weit 
hinaus. Geſtützt auf den Diktaturparagraphen iſt er ermächtigt, 
eine jede ihm erforderlich erſcheinende Maßregel zu treffen, 
auch wenn fie einem Reichs- oder Landesgeſetze zuwiderläuft. 
Doch kann er nur Verwaltungsakte treffen, nicht aber Geſetze 
aufheben oder erlaſſen. In den dreißig Jahren, während deren 
dieſer Paragraph in Geltung ſteht, iſt von ihm nur ſelten und 
nur in verhältnismäßig wenig bedeutſamen Fällen Gebrauch ge⸗ 
macht worden. Wohl aber wird darin von einem großen Teile 
der Bevölkerung des Reichslandes ein nicht mehr gerechtfertigtes 
Ausnahmegeſetz erblickt, durch das die Rechtsſicherheit dauernd 
bedroht werde. Die dem Deutſchen Reiche feindlichen Parteien 
benutzen die Beſtimmung des Paragraphen als einen will⸗ 
kommenen Agitationsſtoff, um der Verſöhnung der einheimiſchen 
Bevölkerung mit Deutſchland entgegen zu arbeiten. Da die Ge: 
ſetze über den Belagerungszuſtand jederzeit die Möglichkeit 
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bieten, im Falle einer wirklichen Gefährdung der äußeren oder 
inneren Sicherheit des Landes die erforderlichen Maßregeln zu 
treffen, ſo dürfte eine Aufhebung des Diktaturparagraphen im 
Intereſſe des Landes wie des Reiches liegen. 

Dem Statthalter iſt das Staatsminiſterum, an deſſen 
Spitze der Staatsſekretär ſteht, untergeordnet. Es iſt dies die 
Centralbehörde für die geſamte Verwaltung des Landes, die in 
demſelben Verhältnis zu dem Statthalter ſteht, wie die früher 
genannten Reichsämter zu dem Reichskanzler. Der Staats⸗ 
ſekretär hat zugleich auch dieſelbe rechtliche Stellung zu dem 
Statthalter, wie der Vorſtand eines Reichsamtes, der zum 
Spezialſtellvertreter des Reichskanzlers ernannt iſt, zu dem 
Reichskanzler. Inſoweit der Statthalter nicht landesherrliche 
Funktionen im Auftrag des Kaiſers auszuüben hat, kann er ſich 
durch den Staatsſekretär vertreten laſſen, ſo insbeſondere auch in 
der Gegenzeichnung kaiſerlicher Anordnungen und Verfügungen. 
Wie der Reichskanzler, iſt aber auch der Statthalter befugt, jederzeit 
jede in ſeinen Amtsbereich fallende Handlung ſelbſt vorzunehmen. 

Unter Gegenzeichnung und damit unter Verantwortlichkeit 
des Reichskanzlers hat der Kaiſer den Statthalter zu ernennen 
und ihm die Ausübung landesherrlicher Befugniſſe zu über⸗ 
tragen. Der Staatsſekretär wird dagegen von dem Kaiſer unter 
Gegenzeichnung des Statthalters ernannt. 

Ein Menſchenalter iſt verfloſſen, ſeit das Reichsland wieder 
mit dem Reiche vereint iſt. Noch ſind die Erinnerungen an 
die franzöſiſche Herrſchaft nicht erloſchen. Noch ſteht ein großer 
Teil des Volkes dem Reiche teilnahmlos gegenüber und in 
vielen Schichten der Bevölkerung neigen die Herzen immer noch 
mehr zu Frankreich als zu dem alten Vaterlande. Aber mehr 
und mehr werden von den ruhig denkenden und billig ur⸗ 
teilenden Männern die Segnungen der deutſchen Verwaltung 
anerkannt. Unter einer ſorgſamen, gerechten und von den Leiden⸗ 
ſchaften des Tages nicht beeinflußten Regierung, die Milde mit 
Feſtigkeit zu vereinen weiß, wird das Land, das das deutſche 
Schwert wieder gewonnen und unlösbar mit Deutſchland vereint 
hat, ſtetig, wenn auch langſam mit deutſchem Geiſte wieder erfüllt 
werden. Die Zeit wird kommen, da die Elſaß⸗Lothringer keinem 
deutſchen Stamme an Treue zu Kaiſer und Reich, an Vaterlands⸗ 
liebe und deutſcher Geſinnung nachſtehen! 
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II. 
Die Schutzgebiete. 


Nur langſam und, man könnte faſt ſagen, widerwillig iſt 
das Deutſche Reich zu einem Kolonialſtaate geworden. Bis 
zum Jahre 1884 lehnte das Reich jede Kolonialpolitik ab. Es 
gewährte zwar den einzelnen deutſchen Kaufleuten und Unter: 
nehmern im Auslande diplomatiſchen und, ſoweit erforderlich, 
militäriſchen Schutz, aber ſein Herrſchaftsgebiet gedachte es nicht 
über Deutſchland hinaus auszudehnen. In dieſem Sinne be 
antwortete der Reichskanzler mehrfach, ſo noch im Jahre 1882, 
Eingaben hanſeatiſcher Kaufleute, die Schutz für ihre Nieder: 
laſſungen in Weſtafrika erbaten. Doch ſah ſich das Reich bald 
zu einer veränderten Stellung gezwungen. Im Jahre 1883 
hatte der Bremer Kaufmann Lüderitz in Südweſtafrika an der 
Mündung des Oranjefluſſes durch Verträge mit den dortigen 
ſelbſtändigen Häuptlingen die Herrſchaftsrechte über ein aus⸗ 
gedehntes Gebiet erworben. Als ihm von der engliſchen Res 
gierung Schwierigkeiten bereitet wurden, ließ der Reichskanzler 
am 24. April 1884 der engliſchen Regierung erklären, daß die 
Beſitzungen der Firma Lüderitz unter dem Schutze des Reiches 
ſtünden. Am 7. Auguſt 1884 ward die deutſche Schutzherr⸗ 
ſchaft über dieſe Gebiete förmlich proklamiert und die deutſche 
Flagge in ihnen gehißt. In demſelben Jahre wurden noch 
Kamerun und Togo ſowie die Beſitzungen der Neu-Guinea⸗ 
Kompagnie auf Neu-Guinea, die Inſeln des Bismarck-Archipels 
und einzelne der Salomons-Inſeln der deutſchen Schutzherrſchaft 
unterſtellt. Im folgenden Jahre ward die Schutzherrſchaft des 
Reiches auf die Marſchall-Inſeln im Großen Ozean und über 
die Beſitzungen der Deutſch-Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft aus⸗ 
gedehnt. 

Alle dieſe Gebiete waren bis dahin nach Völkerrecht herrenlos 
geweſen. Denn das Völkerrecht der europäiſch⸗amerikaniſchen 
Staatengemeinſchaft erkennt die Staaten der nicht civiliſierten 
Völker, ſelbſt wenn ſie räumlich abgegrenzt ſind, als Staaten 
nicht an. Völkerrechtlich, im Verhältnis zu den anderen civili⸗ 
ſierten Staaten, wird die Herrſchergewalt über ſie erworben 
durch Beſitzergreifung und Begründung und Ausübung der 
öffentlichen Gewalt. Doch hat das Reich zum Teil wenigſtens 
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mit den Häuptlingen in den genannten Gebieten Verträge ab— 
geſchloſſen, in welchen ſie die Herrſchaft des Reiches anerkannten, 
das Reich ihnen aber die Ausübung einzelner Herrſchaftsrechte 
über die Eingeborenen beließ. Zum Teil iſt das Reich auch 
in derartige Verträge eingetreten, welche die Deutſch-Oſtafrika⸗ 
niſche Geſellſchaft und die Neu-Guinea⸗Kompagnie mit den 
Häuptlingen abgeſchloſſen hatten. 

Der Kolonialbeſitz des Reiches iſt ſodann erweitert worden 
durch den Vertrag vom 6. März 1898, in welchem China 
Kiautſchou, nominell allerdings nur auf 99 Jahre, dem Reiche 
abgetreten hat, ferner durch den Vertrag vom 30. Juni 1899, 
in dem Spanien die Karolinen, Palau- und Mariannen-⸗Inſeln 
dem Reich überließ, und endlich durch die Verträge vom 
14. November und 2. Dezember 1899, in welchem bei der 
Teilung der Samoa-Inſeln England und die Vereinigten 
Staaten die ausſchließliche Herrſchaft Deutſchlands über die 
weſtlich des 171. Längengrades weſtlich von Greenwich ge— 
legenen Inſeln der Samoagruppe, insbeſondere über Upola 
mit dem Hafen Apia und Sawaii anerkannten. In dem 
Vertrage vom 22. April 1889 hatten das Reich, England und 
die Vereinigten Staaten die Samoa-Inſeln formell für un⸗ 
abhängig und neutral erklärt, ſie thatſächlich aber unter ihre 
gemeinſame Herrſchaft geſtellt. Die Schwierigkeiten und 
Zwiſtigkeiten, die daraus entſprangen, ſind noch in aller 
Gedächtnis. Die Löſung des Kondominates war eine politiſche 
Notwendigkeit geworden, wenn daraus nicht zwiſchen den drei 
Staaten Feindſeligkeiten entſtehen ſollten, die in keinem Ver— 
hältnis zu dem Streitobjekte ſtanden. Deutſchland hat durch 
die Verträge vom 14. November und 2. Dezember 1899 die 
Herrſchaft über die wichtigſten Inſeln der Samoagruppe er— 
worben und damit ſich eine bedeutſame Stellung in der Süd⸗ 
fee begründet, freilich nur unter weitgehenden Zugeſtänd⸗ 
niſſen, die es insbeſondere an England in Bezug auf Togo, 
Zanzibar und die Salomons-Inſeln machte. 

Die Grenzen der Schutzgebiete in Afrika und Neu-Guinea 
ſind durch Verträge, die das Reich mit den anderen an der 
Koloniſation beteiligten Staaten, mit England, Frankreich, 
Portugal und dem Kongo⸗Staate abgeſchloſſen hat, abgegrenzt. 

ber das von dem Reiche ſchon thatſächlich in Beſitz genommene 
Gebiet hinaus iſt ihm in dieſen Verträgen eine ſogenannte 
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Macht⸗ oder Intereſſenſphäre zuerkannt, d. h. ein Gebiet, deſſen 
Beſitzergreifung dem Deutſchen Reiche allein vorbehalten iſt. 

Die Schutzgewalt, welche das Reich über die Schutzgebiete 
ausübt, beruht nicht auf einem völkerrechtlichen Verhältniſſe, in 
dem dieſe Gebiete zu dem Reiche ſtänden, ſondern ſie iſt die 
ſouveräne Staatsgewalt, der die Schutzgebiete unterworfen find. 
Sie gehören in dem völkerrechtlichen Verhältnis des Reiches zu 
anderen Staaten ebenſo zu dem Gebiete des Reiches wie das 
deutſche Reichsgebiet. Kein Staat iſt berechtigt innerhalb der 
Schutzgebiete ohne ausdrückliche Erlaubnis des Reiches irgend 
einen Akt der öffentlichen Gewalt auszuüben. Jeder Angriff 
auf dieſe Gebiete iſt ein Angriff auf ein Gebiet des Reiches. 
Staatsrechtlich aber iſt das Verhältnis dieſer Gebiete ein 
anderes als das Verhältnis Elſaß-Lothringens zu dem Reiche. 
Sie find nicht Teile des Reichsgebietes im Sinne der Reichs⸗ 
verfaſſung. Die Reichsverfaſſung iſt in ihnen nicht eingeführt. 
Die Staatsgewalt ſteht zwar dem Reiche zu, ſie wird in ihnen 
aber nicht ausgeübt nach den Normen der Reichsverfaſſung und 
die Reichsgeſetze gelten in ihnen nicht, ſofern dies in einzelnen 
Reichsgeſetzen nicht ausdrücklich erklärt iſt. Die Ausübung der 
Staatsgewalt über die Schutzgebiete iſt vielmehr durch be⸗ 
ſondere Reichsgeſetze normiert. Nach Art. 11 der Verfaſſung 
hat der Kaiſer zwar das Recht, für das Reich durch Beſitz— 
ergreifung und durch Vertrag Schutzgebiete zu erwerben. Denn 
er hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten. Aber nach der 
Reichsverfaſſung Art. 4 Ziff. 1 hat der Bundesrat unter Zu⸗ 
ſtimmung des Reichstags über die Koloniſation und die Rechts: 
verhältniſſe der Kolonien in Reichsgeſetzen die Rechtsnormen 
zu erlaſſen. Dies geſchah zunächſt in dem Reichsgeſetze vom 
17. April 1886. Doch wurden zu ſeiner Abänderung und 
Ergänzung ſeitdem noch anderweite Reichsgeſetze erlaſſen. Das 
Reichsgeſetz vom 25. Juli 1900 hat den Reichskanzler ermächtigt, 
das Geſetz nach dieſen Anderungen und Ergänzungen in einer 
neuen Redaktion zu veröffentlichen. Dies iſt in der Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom 10. September 1900 geſchehen. 
Hiernach führt das Geſetz den Titel „Schutzgebietsgeſetz vom 
25. Juli 1900“. Zu ſeiner Ausführung iſt die kaiſerliche 
Verordnung vom 9. November 1900 erlaſſen worden. 

Auf Grund des Reichsgeſetzes übt der Kaiſer im Namen 
des Reiches die Staatsgewalt in den Schutzgebieten aus. Da 
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der Kaiſer als Organ des Reiches fie auszuüben hat, jo be: 
dürfen ſeine Anordnungen und Verfügungen der Gegenzeichnung 
des Reichskanzlers, der dafür die Verantwortlichkeit zu über⸗ 
nehmen hat. Der Reichskanzler iſt demnach auch der Miniſter 
des Reiches für die Schutzgebiete. Aber auch in dieſer Funktion 
kann er ſich ſowohl durch einen Generalſtellvertreter wie durch 
den Staatsſekretär des auswärtigen Amtes, zu deſſen Geſchäfts— 
kreis die Verwaltung der Schutzgebiete gehört, nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 17. März 1878 vertreten laſſen. In der 
Ausübung der Staatsgewalt iſt der Kaiſer nur inſoweit be— 
ſchränkt, als dies in dem Geſetze vom 25. Juli 1900 aus⸗ 
drücklich beſtimmt iſt. Demgemäß übt der Kaiſer auch die gejeh- 
gebende Gewalt über die Schutzgebiete aus. Doch iſt er gerade 
hierin in weitem Umfange beſchränkt. Nach dem Schutzgebiets— 
geſetze ſind in den Schutzgebieten das Bürgerliche Geſetzbuch, 
das Handelsgeſetzbuch, das Strafgeſetzbuch, überhaupt ſämtliche 
dem bürgerlichen Rechte angehörenden Vorſchriften der Reichs— 
geſetze und die daneben innerhalb Preußens im Geltungsgebiet 
des Allgemeinen Landrechtes in Kraft ſtehenden Geſetze ſowie 
ferner ſämtliche dem Strafrecht angehörende Vorſchriften der 
Reichsgeſetze eingeführt worden. Doch finden dieſe Vorſchriften 
des Privat⸗ und Strafrechts keine Anwendung, ſoweit ſie Ein⸗ 
richtungen und Verhältniſſe vorausſetzen, an denen es in den 
Schutzgebieten fehlt. Die Gerichtsbarkeit iſt nach Maßgabe der 
Vorſchriften des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit vom 
7. April 1900 auszuüben. Die Funktionen, die nach dieſem 
Geſetze die Konſuln in den Konſulargerichtsbezirken auszuüben 
haben, find in den Schutzgebieten von den von dem Reichs⸗ 
kanzler ermächtigten Beamten auszuüben. 

Inſoweit nach dem Schutzgebietsgeſetz in den Schutz⸗ 
gebieten Reichsgeſetze in Kraft getreten ſind, können ſie auch nur 
durch Reichsgeſetz wieder außer Kraft geſetzt oder geändert werden. 
Doch gilt dies wiederum nur mit ſehr weitgehenden Ausnahmen. 
Die für die Verhältniſſe in Deutſchland erlaſſenen Geſetze 
können in den Schutzgebieten nur mit vielfachen Abweichungen 
und Anderungen zur Anwendung kommen. Auch erfordert die 
Verſchiedenheit der Verhältniſſe in den verſchiedenen Schuß: 
gebieten Berückſichtigung und vielfach wird erſt die Erfahrung 
lehren, in welcher Weiſe die dortigen Verhältniſſe am zweck— 
mäßigſten geordnet werden. Weder Bundesrat noch Reichstag 
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find geeignet, die Geſetze nach allen dieſen Richtungen umzu⸗ 
geſtalten und den Kolonialverhältniſſen anzupaſſen. Das Geſetz 
hat deshalb dem Kaiſer die Vollmacht erteilt, über wichtige 
Materien des Privatrechts, wie insbeſondere über die Rechte 
an Grundſtücken, über das Bergwerkseigentum u. ſ. w., ſowie 
über das gerichtliche Verfahren abweichende Vorſchriften in Ver— 
ordnungen zu erlaſſen. 

Die Eingeborenen aller Schutzgebiete ſind gegenwärtig 
noch durch eine tiefe Kluft von der chriſtlich-europäiſchen Civili⸗ 
ſation getrennt. Wie ihnen jedes Verſtändnis für unſer aus⸗ 
gebildetes und deshalb auch verwickeltes Rechtsſyſtem fehlt, ſo 
iſt es auch ganz unmöglich, ſie dem in Deutſchland geltenden 
Rechte zu unterwerfen. Das Reichsrecht, das preußiſche All- 
gemeine Landrecht und die zu deren Abänderung und Er— 
gänzung erlaſſenen kaiſerlichen Verordnungen finden deshalb 
auch auf ſie wie auf die Angehörigen fremder farbiger Stämme 
keine Anwendung. Sie unterſtehen ihrem Stammesrecht und 
dem Kaiſer bleibt es vorbehalten, durch Verordnungen das 
Stammesrecht nach und nach umzubilden und, ſoweit es die 
Fortſchritte, die die Civiliſation der Eingeborenen macht, er— 
lauben, unſerem Rechte anzunähern. 

Die Eingeborenen ſind zwar Unterthanen des Reichs, 
aber ſie ſind nicht Reichsangehörige. Sie haben weder deren 
Rechte noch Pflichten. Wohl aber kann der Reichskanzler oder 
ein von ihm hiermit beauftragter kaiſerlicher Beamter einzelnen 
Eingeborenen, ſowie einzelnen Ausländern, die ſich in den 
Schutzgebieten niedergelaſſen haben, die Reichsangehörigkeit ver: 
leihen. Während im übrigen die Reichsangehörigkeit nur er- 
worben werden kann durch Erwerb der Staatsangehörigkeit in 
einem Bundesſtaat oder durch Erwerb der Landesangehörigkeit 
in Elſaß⸗Lothringen, iſt dies der einzige Fall, in dem das Reich 
unmittelbar die Reichsangehörigkeit verleiht. 

Die Verwaltung der Schutzgebiete ſteht dem Kaiſer unter 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers zu. Wie ſchon erwähnt, 
gehören die Kolonialangelegenheiten in den Geſchäftskreis des 
dem Reichskanzler untergeordneten Auswärtigen Amtes des 
Deutſchen Reiches, in welchem eine beſondere Kolonialabteilung 
für die Verwaltung der „eigentlichen Kolonialangelegenheiten“ 
(im Gegenſatze zu den Beziehungen zu auswärtigen Staaten) 
gebildet iſt. Der Kolonialabteilung iſt ein Kolonialrat, deſſen 
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Mitglieder von dem Reichskanzler aus ſachverſtändigen Perſonen 
auf je drei Jahre ernannt werden, als beratendes Kollegium 
zur Seite geſtellt (Kaiſerlicher Erlaß vom 10. Oktober 1894). 
Nur die Verwaltung von Kiautſchou unterſteht dem Reichs⸗ 
marineamt (Kaiſerlicher Erlaß vom 27. Januar 1898). 

In den einzelnen Schutzgebieten wird die örtliche Ver- 
waltung von den vom Kaiſer oder dem Reichskanzler ernannten 
Beamten geführt, von dem Gouverneur oder Landeshauptmann 
und den ihnen unterſtellten Bezirkshauptmännern, Bezirksamt⸗ 
männern, Stationsvorſtehern u. ſ. w. Alle dieſe Beamte ſind 
Reichsbeamte, wenn ihre Rechtsverhältniſſe auch durch das 
Reichsgeſetz vom 31. Mai 1887 und die kaiſerliche Ver⸗ 
ordnung vom 9. Auguſt 1896 vielfach abweichend von den Be— 
ſtimmungen des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 ge⸗ 
ordnet ſind. 

Für die Zwecke der Verwaltung kann der Reichskanzler 
Verordnungen erlaſſen und deren Nichtbefolgung mit Strafe 
bedrohen. Nur eine Schranke iſt durch das Schutzgebietsgeſetz 
($ 14) gezogen. Das Geſetz hat den Angehörigen aller im 
Reiche anerkannten Religionsgemeinſchaften Gewiſſensfreiheit 
und religiöſe Duldung gewährleiſtet. Die freie und öffentliche 
Ausübung dieſer Kulte, das Recht der Erbauung gottesdienſt⸗ 
licher Gebäude und der Einrichtung von Miſſionen der be— 
zeichneten Religionsgemeinſchaften dürfen keiner Beſchränkung 
noch Hinderung unterworfen werden. 

In Südweſtafrika, Kamerun und Togo hat das Reich 
den Häuptlingen der dortigen Stämme einzelne Herrſchafts⸗ 
rechte belaſſen. Sie ſind berechtigt die bisherigen Abgaben 
weiter zu erheben und über ihre Stammesangehörigen die Ge— 
richsbarkeit auszuüben. Aber auch dieſe Häuptlinge find Unter: 
thanen des Reiches, unterſtehen deſſen Gewalt und Gerichts— 
barkeit und üben nicht eine territoriale Landeshoheit, ſondern 
nur einzelne Herrſchaftsrechte über ihren Stamm aus. 

Anfänglich hatte das Reich auch der Deutſch⸗Oſtafrikaniſchen 
Geſellſchaft wie der Neu-Guinea⸗Kompagnie die Ausübung der 
öffentlichen Gewalt in den von ihnen erworbenen Gebieten unter 
der Souveränetät des Reiches übertragen. Indes erwieſen dieſe 
Kolonialgeſellſchaften ſich dieſer Aufgabe nicht gewachſen. In 
dem Vertrage vom 20. November 1890 hat die Deutſch—⸗ 
Oſtafrikaniſche Geſellſchaft, in dem Vertrage vom 7. Oktober 1898 
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hat die Neu⸗Guinea⸗Kompagnie auf die Ausübung dieſer Hoheits⸗ 
rechte verzichtet. 

Was endlich die Finanzverhältniſſe der Schutzgebiete an⸗ 
betrifft, ſo iſt deren Finanzrecht ſtaatsrechtlich durch das Reichs⸗ 
geſetz vom 30. März 1892 geordnet worden. Die Koſten der 
Centralverwaltung, die durch den Reichskanzler und die ihm 
unterſtellten Behörden in Berlin gefüht wird, wie die Be⸗ 
ſoldungen der Gouverneure, Landeshauptleute u. ſ. w., werden 
von dem Reiche nach Maßgabe des Reichshaushalts⸗Etatgeſetzes 
beſtritten. Im übrigen aber iſt die Finanzwirtſchaft der 
einzelnen Schutzgebiete von der des Reiches getrennt. Jedes 
Schutzgebiet hat ein von dem Vermögen des Reiches geſondertes 
Vermögen mit juriſtiſcher Perſönlichkeit. Es hat ſeine eigenen 
Einnahmen und Ausgaben. Für die aus der Verwaltung 
entſtehendenden Verbindlichkeiten haftet nur das Vermögen des 
Schutzgebietes. Die Einnahmen beſtehen aus den vom Kaiſer 
angeordneten Zöllen, indirekten Steuern und Gebühren. Die 
Schutzgebiete gehören nicht zum deutſchen Zollgebiete. Waren, 
die aus Deutſchland eingeführt werden, find ebenſo zollpflichtig 
wie Waren, die aus den Schutzgebieten nach Deutſchland ein⸗ 
geführt werden. Doch genießen letztere nach dem Beſchluß 
des Bundesrats vom 2. Juni 1893 die Vorteile der Meiſt⸗ 
begünſtigung. Alle Einnahmen und Ausgaben der Schutz⸗ 
gebiete müſſen jährlich veranſchlagt und auf den Etat der 
Schutzgebiete gebracht werden, der durch Reichsgeſetz feſt⸗ 
geſtellt wird. Auch hat der Reichskanzler über die Verwendung 
aller Einnahmen jährlich dem Bundesrate und dem Reichstage 
zur Entlaſtung Rechnung zu legen. Dadurch iſt dem Bundes⸗ 
rate und dem Reichstage die Möglichkeit gegeben, jedes Jahr 
die geſamte Verwaltung der Schutzgebiete einer eingehenden 
Prüfung zu unterziehen. Die Schutzgebiete ſind aber noch 
weit davon entfernt, die Koſten ihrer Verwaltung aus ihren 
eigenen Einnahmen beſtreiten zu können. Nach dem Reichs⸗ 
geſetz vom 22. März 1901, durch welches der Haushaltsetat 
für die Schutzgebiete für das Rechnungsjahr 1901 feſtgeſtellt 
worden iſt, ſind die Ausgaben für ſämtliche Schutzgebiete auf 
36 603 600 Mark veranſchlagt. Davon werden aber aus den 
eigenen Einnahmen der Schutzgebiete nur 7286000 Mark ge: 
deckt, während der Zuſchuß, den das Reich zu zahlen hat, auf 
29 317600 Mark berech Die Verwaltung der Schutz⸗ 
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gebiete wird alſo dem Reiche im laufenden Jahre faſt 
30 Mill. Mark koſten. Von den Geſamtausgaben ſind aller⸗ 
dings 14½ Mill. Mark als einmalige Ausgaben bezeichnet. Aber 
es darf vorausgeſehen werden, daß noch lange Jahre hindurch 
ein ähnlicher Betrag für einmalige Ausgaben erforderlich ſein 
wird. Das deutſche Volk iſt genötigt, jedes Jahr ein großes 
Kapital auf ſeine Kolonien zu verwenden. Es geſchieht dies 
in der Hoffnung, daß, was die Gegenwart ſäet, die Zukunft 
ernten wird. 


Wenige Tage ſind verfloſſen, ſeitdem wir die Schwelle 
eines neuen Jahrhunderts überſchritten haben. Wie anders 
iſt heute die Stellung des Deutſchen Reiches als vor hundert 
Jahren, als am Anfange des 19. Jahrhunderts! Damals 
zerriſſen, ohnmächtig, eine Beute der Fremden, ſchien es dem 
Untergange geweiht zu ſein. Heute iſt das Deutſche Reich 
einer der mächtigſten Staaten der Erde, iſt es in ſich geeint 
und gefeſtet, iſt es gefeit gegen jeden Angriff auf ſeine 
Grenzen. In ſtolzem Vertrauen auf ſeine Kriegsmacht iſt es 
doch ein Hort des Friedens in Europa. Und damals vor 
hundert Jahren war Deutſchland nicht nur politiſch ohnmächtig, 
es war auch ein armes Land, das von dem Welthandel faſt 
ausgeſchloſſen war. Nur die Thatkraft und der Unternehmungs⸗ 
geiſt der Hanſeaten hatten, freilich meiſt unter fremden Schutze, 
den alten Ruhm der deutſchen Seefahrt nicht völlig ſchwinden 
laſſen. Heute iſt das deutſche Volk nicht nur eines der 
mächtigſten Völker, ſondern es hat auch den friedlichen Wett⸗ 
kampf auf allen Gebieten des wirtſchaftlichen Lebens mit den 
reichſten Nationen aufgenommen und mit Bewunderung und 
Neid blickt der Fremde auf ſeine Fortſchritte in Handel und 
Induſtrie. Von Jahr zu Jahr ſteigt der Wohlſtand und mit 
dem Wohlſtand die geiſtige Bildung in allen Kreiſen unſeres 
Volkes. Aber die Gründung des Reiches hat ſchwere Opfer 
gekoſtet. Und um das, was Kaiſer Wilhelm, was ſein großer 
Staatsmann und ſeine großen Feldherrn geſchaffen haben, zu 
erhalten und weiterzuführen, muß jede Generation von neuem 
große Opfer bringen. In dem Leben der Völker wie in 
dem Leben des Einzelnen gilt das Wort des Dichters: Was 
du ererbt von deinen Vätern haſt, erwirb es, um es 
zu beſitzen! Und hierzu genügen nicht kriegeriſche Macht 
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und Reichtum. Das Deutſche Reich konnte in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts in neuem Glanze und nie ge⸗ 
ſehener Macht wiedererſtehen, weil das deutſche Volk erfüllt 
war von dem edlen Idealismus, den es ſeinen großen Philo⸗ 
ſophen und Dichtern verdankt. Mehr wie je ſuchen heute 
die materiellen Intereſſen das öffentliche Leben zu beherrſchen. 
An Stelle der idealen Geſinnung, in der die großen Siege 
erfochten und das Reich gegründet worden iſt, iſt heute vielfach 
die Gier nach Gewinn getreten, an Stelle der Opferfreudigkeit 
das Beſtreben, die Geſamtheit privaten Intereſſen dienſtbar 
zu machen. Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches fordert die 
Unterordnung der Bundesſtaaten wie der Einzelnen unter die 
Geſamtheit. Die Verfaſſung des Reiches verpflichtet die 
Bundesſtaaten wie die Einzelnen Opfer auf ſich zu nehmen und 
Beſchränkungen ihrer Freiheit ſich zu unterwerfen, um die 
Macht und Größe des Vaterlandes nicht bloß in der Gegen⸗ 
wart, ſondern auch in der Zukunft zu ſichern, um die Be⸗ 
dingungen herzuſtellen, unter denen künftige Generationen die 
Lebensarbeit der gegenwärtigen fortführen können. Sie fordert 
eine ideale Geſinnung, die noch höheres kennt als Geld 
und Gut, als äußere Ehre und Genuß. Hält das deutſche 
Volk dieſe ideale Geſinnung als das teuerſte Erbe ſeiner 
Väter feſt, dann wird auch, ſo Gott will, jenes fromme Gebet 
ſich erfüllen, mit dem Kaiſer Wilhelm in der Kaiſerproklamation 
am 18. Januar 1871 die Kaiſerwürde übernahm: „Diem 
Deutſchen Kaiſer wolle Gott verleihen allzeit Mehrer 
des Deutſchen Reiches zu ſein, nicht an kriegeriſchen 
Eroberungen, ſondern an den Gütern und Gaben des 
Friedens auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Frei— 
heit und Geſittung!“ 
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Die deutſchen Volksſtämme und Landſchaften. Von Prof. Dr. O. Weiſe. 
Mit 26 Abbildungen. Geh. I 1.—, geſchmackv. geb. M 1.25. 


Das vorliegende Buch ſchildert die charakteriſtiſchen Eigentümlichkeiten 
der Landſchaft, ihre Beziehungen zu den Nachbarlandſchaften, den Einfluß der 
Gegend auf das Temperament und die geiſtige Anlage der Menſchen, die 
Leiſtungen hervorragender Männer auf dem Gebiete der Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaft, des Gewerbes und der Induſtrie; Sitten und Gebräuche, Sagen und 
Märchen, Beſonderheiten in der Sprache und Hauseinrichtung, in der politiſchen 
Haltung und dichteriſchen Beanlagung u. a. m. Eine 2 Auswahl von 
Städtebildern, Landſchaften und Bauten wie volkstümlichen Kunſtwerken ſchm 
das Buch, das jedem Freunde deutſchen Weſens und deutſcher Eigenart i 
Nord und Süd, in Oſt und Weſt hochwillkommen ſein wird. 


Deutſche Bankunſt im Mittelalter. Von Prof. Dr. A. Matthaei. 

Mit zahlr. Abb. i. T. Geh. 4 1.—, geſchmackv. geb. M 1.25. 

Der Verfaſſer giebt eine Darſtellung der Entwicklung der deutſchen 
ee bis zum Ausgang des Mittelalters und klärt über ihr Weſen als 
Kunſt auf, zeigt, wie ſich im Verlauf der Entwicklung die Raumvorſtellun 
klärt und vertieft, wie das techniſche Können wächſt und die praktiſchen Auf⸗ 
gaben ſich erweitern, wie in dem behandelten Zeitraum das germaniſche Volk 
aus der Erbſchaft der Antike, die in der Baſilika vorliegt, etwas Neues ent⸗ 


wickelt, die romaniſche Kunſt, die in den Kaiſerdomen am Rhein ihren Höhe⸗ 


punkt erreicht, und wie in den Zeiten der Kreuzzüge neue Anregungen kommen, 
die zur Gotik führen. l 


Die Metalle. Von Prof. Dr. K. Scheid. Mit 16 Abbildungen. 
Geh. AM. 1.—, geſchmackvoll geb. M 1.25. N 


Das Bändchen will, ohne daß irgend welche Kenntniſſe der Chemie 
und Geſteinkunde vorausgeſetzt werden, eine Erklärung geben, wie die Metalle 
in der Erde ſich als Erze abgelagert haben mögen und wie die Erze ſich 
in das reine Metall umwandeln laſſen; wie die Metalle auf den Hütten⸗ 
werken u Hosch werden, iſt unter Beigabe von Abbildungen erklärt. In 
den letzten Abſchnitten werden ſodann die Metalle hinſichtlich ihrer Eigen⸗ 
ſchaften verglichen und das ne über Darſtellung und 
Verarbeitung zuſammenfaſſend erklärt. 


Das deutſche Volkslied. Über Weſen und Werden des deutſchen 
Volksgeſanges. Von Privatdozent Dr. J. W. Bruinier. Geh. 
1. —, geſchmackvoll geb. M 1.25. 5 

Der Verfaſſer faßt den Begriff des Volksliedes in dem weiteren Sinne, 
den ihm die heutige Wiſſenſchaft zukommen läßt, und führt daher den Leſer 
durch die Jahrhunderte, zeigend, wie und was unſer Volk ſeit Tacitus Zeiten 
geſungen, wie die Kunftdichtung immer befruchtend ins Volk drang und dort 


dem Geſchmacke angepaßt wurde. 


Schrift⸗ und Buchweſen in alter und neuer Zeit. Von Prof Dr. 
O. Weiſe. Reich illuſtr. Geh. L 1. —, geſchmackv. geb. X 1.25. 
Der Verfaſſer verfolgt durch mehr als vier Jahrtauſende die ein⸗ 
ſchlägigen Erſcheinungen; wir hören von den Bibliotheken der Babylonier, 
von den Zeitungen im alten Rom, vor allem aber von der großartigen Ent⸗ 
wicklung, die „Schrift⸗ und Buchweſen“ in der neueſten Zeit, insbeſondere 
ſeit Erfindung der Buchdruckerkunſt, genommen haben. 


Acht Vorträge aus der Geſundheitslehre. Von Prof. Dr. H. Buchner. 
Mit zahlr. Abb. i. T. Geh. I 1.—, geſchmackv. geb. M. 1.25. 

In klarer und überaus feſſelnder Darſtellung unterrichtet der Verfaſſer 
über die äußeren Lebensbedingungen des Menſchen, über das Verhältnis von 
Luft, Licht und Wärme zum menſchlichen Körper, über Kleidung und Wohnung, 
Bodenverhältniſſe und Waſſerverſorgung, die Krankheiten erzeugenden Pilze 
und Infektionskrankheiten, kurz über alle wichtigen Fragen der Hygiene. 
Aufgaben und Ziele des Menſchenlebens. Von Dr. J. Unold in 

München. Geh. M 1.—, geſchmackvoll geb. M 1.25. 

Jeder denkende Menſch wird und muß ſich heute die Frage vorlegen: Wie 
ordnen wir unſer 1 das perſönliche und das öffentliche? 
giebt es für die mündige Perſönlichkeit überhaupt keinen Zweck und kein Ziel 
des Einzel⸗ und Geſamtlebens? giebt es keine bindenden Regeln des 
menſchlichen Handelns? Dieſe Frage, in der er zugleich die Lebensfrage 
der modernen Kulturvölker und ſomit auch unſeres deutſchen Volles ſieht, 
beantwortet der Verfaſſer dieſes Bändchens in zuverſichtlich bejahender, zugleich 
wohlbegründeter Weiſe. . 5 
Die Leibesübungen und ihre Bedeutung für die Geſundheit. Von 

Prof. Dr. R. Zander. Mit 19 Abbildungen im Text und auf 

2 Tafeln. Geh. M 1.—, geſchmackvoll geb. M 1.25. 

Der Verfaſſer hat in ſeinen Vorträgen in ber wiſſenſchaftlicher Weiſe, 
aber in allgemein verſtändlicher Form das Weſen der Leibesübungen dargeſtellt, 
den Bau und die Thätigkeit aller Organe, auf die die Leibesübungen einwirken, 
in Wort und Bild geſchildert und den günſtigen oder ſchädlichen Einfluß der 
Leibesübungen auf ſie und auf den ganzen Körper eingehend behandelt. Eine 
genaue Beſprechung erfahren die Wechſel beziehungen ee körperlicher und 
geiſtiger Arbeit, die Leibesübungen der Frauen, die Bedeutung des Sportes 
und die Gefahren der ſportlichen Übertreibungen. 

Unſere wichtigſten Kulturpflanzen. Von Privatdozent Dr. Gieſen⸗ 
hagen in München. Mit zahlreichen Abbildungen im Text. 

Geh. M 1.—, geſchmackvoll geb. M 1. 25. 

Die friſche Darſtellung beſchränkt ſich nicht etwa auf die Schilderung 
der Getreidepflanzen, ſondern die Darſtellung des Körperbaues und der Ent⸗ 
wicklung und Verrichtung der Organe der Getreidegräſer vermittelt zu⸗ 
gleich dem Leſer in anſchaulichſter Form allgemeine botaniſche Kennt⸗ 
niſſe. Hierzu fügt der Verfaffer einen äußerſt intereſſanten geſchichtlichen 
Überblick über den Getreidebau und 3 einen Ausblick auf die kultur⸗ 
. Entwicklung des e überhaupt und 

eſonders unſerer germaniſchen Vorfahren. Den Schluß bildet eine Darſtellung 

der Krankheiten der Getreidegräſer. 5 

Neuere Fortſchritte auf dem Gebiete der Elektrizität. Von Prof. 
Dr. Richarz. Mit 94 Abbildungen im Text. Geh. ＋ 1.—, 
geſchmackvoll geb. M 1.25. 


In vortrefflicher Weiſe iſt es dem Verfaſſer gelungen, die grund⸗ 


legenden Geſetze der Elektrizität zu erörtern, leicht verſtändlich, aber 
zugleich auch für jeden Fachmann intereſſant die Themata zu behandeln: Über 
elektriſche Schwingungen und Hertzſche Wellen auf Drähten; die Hertzſchen 
Wellen in der Luft, Strahlen elektriſcher ee. und die Telegraphie ohne 


Draht; Faradays Kraftlinien und die neueren Vorſtellungen vom Weſen der 


elektriſchen Kräfte; die Tesla⸗Ströme; die Kathodenſtrahlen und Röntgenſtrahlen. 
Vorausgeſchickt iſt eine Darſtellung der abſoluten elektriſchen und magnetiſchen 
Maßeinheiten (Ampöre, Volt und Ohm). 
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Das Eiſenhüttenweſen erläutert in acht Vorträgen von Prof. Dr. 
H. Wedding. Mit 12 Figuren im Text. Geh. M1.—, ge 
ſchmackvoll geb. M 1.25. f 
In dem mit zahlreichen Abbildungen verſehenen Bändchen wird uns 

zunächſt die Erzeugung des ſchmiedbaren Eiſens bei Holzkohlenfeuerung ge⸗ 

ſchildert und dann gezeigt, welche gewaltigen Anderungen mit der Erfindung 
des Hochofenprozeſſes eintraten. Der Verfaſſer belehrt uns über die chemiſchen 
phyſikaliſchen und geologiſchen Grundlagen derſelben, über die Eiſenerze und 

Brennſtoffe, über die verſchiedenen Eiſenarten und ihre Benennungen, um dann 

die Erzeugung der verſchiedenen Eiſenarten und die dabei in Betracht kommenden 

Prozeſſe zu ſchildern, insbeſondere auch die in unſerer Zeit beſonders wichtigen 

Formgebungsarbeiten und die Härtung. Der letzte Abſchnitt iſt dem ſchlimmſten 

Feind des Eiſens, dem Roſte, gewidmet. 

Ernährung und Volksnahrungsmittel. Sechs Vorträge gehalten 
von Prof. Dr. Johannes Frentzel. Mit 6 Abbildungen im 
Text und 2 Tafeln. Geh. 1 1.—, geſchmackvoll geb. M 1.25. 
In knapper Form giebt der Verfaſſer zunächſt ein Bild der geſamten 

Ernährungslehre. Es werden die Begriffe „Körperſtoffe“, „Nährſtoffe“, 

„Nahrungsmittel“, „Nahrung“ klargelegt und ausführlicher beſprochen. Hieran 

ſchließt ſich die Betrachtung der Zubereitung unſerer Nahrung. Des weiteren 

wird der geſamte Verdauungsapparat beſprochen, wobei die hierbei notwen⸗ 
digen Unterſuchungsmethoden erläutert werden. ng folgt die Beſprechung 
der einzelnen Nahrungsmittel, wobei insbeſondere auch die Herſtellungs⸗ 
methoden der Konſerven behandelt werden. Erläuternde Abbildungen und 

Tabellen erhöhen den Wert des Bändchens. 

Der Kampf zwiſchen Menſch und Tier. Von Prof. Dr. Karl Eckſtein. 
Mit 31 Abbild. i. T. Geh. M 1.—, geſchmackv. geb. M. 1.25. 

Die Vielſeitigkeit und Größe des Kampfes zwiſchen Menſch und Tier, 

die Erbitterung und Energie, mit der er geführt wird, ſtellt der Verfaſſer an 
1 Beiſpielen lebhaft vor Augen. Nachdem wir zunächſt in der Ein⸗ 
eitung erfahren, wie Menſch und Tier in grauer Vorzeit mit einander be⸗ 
kannt geworden ſein dürften, wie ſie einander ſchätzen und fürchten lernten, 
führen uns die einzelnen Kapitel Epiſoden aus dem Kampfe vor. Beſondere 
Schilderung erfahren die Kampfmittel, welche von beiden Gegnern angewendet 
werden, hier die durch Überlegung, Geſchicklichkeit und Wiſſenſchaft im Laufe 
der Zeit erlangten Schußwaffen, Fallen, Gifte und beſondere Wirtſchafts⸗ 
methoden, dort ſpitzige Kralle, ſcharfer Zahn, furchtbares Gift, Liſt und Ge⸗ 
wandtheit, der Schutzfärbung und ſchützenden Ahnlichkeit, der Anpaſſungsfähig⸗ 
keit nicht zu vergeſſen. 

Am ſauſenden Webſtuhl der Zeit. Aberſicht der Wirkungen der 
Entwicklung der Naturwiſſenſchaften u. der Technik. Von Laun⸗ 
hardt, Geh. Reg.⸗Rat, Prof. a. d. Techn. Hochſchule zu Hannover. 
Mit vielen Abbild. Geh. L 1.—, geſchmackvoll geb. L 1.25. 

In dem erſten Vortrage werden den ſieben Weltwundern der Alten die 
ganz anders gearteten Wunder unſerer Zeit gegenübergeſtellt, die in der groß⸗ 
artigen Ausbildung des Verkehrsweſens und in der glänzenden Entwicklung 
der Naturwiſſenſchaften beſtehen. Im letzten der Vorträge werden die meiſtens 
gu entgegengeſetzten Erſcheinungen führenden Wirkungen der Verkehrsvervoll⸗ 

mmnung dargeſtellt, die in vielſeitiger Weiſe auf wirtschaftlichem, ſozialem und 
politiſchem Gebiete und auf das geſamte Kulturleben ſich geäußert haben. 


Weitere Bändchen beſinden ſich in Vorbereitung. 


